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Vorwort

Eine haushälterische Nutzung des Bodens ist das primäre Ziel des schweizerischen Raum- 

planungsgesetzes. In die heutige Zeit übersetzt bedeutet dies nichts anderes als eine 

nachhaltige Nutzung. In der Umsetzung haben sich die politischen Akteure in den letzten 

vierzig Jahren hauptsächlich auf die quantitative Dimension, die Fläche, konzentriert, 

da in erster Linie die Eignung des Bodens als Bauland interessierte. Mehrfach wurde fest- 

gestellt, dass die Raumentwicklung in dieser Form nicht nachhaltig erfolgt. Andere 

Qualitäten des Bodens – etwa seine Eignung als Kulturland in der Landwirtschaft oder 

seine Fähigkeit, Wasser zu filtern und Treibhausgase zu speichern – waren für die Raum- 

planung von untergeordnetem Interesse. Einzig den wertvollsten Ackerbauflächen 

wurde mit dem Schutz der Fruchtfolgeflächen die notwendige Aufmerksamkeit zuteil. 

Es ist eines der Grundanliegen des Nationalen Forschungsprogramms «Nachhaltige 

Nutzung der Ressource Boden» (nfp 68), die qualitativen Aspekte des Bodens so fass- 

bar zu machen, dass sie in angemessener Weise bei raumplanerischen Entscheiden 

berücksichtigt werden können. Mit den Bodenindexpunkten schlagen die Autorin und die 

Autoren der thematischen Synthese 3 «Eine Bodenagenda für die Raumplanung» des 

nfp 68 einen Ansatz vor, mit dem sich diese grosse Herausforderung bewältigen lässt. 

Entsprechend bedeutet dieses Instrument einen grossen Schritt hin zu einer Raum-

planung, die der Bodenqualität gebührend Beachtung schenkt. Das Autorenteam zeigt 

aber auch, dass die Bodenqualität in einem vielfältigen Spannungsfeld zu betrachten 

ist. Eine einseitige Optimierung kann beispielsweise die Zersiedlung weiter fördern und  

eine nachhaltige Raumentwicklung beeinträchtigen. Die Darstellung der vom Boden 

erbrachten Ökosystemleistungen hilft, die verschiedenen Interessen explizit zu machen, 

und ermöglicht so eine fundierte Abwägung. Aus Sicht des Autorenteams gilt es deshalb, 

die Interessenabwägung auch in der Gesetzgebung angemessen zu gewichten und 

insbesondere die Bodenqualität dabei zu berücksichtigen. Um nicht noch mehr Boden 

von hoher Qualität zu verlieren und beispielsweise mit dem angedachten Planungs-

ansatz die entsprechenden Handlungsspielräume zu öffnen, ist keine Zeit zu verlieren. 

Möglichkeiten, grundlegende Entscheide zu fällen, bieten sich mit der anstehenden 

Revision 2 des Raumplanungsgesetzes. Es gilt sie zu nutzen!

Prof. Dr. Emmanuel Frossard

Präsident der Leitungsgruppe des Nationalen Forschungsprogramms  
«Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden» (NFP 68)
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Besonders im Schweizer Mittelland ist der Boden starkem Nutzungsdruck ausgesetzt, 
wobei vor allem das landwirtschaftliche Kulturland leidet. Die vorliegende thematische 
Synthese des nfp 68 präsentiert Konzepte und Strategien, wie die Ressource Boden 
und ihre Funktionen und Ökosystemleistungen langfristig gesichert werden können.

Böden sind für das Wohlergehen unserer Gesellschaft von zentraler Bedeutung. Che-
mische, physikalische und biologische Bodeneigenschaften und -prozesse sind verant-
wortlich für eine Vielzahl von Bodenfunktionen und Ökosystemleistungen (ösl) wie den 
Schutz vor Naturgefahren, die landwirtschaftliche Produktion oder die Speicherung von 
Kohlenstoff. Die Versiegelung von Böden und weitere Belastungen wie deren Verdich-
tung, Schadstoffeinträge und Erosion verringern aber zunehmend ihr Potenzial, wichti-
ge Funktionen zu erfüllen und ösl zu erbringen. Da in menschlichen Zeitmassstäben die 
Ressource Boden nicht erneuerbar ist, stellt eine nachhaltige Nutzung des Bodens unse-
re Gesellschaft somit vor grosse Herausforderungen.

Landwirtschaftliches Kulturland unter starkem Nutzungsdruck

Aufgabe der Raumplanung ist es, die raumwirksamen Tätigkeiten zu koordinieren. Sie 
bestimmt somit die Spielregeln der Bodennutzung. Besonders im Schweizer Mittelland ist 
der Boden starkem Nutzungsdruck ausgesetzt. Nach wie vor leidet vor allem das landwirt-
schaftliche Kulturland (Glossar, S. 81) unter den Nutzungsentscheidungen. Mit der ers-
ten Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes (rpg 1) wurde der Flächenverbrauch 
durch das Ausscheiden neuer Bauzonen gebremst. Dennoch nimmt der Kulturlandverlust 
weiterhin zu, insbesondere durch die Bautätigkeit ausserhalb der Bauzone. Sie findet zu-
dem vorwiegend auf den für die Landwirtschaft geeignetsten Böden statt. Bislang neh-
men wir aber bei der Beanspruchung des Bodens kaum Rücksicht auf die Qualität des Bo-
dens – also sein eigentliches Potenzial zur Erfüllung seiner diversen Funktionen und ösl. 
Das nfp 68 (S. 72) macht die Bodenqualität deshalb zur Schlüsselgrösse für den nachhal-
tigen Umgang mit der Ressource Boden. 

Bodenqualität in Nutzungsentscheidungen integrieren

Die vorliegende thematische Synthese des nfp 68 präsentiert Konzepte und Strategien für 
die Schweiz, wie die Ressource Boden und ihre Funktionen und ösl langfristig gesichert 
werden können. Dazu muss vor allem die Datengrundlage verbessert werden, denn die 
Bodeneigenschaften sind nur lückenhaft erfasst, sodass auch die daraus abgeleiteten Bo-
denfunktionskarten mangelhaft sind. Die nfp 68-Projekte haben Methoden erarbeitet, um 
Bodeneigenschaften zu kartieren, die verschiedenen Funktionen und ösl des Bodens zu 
bewerten und die Bodenqualität damit sichtbar zu machen. Um zu verhindern, dass die 
Ressource Boden übernutzt wird, müssen zudem gesellschaftliche Ziele gesetzt werden. 
Die Politik ist gefordert, Grenzwerte für den Verlust an Bodenqualität festzulegen. Die Bo-
denforschung muss die dazu notwendigen Entscheidungsgrundlagen bereitstellen.

Dies reicht jedoch noch nicht: Damit die Bodenqualität in der Raumplanung berücksichtigt 
wird, bedarf es einer neuen gesetzlichen Grundlage, welche die Bodenqualität in die Inte- 
ressenabwägung miteinbezieht. Es ist Aufgabe der Behörden, starke Planungsinst-

Zusammenfassung
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rumente einzuführen, die die Siedlungsentwicklung nach innen (künftig: Innenent-
wicklung) fördern und die künftige Bautätigkeit möglichst auf weniger wertvolle Böden 
lenken. Entscheidungsträgerinnen und -träger sind gefordert, die Funktionen und ösl 
der Böden innerhalb des Siedlungsgebiets – beispielsweise als Erholungsräume oder zum 
Schutz vor Überschwemmungen – vermehrt zu berücksichtigen.

Um einen weiteren erheblichen Verlust an Böden mit hoher Qualität zu verhindern, 
müssen möglichst bald Massnahmen ergriffen werden. Auch wenn im Alltag immer we-
niger Menschen direkten Kontakt zum Boden haben, spielen seine Funktionen und ösl 
stets eine entscheidende Rolle für das Wohlergehen unserer Gemeinschaft und jenes der 
nächsten Generationen.

Überblick über die Synthese

Das erste Kapitel der TS3 beschreibt die Ressource Boden und seine Funktionen und ösl, 
die in Abbildung 1 (S. 10) in der oberen Hälfte der Sanduhr durch die sechs Bodenfunk-
tionen dargestellt werden. Die Ziele zum Schutz der Bodenqualität und zur Begrenzung 
des Flächenverbrauchs werden erläutert.

Das zweite Kapitel geht auf den Bodenzustand und den fortschreitenden Verlust an Kul-
turland (Glossar, S. 81) und anderen qualitativ hochwertigen Böden ein, symbolisiert in 
Abbildung 1 durch den Sand, der in die untere Hälfte der Sanduhr rinnt. Es zeigt sich, 
dass überwiegend die qualitativ wertvollsten Böden verbraucht werden. Dabei wird auch 
ein Blick auf das nfp 22 «Nutzung des Bodens in der Schweiz» und die damals, vor rund 
25 Jahren, formulierten Ziele geworfen. 

Das dritte Kapitel beschreibt die entscheidende Rolle der Raumplanung für einen haushäl-
terischen Umgang mit der Ressource Boden anhand der bodenrelevanten Handlungsfel-
der, dargestellt durch die blauen Ringe in Abbildung 1. Auf dem inneren Ring befinden sich  
die operativen Elemente, die Steuerungsinstrumente der Bodennutzung. Anschlies send 
folgen die übergeordneten Handlungsfelder im Umgang mit Boden und schliesslich die 
institutionellen Elemente und Prozesse27. Das bestehende Instrumentarium schränkt un-
ter Berücksichtigung der ersten Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes (rpg 1) 
insbesondere den Flächenverbrauch ein. Lücken werden vor allem beim Bauen ausser-
halb der Bauzone (BaB) und bei der Berücksichtigung der Bodenqualität ausgemacht.

Im vierten Kapitel werden Lösungsansätze aus den nfp 68-Projekten aufgezeigt, die am 
bestehenden Instrumentarium der Raumplanung ansetzen. Die Ansätze bieten ein breites 
Spektrum an Denkanstössen mit der entscheidenden Gemeinsamkeit, das Thema «Boden- 
qualität» in der Raumplanung zu verankern. Die berücksichtigten Projekte werden im 
Konzept durch rosa Punkte dargestellt. Im Text werden jeweils Abkürzungen verwendet, 
um auf die Projekte zu verweisen. Im Anhang (S. 76) findet sich eine vollständige Liste 
der nfp 68-Projekte.

Das fünfte Kapitel schliesslich schlägt eine Bodenagenda für die Schweiz mit konkreten Um- 
setzungsmassnahmen vor. Sie sollen den künftigen Flächenverbrauch und insbesondere 



NFP 68 Thematische Synthese 3 Eine Bodenagenda für die Raumplanung   10

den Verlust an qualitativ hochwertigen Böden begrenzen und werden in Abbildung 1 
durch die gelben Pfeile symbolisiert.

Abbildung 1
Konzept der thematischen  
Synthese TS3

Illustration: Sander Kool, eth Zürich
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Die Ressource Boden ist mehr als Träger 
von Gebäuden und Infrastrukturen. Sie  
ist für eine Vielzahl lebenswichtiger Funk- 
tionen verantwortlich. Boden ist unent- 
behrliche Produktionsgrundlage und Nähr- 
stofflieferant für die Lebensmittelproduk-
tion. Rund  sechzig Prozent des Schweizer 
Nahrungsmittelverbrauchs konnten in den  
letzten zwanzig Jahren mit inländischen 
Produkten gedeckt werden. Dank frucht-
barem Boden erzielt die Landwirtschaft 
eine jährliche Bruttowertschöpfung von 
3,87 Milliarden Schweizer Franken1. Zu-
dem wachsen auf Schweizer Böden jähr-
lich 9,7 Millionen Kubikmeter Holz2. Ein 
Blick unter die Oberfläche wirft ein Licht 
auf Milliarden von Organismen, denen der  
Boden Lebensraum bietet. So lebt ein 
Viertel aller Arten weltweit im Boden und 
ist für Prozesse verantwortlich, die we-
sentlich zu den vielfältigen Bodenfunktio-
nen beitragen3. Sie zerlegen Pflanzenres-
te in ihre Grundbestandteile und stellen 
diese als Nährstoffe wieder für Tiere und 
Pflanzen zur Verfügung. Zudem filtert 
und speichert der Boden in seinen Po-
ren Wasser. Vor Seen und Gletschern ist 
das Grundwasser der grösste Wasserspei-
cher der Schweiz4. Im Weiteren leistet der 
Boden als Kohlenstoffspeicher einen be-
achtlichen Beitrag zum Klimaschutz. Im 
Humus der Schweizer Waldböden ist dop-
pelt so viel Kohlenstoff (C) gebunden, wie 
in der Atmosphäre über der Schweiz vor-
handen ist5 (Exkurs «Böden und ihr Bei-
trag zu Ökosystemleistungen», S. 12).

Menschen nutzen und bewirtschaften den 
Boden seit Tausenden von Jahren und ha-
ben seinen heutigen Aufbau mitgeprägt. 
Sie rodeten, entsteinten, pflügten, düngten 
und säten Jahr für Jahr. Böden sind auch ein  
Produkt dieser enormen Kulturleistung6.  
Gleichzeitig stellt die übermässige Nut-
zung des Bodens durch den Menschen eine  
Bedrohung für die Ressource dar. Die Ver- 

siegelung und weitere Belastungen wie  
Bodenverdichtung, Schadstoff einträge und  
Erosion gefährden die Bodenfunktio nen  
und die durch den Boden erbrachten Öko-
systemleistungen (ösl)7–10. Technische Mass- 
nahmen können den Verlust von ösl unter  
Umständen kompensieren. Allerdings sind  
sie stets mit hohen Kosten verbunden, 
etwa wenn verschmutztes Trinkwasser 
aufwendig aufbereitet oder ein zu gerin-
ges Wasserspeichervermögen mit kost-
spieligen Hochwasserschutzmassnahmen 
kompensiert werden muss. Angesichts 
der existenziellen Bedeutung des Bodens 
und der hohen Kosten kompensatorischer 
Massnahmen steht die Gesellschaft vor 
der Herausforderung, zu entscheiden, wie 
der Boden künftig genutzt werden soll.

Die Raumplanung hat die Aufgabe, die 
Raumansprüche der verschiedenen Ak-
teurinnen und Akteure und der verschie-
denen Politikbereiche zu koordinieren. Sie 
nimmt dadurch eine Schlüsselrolle ein bei 
der «haushälterischen Nutzung des Bo- 
dens und der geordneten Besiedlung des 
Landes», wie dies die Bundesverfassung 
verlangt (Art. 75 BV). 

1.1  Ziele eines nachhaltigen Umgangs  
mit der Ressource Boden

Die vorliegende thematische Synthese lie-
fert Grundlagen und Strategien zur nach-
haltigen Nutzung der Ressource Boden 
unter Einbezug der durch den Boden bereit-
gestellten Funktionen und ösl. Dies ist ein  
zentrales Ziel des Nationalen Forschungs- 
programms 68 «Nachhaltige Nutzung der 
Ressource Boden» (nfp 68). Der Umgang 
mit der Ressource Boden ist nur dann nach- 
haltig, wenn folgende zwei Bedingungen  
erfüllt werden: Die vielfältigen Ansprüche 
an den Boden von verschiedenen Akteu-
rinnen und Akteuren müssen ausführlich  
abgewogen und aufeinander abgestimmt  

Funktionen und Leistungen der Ressource Boden1
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werden, und das öffentliche Recht muss  
dafür sorgen, dass die Ressource nicht 
übernutzt wird (Kapitel 3.2., S. 28)18,20. Der 
hier beschriebene Ressourcenansatz be-
trachtet die Ressource Boden als Kapi tal, 
aus dem als Ertrag die Funktionen und 
ösl des Bodens hervorgehen. Eine nach-
haltige Raumplanung muss dafür sorgen,  

dass der Boden nicht über seine Regene-
rationsfähigkeit hinaus genutzt wird, damit  
er seine Funktionen und ösl langfristig  
erbringen kann18,21. Die Bundesverfassung  
verlangt eine Nutzung des Bodens, die «ein  
auf Dauer ausgewogenes Verhältnis zwi-
schen der Natur und ihrer Erneuerungs-
fähigkeit einerseits und ihrer Beanspru- 

Exkurs
Böden und ihr Beitrag zu 
Ökosystemleistungen11

Böden erfüllen eine Vielzahl verschiedener Funktionen, die sich systematisch in sechs Hauptfunktionen  

und zahlreiche Teilfunktionen unterteilen lassen (Abb. 1, S. 10), 12,13:

I Produktionsfunktion: z.B. Bodenfruchtbarkeit und Produktion von Biomasse

II Lebensraumfunktion: z.B. Lebensraum für Bodenmikroorganismen

III Regulierungsfunktion: z.B. Regulierung des Wasser- und Nährstoffkreislaufs

IV Archivfunktion: z.B. Erhalt von archäologischen Kulturschätzen

V Trägerfunktion: z.B. Basis für Infrastrukturen und Gebäude

VI Rohstofffunktion: z.B. Quelle für Kies, seltene Erden oder Trinkwasser 

Für die Bereitstellung dieser Funktionen spielen die chemischen, physikalischen und biologischen Bodeneigen- 

schaften und -prozesse eine Rolle, beispielsweise die Säurepufferung oder der Nährstoffhaushalt. Die aus Bo-

deneigenschaften abgeleiteten Bodenteilfunktionen und Bewertungskriterien sind in der thematischen Syn- 

these TS4 des nfp 68 «bodeninformations-Plattform Schweiz (bip-ch)» detailliert beschrieben. Sie bilden zu-

sammen mit den sozio ökonomischen Rahmenbedingungen die Grundlage für eine Vielzahl von Ökosystemleis-

tungen (ösl). Die ösl des Bodens beschreiben den Beitrag des Ökosystems Boden zum menschlichen Wohl-

ergehen. Das Konzept der ösl schlägt eine Brücke zwischen den Bodenfunktionen und ihrem Nutzen für den 

Menschen und somit der Inwertsetzung des Bodens. Das Bundesamt für Umwelt (bafu) geht von insgesamt  

23 ösl aus14. Manche Bodenfunktionen sind gemäss der nfp 68-Fokusstudie bodenindikatoren direkt oder 

indirekt mit dem Öko system Boden verknüpft (Tab. 2 in Anhang 1, S. 71), beispielsweise die Erholungsleistung 

durch städtische Grün- und Freiräume sowie Nah- und Fernerholungsräume, die Speicherung von Kohlenstoff-

dioxid zum Klimaschutz oder fruchtbare Böden für die landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Nutzung. 

In der vorliegenden Synthese wird in diesem Zusammenhang der Begriff «Bodenqualität» verwendet, die defi-

niert wird als das Potenzial eines Bodens, die beschriebenen Funktionen und ösl bereitstellen zu können15,16. 

Boden ist eine Basisressource der Landschaft: Boden ist somit direkt oder indirekt für eine Vielzahl von Funk-

tionen und ösl der Landschaft mitverantwortlich17. Deutlich wird die Überschneidung der ösl des Bodens mit 

denjenigen der Landschaft unter anderem am Beispiel der Erholungsleistung städtischer Grün- und Freiräume, 

die auch als Landschaft wahrgenommen werden.  

Gewisse Funktionen und ösl des Bodens lassen sich direkt einer Eigentümerin oder einem Eigentümer zu-

weisen, beispielsweise Boden als Ressource im Kiestagebau oder Boden als Träger baulicher Nutzungen.  

Bei anderen Funktionen und ösl des Bodens ist dies nicht der Fall18, bei den Bodenfunktionen vor allem bei 

den ökologischen Funktionen «Lebensraumfunktion», «Regulierungsfunktion» und «Produktionsfunktion». 

Sie sind besonders durch die Übernutzung gefährdet (Kapitel 1.1, S. 11).
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G – Gesundheit/Wohlbefinden

S – Sicherheit

V – Natürliche Vielfalt

W – Wirtschaftliche Leistungen14

Abbildung 2
Die Bodenfunktionen und Öko-
systemleistungen des Bodens. 
Die Ökosystemleistungen ent-
sprechen der Kategorisierung  
gemäss bafu14.
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chung durch den Menschen anderseits» 
anstrebt (Art. 73 BV). Die heutigen Böden 
sind jedoch ein Produkt jahrtausendelan-
ger natürlicher und anthropogener Prozes-
se22 und in menschlichen Zeitmassstäben  
nicht reproduzierbar. Bauliche Eingriffe 
oder andere Belastungen wie Bodenver-
dichtung, Schadstoffeinträge und Erosion 
sind in der Regel mit der Zerstörung des Bo- 
dens und seiner Funktionen und ösl ver-
bunden. Der Substitution dieser Funktio-
nen und ösl durch technische Massnahmen  
sind Grenzen gesetzt (Kapitel 1, S. 11 ff.).

Die «Agenda 2030» der Vereinten Natio-
nen formuliert globale Ziele für eine 
nach haltige Entwicklung, zu denen sich 
auch die Schweiz bekannt hat. Nach ihnen  
richtet sich die nationale «Strategie der 
nachhaltigen Entwicklung 2016–2019» 
des schweizerischen Bundesrats23,24. Die 
Mehrzahl der 17 Nachhaltigkeitsziele der 
«Agenda 2030» stehen direkt oder indi-
rekt in Beziehung zum Boden und sei-
nen Funktionen und ösl (Exkurs «Nach-
haltigkeitsziele der Vereinten Nationen mit 
direktem oder indirektem Bezug zum Bo-
den», unten)25. 

Bislang hat die Politik keine Grenzwerte 
hinsichtlich der Bodenqualität festgelegt, 
die eingehalten werden müssten, um die 
Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. Auch 
die Forschung beginnt erst zu verstehen, 
ab welchem Versiegelungsgrad gewis-
se Funktionen und ösl nicht mehr ausrei-
chend erfüllt werden können26. Ziel muss 
es jedoch sein, Grenzwerte für den Verlust 
von Bodenqualität festzulegen, die länger-
fristig und gesamthaft nicht überschritten 
werden. Die Festlegung muss sich dabei 
auf die Schwellenwerte der Übernutzung 
der Funktionen und ösl des Bodens be-
ziehen. Dies ist zwar ein aufwendiger und 
komplexer Prozess, für den nachhaltigen 
Umgang mit der Ressource Boden aber 
unabdingbar.

Die nachhaltige Nutzung des Bodens in 
der Schweiz kann nicht losgelöst von jener  
im Ausland betrachtet werden. Der Bo-
den, der zur Versorgung der Schweizer 
Bevölkerung auf irgendeine Weise ge-
nutzt wird, liegt überwiegend im Aus-
land. Nach Studien des Bundesamtes für 
Umwelt (bafu) fallen so über 70 Prozent 
der durch den Schweizer Konsum verur-
sachten Umweltbelastungen im Ausland 

Exkurs
Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen mit 
direktem oder indirek-
tem Bezug zum Boden24

Ziel 1

Armut beenden, Zugang zu Ressourcen sichern und Landeigentum ermöglichen. 

Ziel 2

Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen und eine nachhaltige  

Landwirtschaft fördern.

Ziel 3

Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern.

Ziel 12

Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen.

Ziel 15

Terrestrische Ökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern, Wälder nachhaltig 

bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodenverschlechterung stoppen und umkehren und den Biodiver-

sitätsverlust stoppen.
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an27. Beispielsweise müssen Nahrungs-
mittel, deren Nachfrage die inländische 
Landwirtschaft nicht zu decken vermag, 
anderswo produziert werden. Auf diese  
Weise beeinflussen der Konsum und die 
Nutzung des Bodens in der Schweiz die 
Entwicklung im Ausland. Im globalen Sü-
den werden zudem grossflächige Landin- 
vestitionen getätigt, die erhebliche positi-
ve, aber auch negative soziale, wirtschaftli-
che und ökologische Folgen haben, wie die 
nfp 68-Projekte land grabbing und land-
nutzungsentscheide zeigen. Das Projekt  
land grabbing gibt Einblick in die Aus-
wirkungen der durch Investoren mit Sitz 
in der Schweiz finanzierten Biotreibstoff-
produktion in Sierra Leone. Biotreibstoffe 
werden gewöhnlich als positiver Beitrag 
zur Nachhaltigkeit betrachtet. Im unter-
suchten Fall führen sie neben der Er-
höhung der Einkommenschancen eines 
erheblichen Anteils der lokalen Bevölke-
rung aber auch zur grossflächigen Zerstö-
rung wertvoller Landschaften. Angesichts 
der Abhängigkeit der Menschen von die-
sen Landschaften hat deren Verwundbar-
keit stark zugenommen28. Im untersuch-
ten Fall wurde die Produktion aufgrund 
stark sinkender Energiepreise eingestellt. 

Die temporär Angestellten verloren so-
wohl ihre Arbeit als auch einen guten Teil 
ihrer früheren Subsistenzgrundlage. Pro-
jekte und Investitionen im Ausland stellen 
aber auch eine Chance dar, den globalen 
Fussabdruck der Schweizer Gesellschaft 
zu verringern, indem zum Beispiel Re kul- 
tivierungen degradierter Böden oder Aus-
gleichsflächen finanziert werden. Diese  
Wechselwirkungen gilt es vermehrt in Dis- 
kussionen um die Bodennutzung in der 
Schweiz einzubeziehen.

Eine nachhaltige Raumplanung hat die  
unterschiedlichen Nutzungsansprüche an 
den Boden zu berücksichtigen. Dabei soll 
künftig insbesondere denjenigen Funk-
tionen und ösl des Bodens grösseres Ge-
wicht zukommen, die, wie die Kohlenstoff-
speicherung oder die Erholungsleistung, 
bisher unzureichend in raumplanerische 
Entscheidungen eingeflossen sind. Auf  
Basis dieser Funktionen und ösl sollen 
vorausschauend Auseinandersetzungen 
und Verhandlungen geführt werden, die 
eine kreative Neuordnung der Boden-
nutzung unter Berücksichtigung der Bo-
denqualität fördern.

 Es ist folgendes Ziel zu  
verfolgen: 

 Der Verlust an qualitativ hoch-
wertigen Böden begrenzen, 
indem

– der Flächenverbrauch durch 
bauliche Nutzungen reduziert 
wird und

– die Bodenqualität zu einer 
wichtigen Entscheidungs-
grösse der Raumplanung 
wird.
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Bereits vor rund 25 Jahren hat sich ein 
nfp mit dem Boden in der Schweiz be-
fasst. Das nfp 22 «Nutzung des Bodens 
in der Schweiz» (1983–1991) formulierte 
im Schlussbericht Massnahmen, um die 
Bodenfruchtbarkeit zu erhalten, den Ver- 
lust an wertvollen, über Jahrtausende  
gewachsenen Böden zu verringern und 
die Bodennutzung besser zu verteilen28. 
Als zentrale Probleme wurden unter an-
derem der Flächenverbrauch durch Un-
ternutzung von Grundstücken und einzel-
nen Gebäuden, das planlose Wachstum in 
Gebieten mit günstigem Bauland und die 
sozialen Folgen steigender Bodenprei-
se an zentralen Lagen bezeichnet. Was ist 
seither geschehen und welche Ziele wur- 
den erreicht? Kapitel 2 beleuchtet die Ent- 
wicklung des Bodens in den letzten dreis-
sig Jahren und wagt erste Prognosen für 
die Zukunft.

2.1 Verlust an Kulturland

Unter der Landnutzungsänderung zwi-
schen 1985 und 2009 hat bekanntermas-
sen das Kulturland am stärksten gelitten. 
Insgesamt sind in 24 Jahren 85 000 Hek-
taren beziehungsweise fünf Prozent des 
1985 noch vorhandenen Kulturlands ver-
loren gegangen, was etwa der Grösse des 
Kantons Jura entspricht29. Die Ausweitung 
der überbauten Fläche ist für zwei Drit-
tel des Kulturlandverlusts verantwort-
lich, und dies überwiegend im Mittelland 
(zwischen Jurakette und Alpen) und in 
den Talgebieten. Aufgrund der Topogra-
fie, des Waldes und weiterer Flächen wie 
beispielsweise der Gewässer sind in der 
Schweiz rund dreissig Prozent der Landes- 
fläche für Siedlungen geeignet (Abb. 3, un-
ten)30. Auf einem Drittel der Landesfläche 
spielen sich daher die grössten Nutzungs-
konflikte ab, denn nicht nur die Bevölke- 
rung, sondern auch das produktivste Kul-

Wie geht es dem Boden in der Schweiz?2

Abbildung 3
Besiedelbare Fläche und über-
baute Fläche der Schweiz im  
Jahr 2010. Auf einem Drittel der 
Landesfläche spielen sich die 
grössten Nutzungskonflikte ab.

Angepasst nach31

 Besiedelbare Fläche/  
 besiedelbares Kulturland

 Überbaute Fläche 
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turland und die dynamischsten Entwick-
lungen der Wirtschaft konzentrieren sich 
auf diesen knappen Raum.

Die jüngste Erhebung der schweizerischen 
Arealstatistik wurde für die Westschweiz  
(Kantone Freiburg, Solothurn, Basel-Stadt,  
Basel-Landschaft, Waadt, Neuenburg, Genf  
und Jura) bereits abgeschlossen. Ihre Er-
gebnisse deuten auf eine weitere erheb-
liche Ausweitung der überbauten Flä-
che innerhalb der letzten neun Jahre hin, 
wenn auch das Tempo etwas nachzulas-
sen scheint32. Der Verlust von Kulturland 
durch bauliche Nutzungen kann als ir-
reversibel betrachtet werden, da es nur 
teilweise und unter erheblichen Kosten 
möglich ist, versiegelte Flächen zu rekul-
tivieren (Kapitel 4.2.1, S. 49). 

Auch der Wald hat zum Verlust an Kultur-
land beigetragen. Waldzuwachs und Ver-
buschung (Vergandung) sind für einen 

Drittel des Gesamtverlusts an Kulturland 
verantwortlich. Betroffen von der Vergan- 
dung sind vor allem Sömmerungswei- 
den und Maiensässe. Ausserdem führt die 
Vergandung – im Gegensatz zur Versiege-
lung – zu einer Transformation und nicht 
zum Erliegen der ökologischen Boden-
funktionen. Dieses Thema wird daher im 
Rahmen der Synthese nicht weiter vertieft.

2.1.1 Kulturlandverlust durch Überbauung 

Mit 63 Prozent beziehungsweise knapp 
54 000 Hektaren ist die Zunahme der über- 
bauten Fläche hauptverantwortlich für 
den Verlust von Kulturland (Abb. 4, unten)  
zwischen 1985 und 2009. In dieser Zeit ist  
damit Kulturland in der Grös se des Boden- 
sees überbaut worden. Mit knapp 70 Pro-
zent machen Gebäudeareale den Haupt-
teil des Verlustes aus, die vor allem zum 
Wohnen beansprucht wurden. Infrastruk-
turen sind für knapp einen Viertel des 

Abbildung 4
Bilanz des Kulturlandverlusts  
gemäss Arealstatistik zwischen 
1985 und 2009. Die Zunahme  
der überbauten Fläche ist für 
knapp zwei Drittel des Kultur-
landverlusts verantwortlich.  
Für eine vollständige Übersicht 
über die 72 Klassen der Areal-
statistik siehe Lit.33. 

Datenquelle: Lit.31
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Kulturlandverlusts verantwortlich, und je 
ein Zehntel wird durch landwirtschaft-
liche Gebäudeareale sowie Industrie- und 
Gewerbeareale verursacht. Die beschrie-
bene Zunahme der überbauten Fläche 
hat sowohl innerhalb als auch ausserhalb  
der Bauzone stattgefunden. Anhand der 
zur Verfügung stehenden Datengrundla-
gen können jedoch (BaB) nur beschränkt 
Aussagen gemacht werden (Kapitel 2.1.4, 
S. 19).

Die überbaute Fläche ist zwischen 1985 
und 2009 schneller gewachsen als die Be-
völkerung. Schweizweit ist die überbaute 
Fläche pro Einwohnerin und Einwohner 
um fünf Prozent, von 387 auf 407 Qua-
dratmeter, gestiegen34. Es zeigen sich je-
doch erhebliche regionale Unterschiede. 
In zentralen urbanen Lagen wie Zürich 
und Genf, wo die Innenentwicklung vor-
angetrieben wurde, ist gar ein Rückgang 
der beanspruchten überbauten Fläche pro 
Kopf feststellbar. 

2.1.2 Künftig weniger neue Bauzonen

Mit der ersten Revisionsetappe des Raum- 
planungsgesetzes von 2012 (rpg 1) sind die  
Anforderungen an die Ausscheidung neu-
er Bauzonen stark gestiegen (Kapitel 3.3.1, 
S. 31). Generell wird es zwar auch nach der 
Umsetzung des rpg 1 möglich sein, neue 
Bauzonen auszuscheiden, häufig wird dies  
aber geschehen sein. Neueinzonungen un- 
terliegen strengen Voraussetzungen. Vorab  
müssen unter anderem die inneren Nut-
zungsreserven mobilisiert werden, und 
die Verfügbarkeit des einzuzonenden Lan-
des muss rechtlich sichergestellt sein. 
Das Bundesgericht folgt bei der Überprü-
fung dieser Anforderungen einer strengen  
Linie. Künftig können Einzonungen nicht 
nur von Privaten und Behörden – den 
Bundesämtern für Raum entwicklung und 
Landwirtschaft –, sondern auch von den 

Umweltverbänden angefochten werden. 
Die Kontrolle darüber, ob die strengen Vo-
raussetzungen für Neueinzonungen tat-
sächlich eingehalten werden, wurde da-
mit erheblich verschärft.

Der Schlussbericht des nfp 22 hat Mass-
nahmen vorgeschlagen, um das Wachs-
tum der überbauten Fläche zu stoppen. 
So wurde empfohlen, ein schweizweites 
Maximum an Siedlungsgebiet festzulegen 
und auf die Kantone aufzuteilen28. Diese 
Massnahme, die nicht umgesetzt wurde, 
hätte einer Verfassungsänderung bedurft, 
da die Raumplanung Sache der Kantone 
ist. Die Kantone steuern die Entwicklung 
ihres Siedlungsgebiets über den Richtplan 
(Art. 8a rpg). Dem Vorschlag des nfp 22  
ist das rpg 1 mit der Ausrichtung der  
Siedlungsentwiclung nach innen jedoch 
weitgehend nachgekommen (Kapitel 3.3.1, 
S. 31). Die Anforderungen an die Aus-
scheidung neuer Bauzonen wurden ver-
schärft (Art. 15 rpg), und Massnahmen 
zur Baulandmobilisierung müssen durch 
die Kantone ergriffen werden (Art. 15a 
rpg). Zusätzlich wurde die Abschöpfung 
des Mehrwerts bei Wertsteigerungen von 
Grundstücken (Mehrwertausgleich) mit 
einem minimalen Prozentsatz (Mindest-
regelung) und Sanktionsmöglichkeiten bei 
Nichtbefolgung präzisiert (Art. 5 rpg; Ka-
pitel 3.1.3, S. 26).

Das Verhältnis der Investitionen in Neu-
bau- und Umbautätigkeiten ist seit den 
frühen 1990er-Jahren stabil. Nach wie vor 
werden im Hochbau auf privater Seite 
rund siebzig Prozent in den Neubau (inkl. 
Ersatzneubau) und nur rund dreissig Pro-
zent in den Umbau investiert35. Es ist  
jedoch noch zu früh, die Wirkung des  
revidierten rpg zu beurteilen. Im Zuge  
der Innenentwicklung dürfte sich dieses 
Verhältnis verstärkt in Richtung Umbau 
verlagern. Dazu müsste aber auch genau-
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er untersucht werden, wie hoch der Anteil 
von Ersatzneubauten an der Gesamtzahl 
der Neubauten liegt.

2.1.3 Verteilung der bestehenden  
Bauzonenreserven

Im Schweizer Durchschnitt beträgt der 
Anteil der Bauzonenreserven zwischen 
12 und 18 Prozent des Gesamtbestands 
der Bauzonen, wobei erhebliche kantona-
le Unterschiede bestehen36. Dynamische 
urbane Zentren und deren Einzugsgebie-
te verfügen tendenziell über wenig freies 
Bauland, während in peripheren Gemein-
den mit geringerer Nachfrage ein Überan-
gebot besteht. Solche Überangebote för- 
dern die Zersiedelung und die nicht nach-
haltige Nutzung der Ressource Boden. Sie 
führen zu hohen Folgekosten für die Er-
schliessung und für Infrastrukturen (Ka-
pitel 2.3, S. 23)37. Die Redimensionierung 
dieser Bauzonen aufgrund des revidier-
ten rpg beschäftigt derzeit viele Kantone 
(Art. 15 rpg). Die Befürchtung, im Falle 
von Rückzonungen hohe Entschädigun-
gen zahlen zu müssen, sind bei deutlich 
zu grossen Bauzonen häufig unbegründet. 
Diese werden grundsätzlich als Nichtein-
zonungen qualifiziert und können in der 
Regel entschädigungslos rückgezont wer-
den (Kapitel 3.1.3, S. 26).

2.1.4 Flächenverbrauch durch Bauen  
ausserhalb der Bauzone

Die verfügbare gesamtschweizerische Da-
tengrundlage zum BaB lässt keine vertief-
ten Analysen zu. Ein flächendeckender 
Datensatz zu den Bauzonen liegt bisher 
nur für das Jahr 2012 vor, weshalb sich kei-
ne Zeitreihen ermitteln lassen. Das eid- 
genössische Gebäude- und Wohnungsre-
gister (gwr) erfasst Ökonomiegebäude 
ausserdem nur unvollständig. Zu Gebäu-
den ohne Wohnnutzungen und zu Nut-

zungsverschiebungen zwischen Wohnge- 
bäuden und solchen ohne Wohnnutzun-
gen sind daher kaum Aussagen möglich. 
Einige Kantone haben jedoch ein weit ge-
naueres Monitoring zum BaB aufgebaut. 

Die überbaute Fläche ausserhalb der Bau-
zonen beträgt rund 38 Prozent der gesam-
ten überbauten Fläche der Schweiz; 11,3 
Prozent aller Gebäude mit Wohnnutzung 
stehen ausserhalb der Bauzonen38,39. Zwi-
schen 2001 und 2010 entstanden zudem 
pro Jahr rund 500 Neubauten mit Wohn-
nutzung ausserhalb der Bauzonen39. Auch 
die Bautätigkeit ausserhalb der Bauzone 
konzentriert sich vorwiegend auf Talge-
biete und das Mittelland (Abb. 3, S. 16). 

Verkehrsareale waren in der Vergangen-
heit für den Kulturlandverlust nicht von 
primärer Bedeutung. Sie machten (inner-
halb und ausserhalb der Bauzone) knapp 
16 Prozent des Flächenverlusts aus (Abb. 
4, S. 17). Nationale Verkehrsinfrastruktu-
ren, für die der Bund zuständig ist, ver-
ursachten rund zwei Prozent des Kultur-
landverlusts40. Aufgrund der schärferen 
Vorschriften des rpg für das Ausscheiden 
neuer Bauzonen wird der Anteil der Infra-
strukturbauten für den Kulturlandverlust 
in Zukunft jedoch zunehmen. Gleichzeitig 
lässt sich eine Zunahme weiterer Ansprü-
che an den Raum ausserhalb der Bauzone 
beobachten, beispielsweise durch diverse 
nichtlandwirtschaftliche Nutzungen (etwa 
alternative Energiequellen, Agrotourismus  
oder Pensionspferdehaltung)38.

Zum fortschreitenden Flächenverbrauch 
ausserhalb der Bauzone trägt die Land-
wirtschaft selber nicht unwesentlich bei. 
Als Folge des Strukturwandels in der 
Landwirtschaft hat die Zahl der Bauern-
höfe seit Jahren drastisch abgenommen. 
Seit der Jahrtausendwende sind mehr als  
16 000 Landwirtschaftsbetriebe verschwun- 
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den, überwiegend kleinere Betriebe mit  
einer Grösse bis zu zwanzig Hektaren. 
Heute gibt es in der Schweiz noch rund 
54 000 Bauernhöfe41. Die Entwicklung geht 
in Richtung grössere Betriebe, was Folgen 
für den Raum hat. In der Tendenz wer-
den grössere Stall- und Lager kapazitäten 
beansprucht. Aufgrund des beschriebe-
nen Strukturwandels und sich ändern-
der Rahmenbedingungen wie der ver-
schärften Tierschutzverordnung werden 
zunehmend flächenintensivere und vo-
luminösere Betriebsgebäude erstellt. Die 
nicht mehr benötigten landwirtschaftli-
chen Gebäude werden nur selten abgeris-
sen, sondern anderweitig – zum Wohnen,  
als Geräteschuppen usw. – genutzt, was we- 
sentlich zur Zersiedelung ausserhalb der 
Bauzonen beiträgt38. Trotz der unvollstän-
digen Daten lässt sich festhalten, dass die 
absolute Anzahl der Gebäude ausserhalb 
der Bauzone kontinuierlich zunimmt38. 

Der Kanton Basel-Landschaft betreibt seit 
2001 ein Monitoring zum BaB38. Baube-
willigungen ausserhalb der Bauzone ma-
chen etwa sieben Prozent der gesamten 
Baubewilligungen aus. Bei 37 Prozent der 
Baubewilligungen ausserhalb der Bauzo-
ne handelt es sich um Neubauten, bei 41 
Prozent um Erweiterungen. Abbruch und 
Neubau machen nur fünf Prozent aus. Die 
restlichen 17 Prozent verteilen sich auf 
Umbauten, Umnutzungen und Terrainver-
änderungen. Zwei Drittel dieser Bewilli-
gungen betreffen zonenkonforme Bauten 
und Anlagen. 87 Prozent der zonenkon-
formen Bauten und Anlagen entfallen auf 
die Landwirtschaft und den Gartenbau. Ein 
Drittel aller Baubewilligungen ausserhalb 
der Bauzon betreffen nichtzonenkonforme 
Bauten und Anlagen (Ausnahmebewilli-
gungen). Bei den Ausnahmebewilligungen 
fällt mit 38 Prozent der grösste Anteil auf  
nichtlandwirtschaftliches Wohnen und 
Gewerbe. Das Monitoring des Kantons 

Basel-Landschaft schliesst mit der Er-
kenntnis, dass bei gleichbleibender Bau-
entwicklung ausserhalb der Bauzone trotz 
neuem rpg die Zersiedelung zügig voran-
schreiten wird. Die Kantone haben es teil-
weise mit sehr unterschiedlichen Situati-
onen zu tun. Im Kanton Zürich betreffen 
fast zwei Drittel aller Baubewilligungen 
ausserhalb der Bauzone nichtzonenkon-
forme Bauten38. Das Verhältnis zwischen 
zonenkonformen und nichtzonenkonfor-
men Bewilligungen (Ausnahmebewilli-
gungen) ist demnach genau umgekehrt 
wie im Kanton Basel-Landschaft.

2.2 Verlust an qualitativ hochwertigen  
Böden und fehlende Bodendaten

Das Kulturland ist durch die bestehende 
Gesetzgebung unzureichend geschützt40. 
Im Vergleich zu anderen schützenswerten  
Gebieten wie Mooren und Wald bestehen  
beim Kulturland weniger spezifische ge-
setzliche Schutzziele. Es gilt einzig eine Vor-
gabe über den Mindestumfang an acker- 
fähigem Land, die sogenannten Frucht-
folgeflächen (fff). Sie umfassen knapp  
einen Drittel der gesamten landwirtschaft-
lichen Flächen (Kapitel 3.3.3, S. 34). Die 
restlichen zwei Drittel des Kulturlands 
bleiben in der Interessenabwägung weit-
gehend unberücksichtigt. Zudem wird als 
Kriterium für fff ausschliesslich die land- 
wirtschaftliche Produktionsfunktion des  
Bodens betrachtet13. Die vielfältigen Regu-
lierungs- und Habitatfunktionen, wie sie in  
der thematischen Synthese TS4 des nfp 68  
«Bodeninformations-Plattform Schweiz 
(bip-ch)» aufgezeigt werden, und die ösl 
dieser Böden werden nicht berücksich-
tigt. Wie es um die Funktionen und ösl der  
Böden steht, ist wenig bekannt, fehlen  
doch bis heute für die Schweiz flächen-
deckende Bodenkar tierungen und damit  
für die Raumplanung nutzbare Bodenin-
formationen, um die Bodenfunktionen ab- 



NFP 68 Thematische Synthese 3 Eine Bodenagenda für die Raumplanung   21

leiten zu können. Eine umfassende Inte-
ressenabwägung unter Einbezug aller  
Funktionen und ösl dieser Böden ist des- 
halb heute nicht möglich.

Bereits der Schlussbericht des nfp 22 
empfahl den Aufbau einer nationalen Ani-
mations- und Koordinationsstelle für den 
Bodenschutz28. Mit der Motion Müller- 
Altermatt für ein nationales Kompetenz-
zentrum Boden vom 14. Dezember 2012 
ist diese Forderung nach wie vor aktuell 
(12.4230, «Nationales Kompetenzzentrum 
Boden als Gewinn für Landwirtschaft, 
Raumplanung und Hochwasserschutz»). 
Mit der Annahme der Motion durch den 
Nationalrat (2014) und den Ständerat 
(2015) hat die Bundesversammlung die 
Bedeutung von Bodeninformationen be-
stätigt und den Bundesrat zur Umsetzung 
der Motion verpflichtet (Kapitel 4.1, S. 41). 

Das Fehlen von Daten erlaubt keine Aus-
sage darüber, in welchem Ausmass das 
Wachstum der überbauten Flächen in der 
Vergangenheit die Funktionen und ösl 
des Bodens beeinträchtigt hat. Simula-
tionen der nfp 68-Projekte zersiedelung 
und lastenausgleich zur künftigen Ent-
wicklung weisen jedoch auf einen erheb-
lichen Rückgang der Bodenqualität hin.  
Die Projekte prognostizieren, dass die 
künftige Zunahme an überbauten Flächen 

überwiegend auf den landwirtschaftlich 
wertvollsten Böden stattfinden wird, sofern 
das Kriterium «Bodenqualität» nicht in 
raumplanerische Nutzungsentscheidun- 
gen einfliesst (Kapitel 4.1.2, S. 45). Mass-
nahmen zur Begrenzung des Verlusts an  
qualitativ hochwertigen Böden müssen 
möglichst innerhalb der nächsten zehn 
Jahre greifen, wenn ein erheblicher zusätz- 
licher Kulturlandverlust verhindert wer-
den soll (Kapitel 4.1, S. 41).

2.2.1 Versiegelung und Aushubarbeiten  
beeinträchtigen die Bodenqualität

Unter versiegelten Oberflächen kann kaum  
mehr Leben stattfinden; beinahe alle Fun- 
ktionen und ösl des Bodens kommen zum  
Erliegen. Gemäss Arealstatistik sind knapp  
fünf Prozent der Schweizer Böden versie- 
gelt42. Zwischen 1985 und 2009 hat die Bo-
denversiegelung um 31 Prozent zugenom-
men, die überbaute Fläche dagegen nur um 
23 Prozent (Abb. 5). Der Verlust an Boden-
qualität findet damit auch innerhalb der 
überbauten Fläche statt, was bei der In-
nenentwicklung künftig vermehrt Beach- 
tung finden muss. 

Abbildung 5
Zunahme des Versiegelungs- 
grads in Prozent im Vergleich zur  
Zunahme der überbauten Flächen 
zwischen 1985 und 2009. Die Ver-
siegelung der Böden hat stärker 
zugenommen als die Zunahme der 
überbauten Fläche vermuten lässt.

Datenquelle: 29,42   
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Die Aushubarbeiten, die im Zuge der Bau- 
tätigkeit durchgeführt werden, zerstören 
zudem in kürzester Zeit wertvolle, über 
Jahrtausende gewachsene Böden. Jähr-
lich fallen in der Schweiz 60 bis 80 Mil-
lionen Tonnen Bauaushub an43. Dies ent-
spricht umgerechnet dem Volumen von 
rund fünfzehn Cheops-Pyramiden. Etwa 
ein Drittel davon wird für Terrainverän-
derungen verwendet, die wiederum einen 
Einfluss auf die darunterliegenden Böden 
haben. Für den Rest muss die Raumpla-
nung Deponiestandorte finden. 

2.2.2 Bauliche Nutzungen beanspruchen 
die besten Böden

Die Zunahme der überbauten Fläche 
durch Bautätigkeit und die Bodenversie-
gelung spielt daher die Hauptrolle bei 
der Verminderung von Bodenqualität. Die 
Raumplanung sieht sich mit verschie-
denen Zielkonflikten konfrontiert, die 
sich in komplexen Abwägungsprozessen 
den Entscheidungsträgerinnen und -trä-
gern stellen.

Aussenentwicklung und Bauen ausser-
halb der Bauzone: Je näher Kulturland an 
bestehenden Siedlungen liegt, desto eher 
ist es für den Ackerbau geeignet. Die Be-
wirtschaftung der Ackerböden im Umfeld 
von Betrieben und Dörfern hat über Jahr-
tausende den Bodenaufbau mitgeprägt 
(Kapitel 1, S. 11 ff). Gleichzeitig haben sich  
Dörfer und Betriebe dort erfolgreich ent-
wickelt, wo der Boden dies zuliess. Das 
nfp 68-Projekt lastenausgleich bestätigt, 
dass bestehende Siedlungen von quali-
tativ hochwertigen Böden umgeben sind 
(Abb. 6). Neue bauliche Nutzungen rund 
um bestehende Siedlungen können daher 
erhebliche Verluste an Bodenqualität zur 
Folge haben.

Ein ähnliches Muster gilt für das raum-
planerische Ziel, die Siedlungsentwick-
lung auf bestehende Haltestellen des 
öffentlichen Verkehrs mit einer hohen Er-
schliessungsgüte zu konzentrieren. Die 
Haltestellen liegen jedoch mehrheitlich 
im Talboden und sind damit von bestem 
Ackerland umgeben.

Abbildung 6
Links 
Bodenqualität des Kulturlands 
gemäss squid-Index  
(Kapitel 4.1.1, S. 43)  
Bestehende Siedlungen sind von 
qualitativ hochwertigen Böden 
umgeben. Neue bauliche Nutzun-
gen rund um bestehende Sied-
lungen können daher erhebliche 
Verluste an Bodenqualität zur  
Folge haben.

Fokusstudie bodenindikatoren 

Tief Hoch

Rechts 
Distanz des Kulturlands zum 
Siedlungsrand. 

nfp 68-Projekt lastenausgleich 

Tief Hoch
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Innenentwicklung: Im Zuge der Innen-
entwicklung steigt tendenziell der Druck 
auf unversiegelte Böden und deren Funk-
tionen und ösl wie Grün- und Freiräu-
me44–46. Gleichzeitig bildet die Innenent-
wicklung eine Chance zur Steigerung der 
Attraktivität der Lebensräume für Woh-
nen und Arbeiten. Ihre Auswirkungen auf 
die Bodenqualität innerhalb des überbau-
ten Gebiets sind noch nicht ausreichend 
erforscht – eine Lücke, die es zu schlies-
sen gilt.

2.3 Treiber des Flächenverbrauchs

Wirtschaftliche, gesellschaftliche und po-
litische Prozesse tragen in unterschied-
lichem Ausmass zum Flächenverbrauch 
bei. Sie bilden Ansatzpunkte für künftige 
Massnahmen. Seit den 1960er-Jahren hat 
der Ausbau des nationalen Strassen- und 
Schienennetzes die Siedlungsentwicklung 
massgeblich beeinflusst. Gemäss dem 
nfp 68-Projekt zersiedelung wird der Ein- 
fluss der Erreichbarkeit auf das Ausmass 
der Zersiedelung nach wie vor unter-
schätzt47. Ihm zufolge schwächt sie gar den  
Einfluss anderer Treiber. Das Muster der 
Siedlungsentwicklung in den fünf Metro- 
politanregionen Zürich, Bern, Basel, Genf- 
Lausanne und Tessin wird durch die Er-
reichbarkeit bestimmt. In Zukunft muss 
vor allem in denjenigen Regionen mit ei-
ner Zunahme der Zersiedelung gerechnet  
werden, die eine hohe Erschliessungsgunst  
und Entwicklungsspielraum in der Fläche  
aufweisen. Dies betrifft überwiegend Ag-
glomerationen48. Gleichermassen geht ge-
mäss dem nfp 68-Projekt zersiedelung eine  
Erhöhung der Erreichbarkeit – gerade in  
zentralen, hocherschlossenen Lagen – oft  
auch mit einer Erhöhung der Nutzungs-
dichte einher. Mit der Steuerung der Sied-
lungsentwicklung und der Verbesserung  
der Erreichbarkeit kann somit auch eine 
effizientere Nutzung des verfügbaren 

Raums gefördert werden49. Auch der 
Schlussbericht des nfp 22 empfahl eine bes- 
sere Koordination von Siedlung und Ver-
kehr und die Verteuerung der Mobilität28. 
Sowohl die Erreichbarkeit als auch die Zer- 
siedelung sind nicht von Gemeinde- und 
Kantonsgrenzen abhängig. Die regions-
spezifischen Agglomerationsprogramme  
«Siedlung und Verkehr» des Bundes sind 
deshalb ein wichtiger Schritt in die Rich-
tung, die räumliche Entwicklung über meh- 
rere Gemeinden einer Region hinweg, die 
zusammen einen funktionalen Raum bil-
den, zu steuern (Kapitel 3.4.3, S. 38).

Auch wirtschaftliche Faktoren haben ei-
nen erheblichen Einfluss auf die Zersie-
delung. Konventionelle Geldanlagen ver-
lieren zunehmend an Attraktivität, weil 
ihre Zinsen gegen null oder gar darunter 
sinken. Der Druck von Investoren auf den 
Immobilienmarkt nimmt daher zu. Die Ka- 
pitalanlage Boden, die Sicherheit und Ren-
dite verspricht, fördert die Zersiedelung6. 
Wohlhabende Gemeinden an attraktiven 
Lagen mit tiefem Steuerfuss ermöglichen 
gemäss dem nfp 68-Projekt zersiedelung  
eine flächenintensive Bauweise mit tiefer  
Nutzungsdichte, wie dies teilweise am Zü-
rich- oder Genfersee zu beobachten ist. 
Über die Nutzungsplanung steuern die 
Gemeinden das Ausmass des verfügba-
ren Baulands. In der Vergangenheit ist 
besonders in peripheren Gemeinden ein 
Überangebot an Bauland entstanden (Ka-
pitel 2.1.2, S. 18). Zusammen mit dem Bo-
denpreisgefälle zwischen Zentrum und 
Peripherie heizt das Baulandüberangebot 
in diesen Regionen die Zersiedelung an6.

Das nfp 22 hat eine Besteuerung von 
Zweitwohnungen empfohlen, was in der 
Schweiz nie national umgesetzt wurde28,50. 
Mit einem Verfassungsartikel wurde al-
lerdings 2012 der Anteil Zweitwohnungen 
am Gesamtbestand der Wohnungen einer 
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Gemeinde auf höchstens zwanzig Prozent 
begrenzt (Art. 75b BV).

Trotz der grundsätzlichen Trennung von 
Bau- und Nichtbaugebiet ist der Boden 
ausserhalb der Bauzone von der Zersiede-
lung betroffen (Kapitel 2.1.4, S. 19). Der 
durch diese Trennung verursachte Unter-
schied bei den Bodenpreisen bildet den 
zentralen Treiber für diesen Prozess51.  
Zudem werden Probleme im Vollzug für 
die Entwicklung verantwortlich gemacht. 
Dies trifft auch für das Baugebiet zu.  
Die Planungsautonomie der Gemeinden  
und die ungenügende Aufsicht durch die 
Kantone haben in der Vergangenheit dazu 
geführt, dass zu wenig wirksame Instru-
mente geschaffen und Massnahmen gegen  
die Zersiedelung ergriffen wurden. Kapazi- 
tätsengpässe auf kommunaler Ebene im Be- 
reich ausgebildeter Planerinnen und Pla-
ner sowie knappe Finanzen haben auch 
dazu beigetragen52.

Das Bevölkerungswachstum allein kann 
die Zersiedelung nicht erklären47. Dies 
wird auch von den Daten zum steigenden 
Anteil überbauter Fläche pro Einwohne-
rin und Einwohner bestätigt (Kapitel 2.1.1, 
S. 17). Dafür hat sich der steigende Wohn-
flächenanspruch in der Entwicklung nie-
dergeschlagen. Dieser scheint in den letz-
ten Jahren jedoch eine Sättigung erreicht 
zu haben, hat sich der Wert doch seit dem 
Jahr 2000 bei etwa 45 Quadratmetern pro 
Person stabilisiert53.

Sinkende Haushaltsgrössen (gemessen am  
Anteil der Einzelhaushalte) und die demo- 
grafische Entwicklung (gemessen am An-
teil der Altersgruppe der über 65-Jährigen)  
sind weitere Treiber der Zersiedelung47. 
Die Anteile der beiden betrachteten Ge-
sellschaftsgruppen sind stark gestiegen 
und haben damit den Flächenverbrauch 
beschleunigt. Der Bund rechnet im soge-

nannten Referenzszenario bis 2045 mit  
einem weiteren Anstieg des Bevölke-
rungsanteils der 65-Jährigen und Älteren 
von 18 auf über 26 Prozent54.

2.4 Fazit: Unzureichende Berücksichtigung 
der Bodenqualität

Die Ressource Boden wird in der Schweiz 
nicht nachhaltig genutzt. Gleichzeitig 
wird der Nutzungsdruck nicht nachlas- 
sen. Mit der ersten Etappe der Revision 
des rpg (rpg 1) und der damit verstärk- 
ten Konzentration der Siedlungsentwick-
lung nach innen wurde ein grosser Schritt 
in Richtung Drosselung des Flächenver- 
brauchs gemacht. Das BaB sowie Infra-
strukturbauten tragen jedoch zunehmend 
zum Flächenverbrauch bei. Zudem sind 
die Böden innerhalb der Bauzonen durch 
die Innenentwicklung stärker von der Ver-
siegelung bedroht. Wird die Bodenqua-
lität bei Nutzungsentscheidungen nicht 
berücksichtigt, werden die künftigen bau-
lichen Entwicklungen überwiegend auf 
den besten Böden stattfinden. Die the-
matische Synthese TS4 des nfp 68 «Boden-
informations-Plattform Schweiz (bip-ch)»  
zeigt Wege auf für eine landesweite Kartie- 
rung der Böden und die Erstellung eines  
nationalen Bodenatlas Schweiz, um flächen - 
deckend einheitliche Planungsgrundlagen  
für Bodenfunktionskarten und ösl des 
Bodens zu schaffen. Diese Grundlage er-
laubt, die Bodenqualität in raumplaneri-
sche Entscheidungen einzubeziehen (Ka-
pitel 2.2, S. 20).

 Das Ziel, den Verlust qualitativ  
wertvoller Böden zu begrenzen 
(Kapitel 1.1, S. 11), gliedert sich 
in folgende Unterziele:

– Die notwendigen Bodeninfor-
mationen für die Bewertung 
der Bodenfunktionen und ösl 
des Bodens werden erhoben 
und für die Raumplanung ver-
fügbar gemacht (Kapitel 2.2, 
S. 20).

– Das Bauen ausserhalb der 
Bauzone wird begrenzt  
(Kapitel 2.1.4, S. 19).

– Bei künftigen baulichen Nut-
zungen wird die Bodenqua- 
lität in den Entscheidungs- 
 prozessen berücksichtigt  
(Kapitel 2.2.2, S. 22).

– Das Überangebot an Bauzo-
nen in peripheren, schlecht 
erschlossenen Lagen wird ab-
gebaut (Kapitel 2.1.3, S. 19).

– Die Versiegelung im Zuge der 
Innenentwicklung wird mini-
mal gehalten, und Bodenfunk-
tionen und ösl des Bodens 
innerhalb der Bauzonen wer-
den gefördert (Kapitel 2.2.2, 
S. 22).
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3.1 Zwillinge Raumplanung und Eigentum

Die Ressource Boden untersteht verschie- 
denen Regulierungen. Zu unterscheiden  
sind dabei die eigentumsrechtliche Grund-
ordnung und das öffentliche Recht20.  
Konflikte über die Ressource Boden sind 
damit auch Konflikte zwischen den ver-
schiedenen Nutzungsrechten. So stehen die  
Interessen und Bedürfnisse der Einzelnen  
und die Ansprüche der Öffentlichkeit häu-
fig im Widerstreit zueinander. Grundsätz-
lich bestimmt zwar die Rechtsordnung, 
wer Grund und Boden besitzen, nutzen  
und darüber verfügen darf und welche 
Regeln hierfür gelten. Indem die Verfas-
sungen von Bund und Kantonen aber die  
Eigentumsgarantie anerkennen, bringen 
sie zum Ausdruck, dass die Besitz- und Ei-
gentumsverhältnisse, wie sie historisch ge- 
wachsen sind und weiterhin entstehen, 
rechtens und schützenswert sind55. Es lohnt  
sich deshalb, vorab einen Blick auf die Ei-
gentumsgarantie zu werfen.

3.1.1 Eigentumsgarantie

Die Eigentumsgarantie (Art. 26 BV) ge-
währleistet den Fortbestand des Privatei-
gentums als rechtlicher Institution gegen 
Aufhebung und Aushöhlung; sie schützt 
die Eigentümerinnen und Eigentümer vor 
unzulässigen Massnahmen und gewährt 
volle Entschädigung bei Enteignungen 
oder Eigentumsbeschränkungen, die ei-
ner Enteignung gleichkommen55.

Inhaltlich äussert sich die Eigentumsfrei-
heit als Nutzungs- und Verfügungsrecht, in  
Bezug auf den Boden insbesondere als 
Baufreiheit, die das Eigentumsrecht in den  
Mittelpunkt des gesellschaftlichen und po- 
litischen Systems rückt. Grundeigentü-
merinnen und -eigentümer stützen sich 
auf die Eigentumsfreiheit, wenn sie bauen 
möchten. Dabei stellt sich aber die Frage, 

in welchem Rahmen und unter welchen 
Voraussetzungen die Baufreiheit gilt55. 

Nicht zuletzt gibt es meist noch weitere 
Akteurinnen und Akteure, die ein Inte-
resse an einer bestimmten Nutzung des 
Bodens haben. Viele Böden dienen ande-
ren Funktionen als der Überbauung – bei-
spielsweise der Erholungsnutzung, der 
Biodiversitätsförderung oder dem Grund-
wasserschutz – und sollen nicht primär 
überbaut beziehungsweise im Sinne der 
Eigentümerinnen und Eigentümer genutzt 
werden können. Dies gilt insbesondere für 
Böden ausserhalb der Bauzone.

3.1.2 Raumplanung als Eigentumsbeschrän-
kung im öffentlichen Interesse

Mit der Aufnahme des Raumplanungsar-
tikels 22quater in die Bundesverfassung von 
1874 im Jahr 1969 (heute Art. 75 BV) und 
mit Erlass der darauf gestützten Bundes-
gesetzgebung (Raumplanungsgesetz vom  
22. Juni 1979) sowie dem Erlass des Gewäs-
serschutzgesetzes (GSchG) vom 8. Oktober 
1971 hat der Inhalt des Grundeigentums in  
Bezug auf die Nutzung des Bodens eine we-
sentliche Änderung erfahren. Bis dahin ge-
hörte die Möglichkeit, ein Grundstück frei zu  
nutzen und zu überbauen , zum allgemeinen  
Eigentumsinhalt. Seither müssen im Inte-
resse einer haushälterischen Bodennut-
zung und der geordneten Besiedlung des 
Landes Zonen unterschiedlicher Nutzung 
ausgeschieden und insbesondere Bau- und 
Nichtbaugebiet auseinandergehalten wer-
den. Die Baunutzung wird nur noch einem 
Teil des Grundeigentums zugestanden, im 
Wesentlichen den Grundstücken in der 
Bauzone. Der Wechsel zu einer differen-
zierten Bodenordnung hat zu einem ver-
änderten Eigentumsinhalt geführt56.

Dies kann sich als Eigentumsbeschrän-
kung für davon betroffene Eigentümerin-

Bodenrelevante Handlungsfelder  
der Raumplanung 

3
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nen und Eigentümer äussern. Das Bundes-
gericht hat bereits 1979 festgehalten, dass 
der Entzug bisheriger Nutzungsbefugnis-
se von den Eigentümerinnen und Eigen-
tümern grundsätzlich entschädigungslos 
hingenommen werden muss (bge 105 Ia 
330, Zizers GR). Diese Rechtsprechung ist 
mit der Unterscheidung zwischen Nicht-
einzonungen und Auszonungen systema-
tisiert worden (folgendes Kapitel)56.

3.1.3 Eigentumsbeschränkungen sind  
nicht immer entschädigungspflichtig

Welchen Wert ein Grundstück hat, bemisst  
sich in erster Linie an den Möglichkeiten 
zu dessen Nutzung. Und wie ein Grund-
stück genutzt werden kann, bestimmt in 
erster Linie die öffentliche Hand über die  
Raumplanung. Raumplanerische Entschei- 
de können den Wert eines Grundstücks 
steigern, beispielsweise wenn Landwirt-
schafts- zu Bauland wird, oder einschnei-
dend vermindern und aus teurem Bau-
land billiges Landwirtschaftsland machen. 
Die Kantone sind gehalten, einen ange-
messenen Ausgleich für erhebliche Vor- 
und Nachteile, die durch solche Planun-
gen entstehen, zu schaffen (Art. 5 Abs. 1 
rpg). Die Umverteilung dieser Mehr- und 
Minderwerte ist eine zentrale soziale, po-
litische und wirtschaftliche Voraussetzung 
für eine nachhaltige Bodennutzung.

Im Fall einer Wertsteigerung kann der 
Mehrwert – gestützt auf das kantonale 
Recht – abgeschöpft werden. Im Fall einer  
Wertverminderung liegt möglicherweise  
eine «materielle Enteignung» vor, also eine 
Eigentumsbeschränkung, die einer Ent-
eignung gleichkommt. Im Unterschied zur 
formellen Enteignung verbleibt der Bo-
den im Besitz der Eigentümerin oder des 
Eigentümers. Diese können ihr Grund-
stück jedoch nur noch beschränkt nut-
zen und haben einen schweren Eingriff in  

ihr Eigentumsrecht zu gewärtigen (Kapi-
tel 3.1.1, S. 25).

Mehrwertausgleich bei Wertsteigerungen
Der Mehrwertausgleich stellt ein viel dis-
kutiertes und politisch umstrittenes Ins- 
trument dar, wie sich auch bei der Abstim- 
mung von 2013 über das revidierte rpg 
(rpg 1) gezeigt hat. Obwohl das rpg seit 
1980 einen Gesetzgebungsauftrag an die 
Kantone für einen Mehrwertausgleich vor- 
sieht, hatten bis zum Inkrafttreten des 
rpg 1 erst vier Kantone (BS, NE, TG, GE) 
eine entsprechende gesetzliche Grundlage  
geschaffen57, die präzisierte, wie die Ein-
nahmen aus dem Mehrwertausgleich ver-
wendet werden dürfen. Zukünftig sind 
die Mittel für Rückzonungen (Art. 5 Abs. 
2 rpg), zur Einhaltung der fff-Kontingen-
te (Art. 3 Abs. 2a rpg) und für Massnah-
men in der Raumplanung, insbesondere 
die Innenentwicklung, einzusetzen (Art. 3 
Abs. 3abis rpg). Der Ausgleich wird vom rpg 
für die neu einer Bauzone zugewiesenen  
Böden vorgeschrieben, und es wird ein 
Abgabesatz von mindestens zwanzig Pro-
zent verlangt (Art. 5 Abs. 1bis rpg). Darü-
ber hinaus müssen die Kantone für einen 
«angemessenen» Ausgleich erheblicher 
Vor- und Nachteile sorgen (Art. 5 Abs. 1  
rpg), das heisst, sie müssen auch den 
Mehrwertausgleich von Um- und Aufzo-
nungen regeln. 

Gewisse Kantone überlassen es den Ge-
meinden, auf vertraglichem Weg einen 
Mehrwertausgleich zu erheben. Dies ge-
schieht über verwaltungsrechtliche Ver-
träge (städtebauliche Verträge, Infrastruk-
turverträge, Mehrwertausgleichsverträge). 
Diese regeln die Leistungen, die die Ge-
meinde beziehungsweise die Grundei-
gentümerin oder der Grundeigentümer im  
Hinblick auf die Realisierung grösserer  
Bauvorhaben zu erbringen haben, etwa 
Beiträge an die Erschliessung (Strassen,  
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Fuss- und Velowege), an die Gestaltung 
des öffentlichen Raums oder an die Errich-
tung von Gemeinschaftsanlagen. Denkbar  
sind auch Sachleistungen, zum Beispiel 
die Abgabe von Land für die Erstellung 
öffentlicher Anlagen oder die Schaffung 
preisgünstigen Wohnraums.

Möglich wären auch Mehrwertausgleichs- 
regelungen, die das BaB erfassen. Der Kan- 
ton Jura beispielsweise schöpft bei land- 
wirtschaftsfremden Nutzungen ausser-
halb der Bauzone dreissig Prozent des 
Mehrwerts ab. Die Kantone Appenzell 
Innerrhoden und Glarus erheben einen 
Mehrwertausgleich bei Abparzellierun-
gen nach bäuerlichem Bodenrecht. In den  
Kantonen Obwalden und Waadt sind ähn- 
liche Regelungen in Erarbeitung.

Eine Eigentumsbeschränkung stellt nur 
dann eine entschädigungspflichtige ma-
terielle Enteignung dar, wenn ein schwe-
rer Eingriff vorliegt. Dies ist dann der Fall, 
wenn eine bestehende oder vorausseh- 
bare Nutzung untersagt, verunmöglicht  
oder in besonders gewichtiger Weise be- 
schränkt wird. Ob der Eingriff die Inten- 
sität einer materiellen Enteignung erreicht,  
prüft das Bundesgericht im Rahmen einer  
umfassenden Würdigung der Verhältnisse  
im konkreten Fall – insbesondere durch  

Vergleich der dem Betroffenen vor und  
nach der Eigentumsbeschränkung zuste-
henden Nutzungsmöglichkeiten56. In die-
sem Sinne erachtet das Bundesgericht die 
Pflicht zur Entschädigung als nicht gege-
ben, wenn die bauliche Ausnützung um 
rund einen Drittel (bge 97 I 632), die Aus-
nützung auf rund drei Viertel (ZBl 86/1985, 
S. 211) oder die Ausnützungsziffer von 0,8 
auf 0,6 (bge 114 Ib 112 E. 6b, S. 121) redu-
ziert wird. Zum gleichen Schluss kommt 
das Bundesgericht bei einer Nutzungsein-
busse infolge neuer Bau- und Niveaulinien  
von rund einem Drittel (ZBl 98/1997, S. 368).

Als weitere Voraussetzung für eine ma-
terielle Enteignung muss die sogenann-
te «Realisierungswahrscheinlichkeit» der 
Nutzung gegeben sein, wie sie in der Bau- 
und Zonenordnung definiert ist (enteig-
nungsrechtliche Baureife). Es müsste also 
eine zumindest «mit hoher Wahrschein-
lichkeit in naher Zukunft» bestehende  
Bauchance entzogen werden. Der beab- 
sichtigten Nutzung dürfen daher am 
massgebenden Stichtag (Inkrafttreten der 
Nutzungsplanänderung) keine erhebli-
chen rechtlichen oder tatsächlichen Hin-
dernisse entgegenstehen. Bei dieser Be-
urteilung spielt eine entscheidende Rolle, 
ob es sich um eine Auszonung oder eine 
Nichteinzonung handelt. Unter einer Aus-
zonung versteht man die Zuweisung eines 
bisher in einer rpg-konformen Bauzone 
gelegenen Grundstücks in eine Nicht-
bauzone. Es handelt sich somit um Um-
zonungen, die Nutzungspläne betreffen, 
die nach dem Inkrafttreten des rpg (also 
nach dem 1. Januar 1980) erlassen wur-
den. Um eine Nichteinzonung handelt es 
sich, wenn zum erstenmal eine dem rpg 
entsprechende planerische Nutzungsord- 
nung erlassen und dabei eine Parzelle  
dem Nichtbaugebiet zugewiesen wird. 
Hier geht es um Nutzungspläne, die aus  
der Zeit vor dem Inkrafttreten des rpg  

Entschädigungslose Rückzonungen 

Gestützt auf die Eigentumsgarantie der Bundesverfassung sind Eigentumsbeschränkungen, 

die einer Enteignung gleichkommen, voll zu entschädigen. Dies verlangt auch Artikel 5 Ab-

satz 2 rpg. Zur materiellen Enteignung hat das Bundesgericht im Laufe der Zeit eine reich-

haltige Rechtsprechung entwickelt. Ihre Grundlage ist die sogenannte «Formel Barret»56:

Rückzonungen von klar überdimensionierten Bauzonen, die nach Inkrafttreten des rpg im 

Jahr 1980 erlassen wurden, werden grundsätzlich als Nichteinzonungen qualifiziert. Sie sind 

daher in der Regel entschädigungslos.
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stammen. Viele Grundstücke, die aufgrund 
solcher Nutzungspläne der Bauzone zuge-
wiesen waren, verloren mit dem am 1. Janu-
ar 1980 in Kraft getretenen rpg ihre Bau-
landqualität und gelten damit nicht mehr 
als der Bauzone zugehörig (bge 131 II 728  
E. 2.1, S. 730, Wetzikon ZH). Nichteinzo-
nungsfälle gibt es jedoch auch bei neurecht- 
lichen, inhaltlich aber nicht rpg-konfor-
men Plänen. So kann es sein, dass ein Nut-
zungsplan, der zwar nach Inkrafttreten 
des rpg rechtskräftig wurde, nicht auto-
matisch den Anforderungen des Bundes-
rechts entspricht – selbst wenn er unter  
Beachtung der gesetzlichen Demokratie- 
und Rechtsschutzanforderungen erlassen  
wurde. Das Bundesgericht hat Rückzonun- 
gen von klar überdimensionierten Bauzo- 
nen, die nach Inkrafttreten des rpg im Jahr  
1980 erlassen wurden, in mehreren Fällen  
als Nichteinzonungen qualifiziert (Urteil  
BGer 1C_573/2011 und 1C_581/2011 vom  
30. August 2013, Salenstein TG; Urteil BGer  
1C_215/2015 vom 7. März 2016, La Baro-
che JU).

Aufgrund dieser Rechtsprechung ist die 
Angst vor hohen Entschädigungszahlun-
gen im Zusammenhang mit Rückzonun-
gen, die das revidierte rpg erfordert, in 
vielen Fällen unbegründet. In Gemeinden 
mit stark überdimensionierten Bauzonen 
werden viele Rückzonungen als Nichtein- 
zonungen zu qualifizieren sein, womit auch  
Entschädigungsforderungen wegfallen.

3.2 Öffentliches Recht über den Boden und 
raumplanerisches Instrumentarium

Das öffentliche Recht setzt den Rahmen 
für die zulässige Nutzung des Bodens. Ein 
umfassendes Bodenschutzgesetz existiert 
in der Schweiz nicht. Vielmehr befassen 
sich unterschiedliche Bundesgesetze mit 
der Ressource Boden. In Bezug auf die 
Begrenzung des Flächenverbrauchs sind 

vorab das rpg, das Waldgesetz (WaG) und 
das Bundesgesetz über das bäuerliche Bo- 
denrecht (bgbb) von Bedeutung. Regelun-
gen zum Schutz der Bodenqualität finden  
sich dagegen im Landwirtschaftsgesetz,  
im Gewässerschutzgesetz und im Umwelt-
recht58. An erster Stelle steht jedoch das 
Raumplanungsrecht, auf das hier vertieft 
eingegangen wird. Das rpg gibt eine Rei-
he von Instrumenten vor (Abb. 7, S. 29).  
Mit diesen sollen die raumwirksamen Tä-
tigkeiten koordiniert und die zulässigen 
Nutzungen des Bodens verbindlich fest-
gelegt werden. Das Instrumentarium der 
Raumplanung bildet die erste Schale im 
Synthesekonzept (Abb. 1, S. 10).

3.2.1 Lückenhafte Sachplanung  
des Bundes

Das rpg verpflichtet den Bund – ebenso  
die Kantone und Gemeinden – zur Planung  
und Abstimmung seiner raumwirksamen 
Tätigkeiten (Art. 2 rpg). Mittels Konzep-
ten und Sachplänen hat der Bund aufzu-
zeigen, wie er seine raumwirksamen Tätig- 
keiten unter Berücksichtigung der An-
liegen der Raumplanung und der Aufga-
ben der Kantone wahrzunehmen gedenkt  
(Art. 13 rpg).

Der Bund ist seiner Planungs- und Koor- 
dinationspflicht lange Zeit nur zögernd 
nachgekommen. Noch heute sind ein-
zelne Sachpläne des Bundes unvollstän-
dig – beispielsweise gewisse operationelle 
Teile des Sachplans Verkehr. Die fehlende 
Koordination von Infrastrukturvorhaben  
des Bundes auf Ebene der Sachpläne 
führt dazu, dass die erforderlichen In-
teressenabwägungen oft erst im Plange-
nehmigungsverfahren und nur ungenü-
gend stattfinden59. In diesem Stadium sind 
grundlegende Variantenentscheidungen zu 
den Projekten oft bereits gefallen und damit 
auch die Auswirkungen auf Boden, Na-
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tur und Landschaft besiegelt. Kompensa-
tionsmassnahmen, die das Gesetz biswei-
len verlangt, werden in solchen Fällen oft 
nur ungenügend abgeklärt. 

Kantone, Städte und Gemeinden sind auf  
eine transparente, stufengerechte und 
präzise Bundesplanung angewiesen. Sie 
müssen schliesslich auch die Infrastruk-
tur- und andere Vorhaben des Bundes 
raumplanerisch mittragen, sei es über 
flankierende Massnahmen oder die An-
passung ihrer Nutzungspläne. Auf den 
sp fff geht Kapitel 3.3.3 ein.

Die fehlende Koordination von Infrastrukturvorha-

ben des Bundes auf Ebene der Sachpläne führt dazu, 

dass die erforderli chen Interessenabwägungen oft 

erst im Plangenehmigungsverfahren und nur unge-

nügend stattfinden59.

3.2.2 Kantonale Richtplanung

Der Richtplan ist das zentrale Führungs-
instrument der Kantone zur Steuerung 
der räumlichen Entwicklung. Er ist die 
Drehscheibe zur Abstimmung raumwirk-
samer Planungen und Projekte über alle 
staatlichen Ebenen und Sachbereiche 
hinweg. Im Richtplan definiert der Kan-

Abbildung 7
Instrumentarium der  
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ton seine Planungsabsichten und stimmt 
sie mit den Vorhaben des Bundes und der  
Gemeinden ab. Dabei wahrt er den Hand-
lungsspielraum der Planungsbehörden des  
Bundes und der Gemeinden. 

Das revidierte rpg verlangt, dass die Kan- 
tone im Richtplan festlegen, wie sie sich 
räumlich entwickeln wollen. Damit wird die  
Raumentwicklungsstrategie beziehungs-
weise das Raumkonzept des Kantons zu ei-
nem integralen Bestandteil des Richtplans, 
der eine wichtige Rolle als politisches Füh-
rungsinstrument erhält. In Bezug auf die 
Siedlungsentwicklung muss der Richtplan 
Aussagen zur Steuerung der Siedlungsent- 
wicklung, zur Grösse des Siedlungsgebiets 
und zur Siedlungserneuerung enthalten.

Mit den im revidierten rpg enthaltenen 
inhaltlichen Richtplanvorgaben zum Be-
reich Siedlung wurde ein grosser Schritt 
in Richtung haushälterische Bodennut-
zung getan. Nun müssen unter anderem  
das Kulturland und insbesondere die fff 
genügend gesichert werden. Das are for-
dert bei seiner Prüfung der kantona-
len Richtpläne – gestützt auf Artikel 30 
rpv – generell, dass der Erhalt von fff in 
die Interessenabwägung bei Projekten ein- 
fliesst und bei einem allfälligen Verbrauch 
von fff eine Kompensationspflicht be-
steht, sofern der kantonale Mindestumfang  
unterschritten wird. In der Vergangenheit 

war die Kontrolle des Schutzes von fff durch  
den Bund häufig ungenügend40. 

Der Richtplan ersetzt die nachgelager-
te, für die Eigentümerin oder den Eigen-
tümer verbindliche und parzellenschar-
fe Nutzungsplanung nicht. Die Definition 
von Nutzungsarten und -massen sowie die 
Formulierung von Vorgaben zur qualitäts-
vollen Siedlungsentwicklung nach innen 
sind kommunale Aufgaben. Der kantonale 
Richtplan schränkt die Gemeinden bei der 
Ausweitung der Bauzonen ein, lässt ihnen 
aber viel Gestaltungsspielraum innerhalb 
der Bauzonen.

3.2.3 Nutzungsplanung – strategisches 
Führungsinstrument der Gemeinden

Kommunale Raumplanung bedeutete frü- 
her «Bauzonen ausscheiden und erschlies- 
sen». Heute werden die kommunalen Pla-
nungsinstrumente als strategische Füh-
rungsinstrumente verstanden, die mit-
helfen, die Wohn- und Lebensqualität der 
Bevölkerung zu erhöhen, Einsparungen 
bei den Infrastrukturkosten zu erzielen, 
die Standortattraktivität der Gemeinden 
zu verbessern und Handlungsspielräume 
für künftige Entwicklungen zu bewahren. 

Hauptinstrument der kommunalen Planung  
ist der Nutzungsplan. Dieser (Rahmennut-
zungsplan und Sondernutzungspläne) legt  
die zulässige Nutzung des Bodens für alle 
und damit insbesondere für die Grund- 
eigentümerinnen und -eigentümer ver- 
bindlich fest. Zweck und Mass der Boden-
nutzung werden für ein bestimmtes Ge- 
biet parzellenscharf definiert, und jedes  
Grundstück wird einer bestimmten Nut- 
zungszone zugewiesen. Eine zentrale Funk-
tion des Nutzungsplans besteht in der 
Trennung von Siedlungs- und Nichtsied- 
lungsgebiet beziehungsweise der Ausschei- 
dung von Bau- und Nichtbauzonen55. Der 

Der Richtplan: Vom höchsten Berg im Kanton hinunterschauen
 

«Die Sicht des Richtplanes ist diejenige vom höchsten Berg im Kanton aus. Von dort vermag 

man zwar den Dorfbrunnen und die einzelnen Menschen nicht mehr zu erkennen. Dagegen 

fallen grosse Zustände und Ereignisse wie die Siedlungen, Wälder oder der Lärm von der 

Nationalstrasse auf. Aus dieser Distanz kann man die Zusammenhänge überblicken und über 

die kommunalen, regionalen und kantonalen Grenzen hinaus eine Gesamtschau entwickeln, 

gestützt auf die dann einzelne Massnahmen getroffen werden können.»60
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Nutzungsplan dient damit der haushälteri- 
schen Bodennutzung und geordneten Sied- 
lungsentwicklung entsprechend dem Ver-
fassungsartikel über die Raumplanung. 

3.3 Handlungsfelder im Umgang  
mit dem Boden

Die Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet  
ist der zentrale Grundsatz und die wohl  
grösste Errungenschaft der schweizeri-
schen Raumplanung. Die Trennung dient  
der Erhaltung des landwirtschaftlichen 
Kulturlands, dem Schutz von Natur und 
Landschaft, der Sicherung von Erholungs- 
räumen und hilft, hohe Infrastrukturkosten  
zu vermeiden. Eine wichtige Rolle bei der  
Sicherung des Trennungsgebots und damit  
der Erhaltung des Kulturlands spielen die 
Begrenzung der Bauzonen und des BaB so- 
wie die Vorschriften zur Sicherung der fff.  
Diese Handlungsfelder bilden die mittlere 
Schale im Synthesekonzept (Abb.1, S. 10).

3.3.1 Siedlungen: Innen- vor Aussen-
entwicklung

Mit dem revidierten rpg soll die Sied-
lungsentwicklung nach innen gelenkt und 
das Siedlungswachstum gebremst werden. 
Um diese Ziele zu erreichen, stellt das rpg 
hohe Anforderungen an die Dimensionie-
rung der Bauzonen. Artikel 15 rpg wurde 
dazu stark überarbeitet. Bauzonen müs-
sen weiterhin einem 15-jährigen Bedarf 
entsprechen (Abs. 1). In Absatz 2 wird  
neu ausdrücklich klargestellt, dass überdi- 
mensionierte Bauzonen zu reduzieren sind.  
Absatz 3 präzisiert, dass Lage und Grö-
sse über die Gemeindegrenzen hinaus ab-
zustimmen sind. Absatz 4 enthält diffe-
renzierte und teilweise neue Kriterien für  
die Zuweisung von Land zu einer Bauzo-
ne. Zum Schluss formuliert Absatz 5 einen  
Auftrag an den Bund und die Kantone,  
gemeinsam technische Richtlinien zur Di-
mensionierung der Bauzonen zu erarbei-

Exkurs
Der revidierte Artikel  
15 rpg im Überblick

1 Die Bauzonen sind so festzulegen, dass sie dem voraussichtlichen Bedarf für 15 Jahre entsprechen.

2 Überdimensionierte Bauzonen sind zu reduzieren.

3 Lage und Grösse der Bauzonen sind über die Gemeindegrenzen hinaus abzustimmen; dabei sind die 

Ziele und Grundsätze der Raumplanung zu befolgen. Insbesondere sind die Fruchtfolgeflächen zu erhalten 

sowie Natur und Landschaft zu schonen.

4 Land kann neu einer Bauzone zugewiesen werden, wenn:

a. es sich für die Überbauung eignet;

b. es auch im Fall einer konsequenten Mobilisierung der inneren Nutzungsreserven in den bestehenden  

 Bauzonen voraussichtlich innerhalb von 15 Jahren benötigt, erschlossen und überbaut wird;

c. Kulturland damit nicht zerstückelt wird;

d. seine Verfügbarkeit rechtlich sichergestellt ist und

e. damit die Vorgaben des Richtplans umgesetzt werden.

5 Bund und Kantone erarbeiten zusammen technische Richtlinien für die Zuweisung von Land zu den Bau-

zonen, namentlich die Berechnung des Bedarfs an Bauzonen.
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ten (Exkurs «Der revidierte Artikel 15 rpg 
im Überblick», S. 31). 

Die Anforderungen an Neueinzonungen 
sind mit dem revidierten rpg deutlich  
gestiegen. Vieles galt zwar schon im alten 
Recht und war Teil der bundesgerichtli-
chen Rechtsprechung. Mit der ausdrück-
lichen Verankerung im Gesetz werden die 
Vorschriften in der Praxis jedoch mehr 
Beachtung finden. Zudem gibt es einzel-
ne Neuerungen wie die Sicherstellung der 
Verfügbarkeit des betreffenden Grund-
stücks zum Zeitpunkt der Einzonung (Art. 
15 Abs. 4 Bst. d rpg). Artikel 30 Absatz 1bis 
der Raumplanungsverordnung (rpv) ent-
hält klare Voraussetzungen, die eingehal-
ten werden müssen, wenn fff für Ein-
zonungen beansprucht werden (Kapitel 
3.3.3, S. 34). Kulturland kann damit nur 
noch ausnahmsweise einer Bauzone zu-
gewiesen werden – und nur, wenn sich trif- 
tige Gründe dafür finden.

Zur Zersiedelung trägt unter anderem die 
Baulandhortung bei. Gemeinden sehen 
sich vermehrt damit konfrontiert, dass 
Grundstücke an gut erschlossenen Lagen 
trotz grosser Baulandnachfrage nicht zur 
Überbauung freigegeben, sondern von der 
Eigentümerschaft gehortet werden. Bei 
der Berechnung des Baulandbedarfs ge-
mäss Artikel 15 rpg sind diese nicht ver-
fügbaren Grundstücke dennoch zu be-
rücksichtigen. Die Gemeinden verfügen 
dadurch über zu wenig Bauland, das tat-
sächlich bebaut werden kann. Mangelte  
es demzufolge an Bauland, erweiterten  
die Gemeinden in der Vergangenheit oft 
ihre Bauzonen, anstatt Baulücken zu fül-
len oder mittels Auf- und Umzonungen die  
planerischen Voraussetzungen zu schaf-
fen, damit bereits überbautes Gebiet bes-
ser genutzt wird. Das revidierte rpg führt 
zu einem Paradigmenwechsel. Bevor die  
Bauzone erweitert wird, müssen die beste- 

henden Nutzungsreserven konsequent 
ausgeschöpft werden. Um der Bauland- 
hortung zu begegnen, müssen die Kantone 
Massnahmen treffen, damit die Bauzonen 
gemäss ihrer Bestimmung genutzt wer-
den. Sie müssen Fristen für die Überbau-
ung der Grundstücke setzen und Mass-
nahmen zur Überbauung vorsehen, wenn 
die Fristen ungenutzt ablaufen (Art. 15a 
rpg). Verschiedene Kantone haben bereits 
solche Massnahmen gegen die Bauland-
hortung ergriffen (61).

Die Anforderungen an Neueinzonungen sind mit dem 

revidierten rpg deutlich gestiegen. Vieles galt zwar 

schon im alten Recht und war Teil der bundesgericht-

lichen Rechtsprechung. Mit der ausdrücklichen Ver-

ankerung im Gesetz werden die Vorschriften in der 

Praxis jedoch mehr Beachtung finden.

3.3.2 Bauen ausserhalb der Bauzone

Eine entscheidende Rolle für den Umgang  
mit der Ressource Boden spielt das BaB. 
Aufgrund der Bezeichnung könnte man 
meinen, dass ausserhalb der Bauzone − im  
Nichtbaugebiet − nicht gebaut werden darf.  
Es gibt jedoch viele gesetzliche Ausnah-
men, die das Bauen dort trotzdem erlauben. 
In der Landwirtschaftszone dürfen zudem 
zonenkonforme Bauten und Anlagen er-
stellt werden. Trotz des Trennungsgrund-
satzes wird im Nichtbaugebiet weiterhin 
in erheblichem Umfang gebaut (Kapi- 
tel 2.1.4, S. 19). 

Mit der Begrenzung der Bau- und be-
sonders der Industrie- und Gewerbezo-
nen steigt der Druck auf das Nichtbau-
gebiet. Der tiefere Bodenpreis ausserhalb 
der Bauzone lockt und macht es für land-
wirtschaftsfremde Nutzungen, vor allem 
im Freizeitbereich, attraktiv (zu weiteren 
Treibern Kapitel 2.3, S. 23).
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Die Restriktionen, ausserhalb der Bauzone 
zu bauen, wurden in der Vergangenheit in 
mehreren Etappen gelockert. So wurden 
1998 neue Regelungen für die bodenun-
abhängige landwirtschaftliche Nutzung 
eingeführt. Später wurden die Möglichkei- 
ten erweitert, altrechtliche, das heisst vor 
dem rpg erstellte Wohngebäude zu nut-
zen. Zudem wurde die Pensionspferdehal-
tung für zonenkonform erklärt. Gegenwärtig 
sollen neue Möglichkeiten für die Klein-
tierhaltung in der Landwirtschaftszone ge-
schaffen werden. Weitere Lockerungen sind 
Gegenstand politischer Diskussionen: So 
wird gefordert, Ställe in Ferienhäuser um- 
nutzen und bestehende Hotels ausserhalb  
der Bauzone grosszügig erweitern zu kön- 
nen. Mit dieser Entwicklung wird der Raum  
ausserhalb der Bauzone zum Auffangbe-
cken für alle möglichen Nutzungen, die im  
Baugebiet – vor allem aufgrund der hö-
heren Landpreise – nicht oder nur schwer 
realisierbar sind. Je mehr nichtlandwirt-
schaftliche Nutzungen in die Landwirt- 
schaftszone drängen, desto stärker wird der  
Grundsatz der Trennung von Baugebiet  
und Nichtbaugebiet durchlöchert. Damit  
wird auch das bäuerliche Bodenrecht –  
mit den die bäuerlichen Familienbetriebe  
schützenden Bestimmungen (Selbstbe-
wirtschafterprinzip, Bodenpreiskontrolle; 
vgl. auch Fokusstudie landwirtschaftli-
cher bodenmarkt) – seinen Geltungsbe-
reich und seine Legitimation verlieren. 
Zudem dürften davon viele Standorte mit 
guter Bodenqualität betroffen sein. 

Von weiteren Lockerungen der Nutzungsmöglichkei-

ten in der Landwirtschaftszone dürften viele Stand-

orte mit guter Bodenqualität betroffen sein.

Es sind jedoch nicht nur die landwirt-
schaftsfremden Nutzungen, die den Bo-
denverbrauch im Nichtbaugebiet voran- 
treiben (Kapitel 2.1.4, S. 19). Vor allem bo-

denunabhängige landwirtschaftliche Nut- 
zungen wie die Pouletmast erfordern flä-
chenintensive und voluminöse Stallbau-
ten, die nicht selten auf bestem Kulturland 
errichtet werden. In der Praxis wird kaum 
ausreichend geprüft, ob die neuen Bauten 
anstelle bestehender, nicht mehr benötig-
ter Bauten erstellt werden oder – wenn 
dies nicht möglich ist – ob andere leer-
stehende Bauten im Hofbereich beseitigt  
werden könnten, wie dies das Gesetz ver-
langt und das Bundesgericht in seiner 
Rechtsprechung konsequent festhält (Ur-
teil BGer 1C_567/2015 vom 29. August 
2016, Bussnang TG, mit weiteren Hinwei-
sen). Auch auf das Konzentrationsprinzip  
legt das Bundesgericht bei landwirtschaft- 
lichen Baut     en grossen Wert (bge 141 II 50,  
Golaten BE, sowie Urteil BGer 1C_892/2013 
vom 1. April 2015, Puplinge GE). Um Bo-
den zu sparen, sollen die Gebäude mög-
lichst nahe aneinan dergebaut werden. 
Auch diesem Grundsatz wird in der Pra-
xis zu wenig nachgelebt. Als hinderlich 
erweisen sich dabei bestimmte Abstands-
vorschriften (z.B. zur Vermeidung von Ge-
ruchsimmissionen oder Tierseuchen). 

Für die Zersiedelung verantwortlich sind 
auch viele illegale Bauten und Anlagen  
ausserhalb der Bauzone, gegen die zum 
Teil behördliche oder gerichtliche Ab-
bruchbefehle bestehen, die jedoch nicht 
vollzogen werden.

Auch in der Landwirtschaftszone muss der Boden-

verbrauch vermindert werden.

Das BaB ist ein zentrales Thema der zwei-
ten Etappe der rpg-Revision (rpg 2). Vor-
gesehen ist, den Überblick über die heu-
tigen Regelungen zu erleichtern und den  
Vollzug zu verbessern und zu stärken. 
Zur Diskussion steht zudem ein plane- 
rischer Ansatz, der es ermöglichen soll, 
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beim BaB den kantonalen und regionalen 
Besonderheiten besser Rechnung zu tra-
gen. Damit erhielten die Kantone die Mög-
lichkeit, in bestimmten Gebieten zusätz-
liche Nutzungen zu bewilligen, die über 
die bestehende bundesrechtliche Rege- 
lung hinausgehen. Diese müssten aber  
vollumfänglich an anderer Stelle kompen-
siert werden. Wie sich ein solches Ins-
trument in der Praxis bewähren könnte,  
ist noch nicht geklärt.

3.3.3 Handlungsbedarf bei Frucht-
folgeflächen

Die Böden sind nicht überall von gleicher 
Qualität. Sie unterscheiden sich in Abhängi- 
gkeit von Geländeform, Beschaffenheit, 
Klimaverhältnissen usw. Das wertvollste  
landwirtschaftliche Kulturland wird als fff 
bezeichnet62. Sie umfasst ackerfähiges Kul- 
turland, vorab Ackerland und Kunstwie-
sen in Rotation, sowie ackerfähige Natur- 
wiesen. Grundlage für den Schutz der fff  
ist der Sachplan fff des Bundes (Kapitel 
3.2.1, S. 28), der am 8. April 1992 in Kraft 
gesetzt wurde. Er dient dazu, die Versor-
gungsbasis des Landes gemäss Artikel 1  
Absatz 2 rpg zu sichern. Im Sachplan aus 
dem Jahre 1992 wurde für die gesamte  
Schweiz ein Mindestumfang der fff von  
438 560 Hektaren festgelegt, die in Abhän- 
gigkeit von der Kantonsfläche und der 
landwirtschaftlichen Eignung auf die Kan- 
tone aufgeteilt wurde. Die Kantone haben 
dafür zu sorgen, dass der Mindestumfang 
der fff jederzeit garantiert ist.

Seit seinem Erlass vor 25 Jahren wurde 
der Sachplan nicht geändert. Er zielt da-
rauf ab, das landwirtschaftliche Produk-
tionspotenzial und damit die Qualität der 
betroffenen Böden zu erhalten. Als ein-
ziges raumplanerisches Instrument be-

zweckt der Sachplan fff den Schutz der 
Bodenqualität. Zudem trägt er zur Ver-
wirklichung weiterer raumordnungspo-
litischer Grundanliegen bei, so zur Be-
grenzung der Siedlungsentwicklung, zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundla-
gen (Wasser, Luft) sowie zur Erhaltung 
der ökologischen Ausgleichsflächen und 
der naturnahen Landschaften. Der Sach-
plan fff stärkt auch die Sicherung von Er-
holungsräumen für die Bevölkerung. Je-
doch spielt für die Ausscheidung von fff 
nur die landwirtschaftliche Produktions-
fähigkeit eine Rolle (Abschnitt 2.2, S. 20).

Als einziges raumplanerisches Instrument bezweckt 

der Sachplan fff den Schutz der Bodenqualität. Bei 

der Ausscheidung von fff spielt jedoch nur die land-

wirtschaftliche Produktionsfähigkeit eine Rolle. 

Der Sachplan fff wird ergänzt durch eine 
Reihe von Vorschriften, die im rpg und 
in der rpv definiert sind (z.B. Art. 3 Abs. 2  
Bst. a und Art. 15 Abs. 3 rpg; Art. 26 ff. rpv).  
rpg 1 verstärkte den Schutz der fff, und es 
wurden in der Verordnung strengere Kri- 
terien für die Beanspruchung von fff ein-
geführt. fff dürfen danach nur eingezont 
werden, wenn ein wichtiges Ziel nicht 
sinnvoll erreicht werden kann, ohne fff 
zu beanspruchen, und sichergestellt wird, 
dass die beanspruchten Flächen opti-
mal genutzt werden (Art. 30 Abs. 1bis rpv).  
Es wurde aber deutlich, dass fff noch bes-
ser geschützt werden müssen, wird doch 
im Rahmen von Interessenabwägungen 
dem Schutz der fff zu wenig Rechnung 
getragen. Ursprünglich war eine Anpas-
sung auf Gesetzesstufe im Rahmen des 
rpg 2 vorgesehen. Nun aber ist eine Über-
arbeitung des Sachplans fff ausserhalb 
des rpg geplant. 
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3.4 Institutionelle Elemente, Methoden 
und Prozesse der Raumplanung

Auf der äusseren Schale des Synthesekon- 
zepts finden sich die institutionellen Ele-
mente, Methoden und Prozesse der Raum-
planung (Abb. 1, S. 10).

3.4.1 Interessenabwägung – das Vorgehen 
bei Zielkonflikten

Ziel der Raumplanung ist die Suche nach ge-
eigneten raum- und umweltverträglichen  
Nutzungsstandorten. Indem die Raumpla-
nung Konflikte frühzeitig erkennt und be-
reinigt, kann sie optimale Voraussetzun-
gen schaffen und auf eine haushälterische 
und zweckmässige Bodennutzung hinwir-
ken. Eine wichtige Rolle spielt dabei die 
Interessenabwägung – das Abwägen und 
Beurteilen von Nutzungsinteressen –, die 
zu den zentralen Aufgaben der Planungs-
behörden zählt.

Methode der Interessenabwägung
Das Verfahren der Interessenabwägung 
umfasst die folgenden drei Schritte56:

Ermitteln der Interessen
In einem ersten Schritt der Interessenab-
wägung sind alle wichtigen Interessen zu  
ermitteln. Zu beachten sind die Ziele und 
Grundsätze des rpg (Art. 1 und 3 rpg), aber  
auch räumliche Aussagen in geltenden 
Sach-, Richt- und Nutzungsplänen. Zu 
berücksichtigen sind zudem weitere öf-
fentliche Interessen mit raumplaneri-
scher Bedeutung wie der Umweltschutz, 
die Anliegen der Wirtschaft und die Ver-
sorgungssicherheit, aber auch die Interes- 
sen von Bevölkerung, Grundeigentümerin-
nen und -eigentümern sowie Investoren. 
Mitwirkungsprozesse (Art. 4 rpg) helfen 
mit, die Interessen in ihrer ganzen Breite 
zu ermitteln.

Bewerten der Interessen
In einem zweiten Schritt sind die ermittel-
ten Interessen zu beurteilen, zu bewerten 
und als Entscheidungsgrundlage transpa- 
rent darzustellen. Es ist zu fragen, wel-
chen Stellenwert ein ermitteltes Interesse 
im konkreten Fall haben kann. Gesichts-
punkte bei diesem Abwägungsschritt sind 
die Auswirkungen eines Entscheids (mög-
liche Gefahren, die Bedeutung für weitere 
ähnliche Fälle, die Wirtschaftlichkeit einer  
Massnahme oder deren Umkehrbarkeit). 
Für die Gewichtung spielen auch recht-
liche Vorgaben eine Rolle. So geniessen 
der Wald, gewisse Schutzobjekte (z.B. ge-
schützte Landschaften wie Moore) oder die  
fff gemäss Verfassung, Gesetz oder Verord-
nung einen erhöhten Stellenwert. 

Abwägen der Interessen
Der dritte Schritt ist der schwierigste: das 
gegenseitige Abwägen der verschiedenen 
Interessen. Dabei sind die ermittelten und 
bewerteten Interessen einem Entscheid 
zuzuführen, und es ist festzulegen, welche 
Interessen überwiegen und wie unterlege-
ne Interessen allenfalls kompensiert wer- 
den können. Der Abwägungsschritt ver-
langt aber nicht zwingend nach einem 
ausgleichenden Kompromiss. Im Ergebnis 
kann von gleichwertigen Interessen das 
eine bevorzugt und das andere endgültig 
zurückgestellt werden. Bei der Abwägung 
der Interessen sind stets auch Alternati-
ven und Varianten zu prüfen.

Bedeutung der Interessenabwägung
Die Interessenabwägung erlaubt es den 
Behörden, ihr vom Gesetz zugestandenes  
Ermessen auszuüben und ihre Handlungs- 
spielräume sinnvoll zu nutzen. Artikel 3  
rpv verlangt, dass die Entscheide von der 
zuständigen Behörde zu begründen sind. 
Dadurch werden Entscheidungen für Aus-
senstehende nachvollziehbar und über-
prüfbar. Transparente und in einem Be-
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richt festgehaltene Interessenabwägungen 
verhindern willkürliche Entscheidungen 
und halten einer gerichtlichen Überprü-
fung besser stand. 

Die Rechtsprechung wie auch die Leh-
re haben die grosse Bedeutung einer um-
fassenden Interessenabwägung in der 
Sach- und Richtplanung und bei der Nut-
zungsplanung stets betont56. Je früher die 
Interessenabwägung im Planungsprozess 
stattfindet, desto grösser ist der Spiel-
raum für Entscheidungen (Abb. 8, unten). 
Auf Ebene der Sondernutzungsplanung 
und im Baubewilligungsverfahren besteht 
beispielsweise nur noch sehr beschränkt 
Spielraum in Bezug auf die Standortfra-
ge. Auch die Frage nach dem Bedarf (Ver-
meiden und Reduzieren) stellt sich nicht 
mehr, weil bei erfolgter und rechtskräfti-
ger Nutzungsplanung grundsätzlich ein 
Rechtsanspruch auf ein Vorhaben besteht.

Ungenügende Berücksichtigung des  
Bodens in der Interessenabwägung
Es gibt wie erwähnt zahlreiche Gesetzes-
bestimmungen zum Schutz des landwirt-

schaftlichen Kulturlands und zur Scho-
nung von Natur und Landschaft (z.B. im 
lwg, nhg, GschG). Für die Interessenab-
wägung spielen die Planungsziele und 
-grundsätze des rpg eine wichtige Rol-
le. Unter dem Titel «Schonung der Land-
schaft» wird verlangt, die bodenverän-
dernden Nutzungen einzudämmen und 
gleichzeitig das Kulturland zu erhalten 
(Art. 3 Abs. 2 rpg). In quantitativer Hin-
sicht bedeutet dies, den Landschaftsraum 
weiträumig von Bauten und Anlagen frei-
zuhalten und der Landwirtschaft genü-
gend Flächen geeigneten Kulturlands zur 
Verfügung zu stellen (Bst. a und c). Bezüg-
lich Bodenqualität heisst dies, den ästhe-
tischen und ökologischen Wert der Land- 
schaft zu bewahren und wo nötig wieder- 
herzustellen (Bst. b, d und e). Insgesamt  
soll mit Absatz 2 die Multifunktionalität  
des Landschaftsraums gesichert werden,  
namentlich in agrar-, bodenmarkt-, sied-
lungs- und umweltpolitischer Hinsicht56.

Die Bodenqualität und insbesondere der 
Schutz der fff werden in den raumplane-
rischen Interessenabwägungen oft unge-

Abbildung 8
Stufengerechte Interessen ab- 
wä gung im Planungsprozess.  
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nügend berücksichtigt. In diversen Pro- 
jekten des nfp 68 (bodenkarten, entschei- 
dungsplattform, lastenausgleich und mul- 
tikriterielle kompensation) wurde unter- 
sucht, wie der Bodenqualität in der Inte-
ressenabwägung mehr Gewicht verliehen 
werden kann (Kapitel 4.3, S. 60).

Auch die Bau-, Planungs- und Umweltdi- 
rektorenkonferenz der Kantone (bpuk) hat  
sich mit der raumplanerischen Interessen- 
abwägung befasst. Die Ergebnisse der ent- 
sprechenden Untersuchung sollen unter  
anderem in die zweite Revisionsetappe des  
rpg einfliessen. Nebst methodischen Fra-
gen wird überprüft, wo die raumplaneri-
sche Interessenabwägung heute an ihre  
Grenzen stösst oder (zu) starken Einschrän- 
kungen unterliegt und mit welchen Lö-
sungsansätzen sie gestärkt werden könnte. 

3.4.2 Grenzüberschreitende Planung  
in funktionalen Räumen 

Immer weniger Menschen wohnen und 
arbeiten in derselben Gemeinde und ver-
bringen ihre Freizeit auch dort. Pendler-
distanzen, Freizeitverkehr und Marktver-
flechtungen nehmen entsprechend zu, 
was zu einer kontinuierlichen Vergrös-
serung der funktionalen Räume führt, in 
denen die gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Beziehungen wirken. Das 
Auseinanderklaffen der politisch-admi-
nistrativen Gebiete und der funktiona-
len Räume führt zu einer unkoordinierten 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung und 
ist ein wesentlicher Grund für den heuti-
gen Bodenverbrauch.

Mit gebietsübergreifenden Planungen kön- 
nen unerwünschte Entwicklungen ver- 
hindert oder zumindest abgeschwächt wer-
den63. In der Schweiz entstanden in den 
letzten Jahren denn auch neue Modelle für  
die Planung in gebietsübergreifenden funk- 

tionalen Räumen, und es werden weitere 
Ansätze diskutiert und entwickelt. So gibt  
es im Kanton Bern die Regionalkonferen- 
zen, im Kanton Luzern die regionalen Ent- 
wicklungsträger. Der Kanton Jura schuf die 
Syndicats d’agglomérations, und im Kan- 
ton Freiburg wurde auf der Basis des kan- 
tonalen Agglomerationsgesetzes eine vier- 
te Staatsebene, die Agglomeration Frei- 
burg, gegründet. Der Kanton Wallis ermu- 
tigt die Gemeinden, interkommunale Richt- 
pläne zu erarbeiten. Im Kanton Waadt 
arbeiteten mehrere Gemeinden mit dem 
Kanton zusammen an der gemeinsamen 
Entwicklungsstrategie sdol (Stratégie et 
développement de l’Ouest lausannois).

Im ländlichen Raum erlaubt das Instru-
ment der landwirtschaftlichen Planung 
eine Abstimmung auf kommunaler, regio-
naler oder überregionaler Ebene. Sie er-
laubt es, die landwirtschaftlichen Entwick- 
lungsbedürfnisse zielgerichtet zu bestim-
men und die landwirtschaftliche Entwick-
lung mit der Raumplanung abzustimmen. 
Der Raum ausserhalb der bestehenden  
Siedlungen wird dabei als Ganzes betrach- 
tet. Alle raumrelevanten Bedürfnisse wer-
den gesammelt und in einem Gesamtüber-
blick dargestellt (Kapitel 4.2.1, S. 49). 

Einzelne Kantone (Zürich, Graubünden) 
kennen Planungsregionen, die der insti-
tutionellen Regionalplanung dienen. Die 
regionalen Richtpläne konkretisieren in 
der Regel die kantonalen Richtpläne. Die-
se Pläne sind heute das Ergebnis regiona-
ler Koordination verschiedenster Raum- 
und Nutzungsbedürfnisse. Der Kanton 
Aargau hat zur Regelung gebietsübergrei-
fender Sachbereiche das Instrument des 
regionalen Sachplans eingeführt. Es er-
laubt, überkommunal Bauzonen oder In- 
frastrukturanlagen zu koordinieren, den 
Verkehr zu steuern oder Naturschutz- 
und Erholungsgebiete auszuscheiden.
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3.4.3 Agglomerationsprogramme für eine 
nachhaltige Raumentwicklung

Im Jahr 2001 schuf der Bundesrat mit dem 
Bericht «Agglomerationspolitik des Bun-
des» die Voraussetzung für eine koordi-
nierte Agglomerationspolitik. Ihr zentrales 
Ziel ist es, über eine bessere Abstimmung 
zwischen Siedlungsentwicklung und Ver-
kehr eine nachhaltige Raumentwicklung zu  
erreichen. Zur Umsetzung hat der Bund 
das Instrument des Agglomerationspro-
gramms entwickelt. Es handelt sich dabei 
um ein Planungsinstrument, das inhaltliche  
und zeitlich koordinierte Massnahmen zur  
Lenkung der Siedlungsentwicklung enthält  
und infrastrukturelle sowie betriebliche 
Massnahmen für die Verkehrsträger eines  
ganzen Agglomerationsraums umfasst.  
Fokussierten sich die Agglomerationspro-
gramme der ersten Generation noch stark 
auf grosse Infrastrukturvorhaben, gewichten  
die Folgeprogramme Themen wie die Qua-
lität des Verkehrssystems – insbesonde- 
re diejenige des Langsamverkehrs –, die Ver- 
kehrssicherheit, die Siedlungsentwicklung  
nach innen, die Umweltbelastung und den 
Ressourcenverbrauch stärker. Neu hinzu- 
gekommen ist das Thema Landschaft64.

3.4.4 Modellvorhaben des Bundes –  
Labor für innovative Lösungsansätze

Häufig liegen Ziele und Ansprüche der 
Beteiligten bei der Raumentwicklung weit 
auseinander. Aus dieser Erkenntnis her-
aus hat das Bundesamt für Raumentwick-
lung (are) 2002 sogenannte Modellvorha-
ben angestossen. Sie sollen es Gemeinden 
und Regionen ermöglichen, für konkrete 
Problemstellungen innovative Lösungs-
ansätze zu entwickeln und deren Praxis-
tauglichkeit konkret zu erproben. Verlau- 
fen sie erfolgreich, können sie als Muster – 
oder eben als Modell – für weitere Projek-
te dienen. 

Nach einer ersten Staffel zwischen 2002 
und 2007 mit Fokus auf die Agglomeratio-
nen wurde zwischen 2007 und 2011 eine 
thematisch erweiterte Runde von Modell-
vorhaben unter dem Titel «Nachhaltige 
Raumentwicklung» lanciert. Das are, das 
bafu, das Bundesamt für Landwirtschaft 
(blw) und das Staatssekretariat für Wirt-
schaft (seco) lancierten das Programm. 
Mehrere Publikationen liegen dazu vor67.

Bei der dritten Serie (2014–2018) wirken  
nebst dem are, bafu, blw und seco die Bun-
desämter für Gesundheit, Sport, Strassen 
und Wohnungswesen als Träger des Pro-
gramms. Aus den rund 150 eingereichten 
Projekten wählten die acht Bundesämter 
33 zur Weiterverfolgung aus. Vier davon 
befassen sich mit Fragen zur Biodiversität, 
zur Biomasse und zum Wasser sowie mit 
Nutzungskonflikten zwischen Landwirt-
schaft und Raumentwicklung. Der «Leit- 
faden Siedlungsentwicklung und Land-
wirtschaft», erarbeitet im Rahmen des 
Richtplans für den Norden der Stadt Lau-
sanne, soll Wege aufzeigen zum bestmög-
lichen Umgang mit Übergangsräumen 
zwischen Bau- und Nichtbaugebiet, wo-
bei landwirtschaftliche Aspekte ebenso im 
Fokus stehen wie der Erhalt der Biodiver-
sität und die Mobilität. Das Projekt «Zen-
trum für nachhaltige Biomassenutzung 
in der unesco-Biosphäre Entlebuch» er-
arbeitet eine verbindliche Strategie zur 
nachhaltigen Nutzung der Biomasse in-
nerhalb der Region65.

3.5 Fazit: Noch kein nachhaltiger Umgang 
mit der Ressource Boden 

Grundsätzlich verfügt die Schweiz über ein  
ausreichendes Instrumentarium für einen 
haushälterischen Umgang mit dem Boden.  
Einen grossen Stellenwert nimmt die In-
teressenabwägung ein. Es muss stets eine  
sorgfältige und nachvollziehbar dokumen- 



NFP 68 Thematische Synthese 3 Eine Bodenagenda für die Raumplanung   39

tierte Abwägung zwischen den verschie-
denen Interessen stattfinden – und dies 
auf allen Stufen der Planung (Bund, Kan-
ton, Region, Gemeinde). Diese Interessen-
abwägung erfolgte in der Vergangenheit 
häufig ungenügend. Ein Hauptgrund für 
die mangelnde Berücksich-tigung der Bo-
denqualität liegt wohl darin, dass in vie-
len Kantonen die Datengrundlagen in Be-
zug auf den Boden fehlen. Dem Anliegen 
des Kulturlandschutzes wurde insgesamt 
oft zu wenig Rechnung getragen. 

Die letzte Revision des rpg (rpg 1) bedeu- 
tet einen grossen Schritt vorwärts in Rich-
tung einer nachhaltigen Siedlungsentwick- 
lung und Bodennutzung. Die Anforderun-
gen an Neueinzonungen wurden deutlich 
verschärft, und der kantonale Richtplan 
wurde als Steuerungsinstrument gestärkt. 
Zudem wurden bestehende Instrumen-
te und Massnahmen (z.B. Mehrwertaus-
gleich) präzisiert und neue eingeführt (Bau- 
landmobilisierung). Zusammen mit der In- 
kraftsetzung des Zweitwohnungsgesetzes 
wurde damit ein grosser Teil der Forde-
rungen des nfp 22 konkretisiert. Die Um-
setzung des rpg 1 ist angelaufen. Für eine 
Bilanz ist es noch zu früh. Mit den neuen  
Richtplänen zeigen die Kantone jedoch,  
dass sie das Heft in die Hand nehmen. Auch  
bei den Gemeinden findet ein Umdenken  
statt. Das Bauzonenmoratorium, das in den  
Übergangsbestimmungen enthalten ist, 
lässt sie spüren, dass in der Raumplanung 
ein Paradigmenwechsel stattgefunden hat 
und es nicht so weitergeht wie bisher.

Weiterhin unbefriedigend ist die Situa-
tion bei den grossen Infrastrukturvorha-
ben des Bundes und zum Teil auch jenen 
der Kantone. Raumplanerische Anliegen 
wie der Schutz des Kulturlands oder die 
Schonung von Natur und Landschaft wer-
den hier häufig noch ausgeblendet oder 
zu wenig berücksichtigt. Ein Grund da-

für mag – bei Vorhaben des Bundes – die 
fehlende räumliche Abstimmung über 
das Instrument des Sachplans sein. Der 
Sachplan wäre eigentlich das Instrument 
für eine umfassende und frühzeitige Ab-
stimmung grosser raumwirksamer Vorha-
ben; und dies horizontal (mit den anderen 
Fachstellen des Bundes) und vertikal (mit 
den Kantonen und Gemeinden). Die feh-
lende umfassende Interessenabwägung 
auf Sachplanebene ist oft ein Grund dafür, 
dass die Vorhaben von den Gerichten zur 
Neubeurteilung zurückgewiesen werden.

Grössere Anpassungen auf Gesetzes- und 
Verordnungsebene braucht es beim BaB. 
Dem fortschreitenden Bodenverbrauch 
und dem Verlust von landwirtschaftlichem 
Kulturland kann nur Einhalt geboten wer-
den, wenn sich die neuen Regelungen 
konsequent am verfassungsrechtlichen 
Gebot der Trennung von Baugebiet und 
Nichtbaugebiet orientieren.

Die Bodenqualität ist noch immer kein 
zentrales Thema der Raumplanung. Ein-
zig über die Vorschriften zu den fff findet 
sie Berücksichtigung66. In Bezug auf den 
Bodenschutz wird die Begrenzung des 
Flächenverbrauchs als primäre Aufgabe 
der Raumplanung angesehen. Den Schutz 
der Bodenqualität regelt bisher hingegen 
vorab das Umweltrecht. Beide Dimensio-
nen des Bodenschutzes spielen jedoch auf 
dem Weg zu einer nachhaltigen Boden-
nutzung eine entscheidende Rolle.
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Die Schweiz verfügt bereits über ein um-
fangreiches raumplanerisches Instrumenta- 
rium (Kapitel 3, S. 25 ff.). Die folgenden  
Vorschläge zur Integration von Bodenqua- 
lität in die Raumplanung entwickeln beste-
hende Ansätze fort. Die Auswahl ist nicht  
abschliessend. Die nfp 68-Projekte ha-
ben einzelne, ausgewählte Themen ver-
tieft. Sie bieten ein breites Spektrum an 
Denkanstössen mit der entscheidenden 
Gemeinsamkeit, das Thema Boden qualität 
in der Raumplanung zu verankern. Die dar- 
gestellten Ansätze werden im Rahmen 
von drei Themenbereichen vorgestellt:

Bodendaten, Prognosen und Monito­
ring: Damit die Raumplanung besser mit 
den vorhandenen Bodenressourcen haus-
halten kann, bedarf es einer fundierten  
und flächenhaften Datengrundlage, wie 
sie mit Bodenkarten erst in wenigen Kan-
tonen vorhanden ist. Simulationsmodelle  
ermöglichen es, auf Grundlage der Boden- 
daten Prognosen zum zukünftigen Ver-

lust an Bodenqualität zu berechnen. Die 
Prognosen können Akteurinnen und Ak-
teure unterstützen, trotz grosser Unsi-
cherheiten robuste Entscheidungen für 
die Zukunft zu fällen. Zudem soll der Ver- 
lust an Bodenqualität kontinuierlich beob-
achtet werden. Dazu ist ein entsprechen- 
des Monitoring aufzubauen.
> Kapitel 4.1 

Steuerungsinstrumente der Bodennut­
zung: Im zweiten Themenbereich wird ein  
Überblick über bestehende und neue Inst-
rumente gegeben und dargelegt, in welcher 
Form diese zur Begrenzung des Flächen-
verbrauchs und des Verlusts an Bodenqua- 
lität beitragen. Instrumente, die Boden-
qualität zur Entscheidungsgrösse machen, 
werden genauer unter die Lupe genommen.
> Kapitel 4.2

Bodenqualität in der Interessenabwä­
gung: Die Interessenabwägung ist die 
Schnittstelle, an der die verschiedenen  

Vorschläge zur Integration von Bodenqualität  
in die Raumplanung

4

Abbildung 9
Bodenfunktionen: Die Boden-
funktionen «Produktion»,  
«Lebensraum» und «Regu-
lierung» werden in Boden- 
teil funk tionen unterteilt.  
Diese sollen möglichst die  
Multifunktionalität der Böden  
beschreiben.68, 107 

Landwirtschaft

Wasserhaushalt Nährstoff-
haushalt

Filter 
Anorganisches

Filter 
Organisches

Säurepufferung C-Pool

Forstwirtschaft Bodenorganismen Pflanzen

Regulierungsfunktion

Produktionsfunktion Lebensraumfunktion
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Ansprüche an den Raum verhandelt wer-
den. Die nfp 68-Projekte haben auf der 
Grundlage von Simulationsmodellen nach- 
vollziehbare Visualisierungsmöglichkeiten 
entwickelt, um der Bodenqualität im Ver-
handlungsprozess Gewicht zu geben.
> Kapitel 4.3

4.1 Bodendaten, Prognosen und Monitoring

Die durch den Menschen hervorgerufe-
nen Veränderungen des Raums haben 
verschiedene Auswirkungen auf den Bo-
den. Diese Dynamik lässt sich bisher nur 
begrenzt nachverfolgen. Die Arealstatis-
tik bildet zwar schweizweit die Verände-
rungen der Landnutzung und Bodenbede-
ckung ab. Doch erschwert die lückenhafte 
Datengrundlage zu Bodeneigenschaften 
und Bodenfunktionen ein vertieftes Ver-
ständnis für die Veränderung der Funk-
tionen der Böden und ihrer ösl und somit 
auch den nachhaltigen Umgang mit der 
Ressource Boden58. Für die Beurteilung 
der Bodenqualität bestehen in den Boden-

wissenschaften seit Jahrzehnten verschie-
dene Ansätze67. Aufgrund der fehlenden 
flächenhaften Bodeninformationen konn-
te aber bisher keine landesweite Statis-
tik über die Bodenqualität erarbeitet wer-
den. Angesichts der Multifunktionalität 
der Böden und ihrer umfangreichen che-
mischen, physikalischen und biologischen 
Eigenschaften, die es einzubeziehen gilt, 
ist es für die Berücksichtigung der Boden-
qualität in Entscheidungsprozessen der 
Raumplanung notwendig, möglichst ein-
fache und praxistaugliche methodische 
Ansätze zu verwenden. 

Das nfp 68-Projekt bodenkarten zeigt ge- 
eignete Methoden auf, wie die Datengrund- 
lage verbessert werden kann. Im Rahmen 
der Bodenkartierung werden Bodeneigen-
schaften aus Bodenprofilen erhoben und 
in Bodeneigenschaftskarten flächenhaft  
dargestellt66. Daraus werden Bodenfunk-
tionskarten abgeleitet, die vereinfacht dar- 
stellen, welche Funktionen ein Boden wie 
gut erfüllt. Im Projekt bodenkarten wur-

Abbildung 10
Funktionsweise eines Boden-
indexes. Mit Hilfe einer vorge-
gebenen Aggregationsregel  
werden verschiedene Bodenteil-
funktionen zu einem Index der 
Bodenqualität zusammengeführt.

nfp 68- Projekt bodenkarten

Werte werden aggregiert.

Karte «Bodenqualität»

Bodenfunktionskarte 1
«Eignung für landwirtschaft-
liche Produktion»

Wert 1 

Wert 2  Gesamtwert

Wert n 

Bodenfunktionskarte 2
«Lebensraumeignung  
für Pflanzen»

Bodenfunktionskarte n
«…»
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Abbildung 11
Vergleich einer Bodenfunktions-
karte (Eignung für landwirtschaft-
liche Produktion; links) mit einer 
Karte, die eine ösl abbildet (Er-
holungsleistung durch städtische 
Grün- und Freiflächen sowie Nah- 
und Fernerholungsräume; rechts),  
am Beispiel der Gemeinde Uster 

nfp 68-Projekt bodenkarten,  
Fokusstudie bodenindika toren

Eignung des unbebauten Kultur-
lands für die jeweilige Boden-
funktion beziehungsweise ösl

Tief Hoch

Abbildung 12
Vergleich des Wolff-Indexes 
(links) mit dem squid-Index 
(rechts) am Beispiel der Ge-
meinde Uster. Der Wolff-Index 
eignet sich für das Aufdecken 
grossräumiger Hotspots und  
damit für strategische Planun- 
gen auf der Stufe Richtplanung. 
Der squid-Index ermöglicht 
räumlich hochaufgelöste Aus-
sagen. Er eignet sich insbeson-
dere für Entscheidungsprozesse 
auf lokaler und regionaler Ebene. 

Fokusstudie bodenindikatoren

Qualität des unbebauten  
Kulturlands

Tief Hoch
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den insgesamt zehn Bodenteilfunktionen 
ausgewählt und nach Schweizer Klassi-
fikation für zwei Fallstudiengebiete in den 
Kantonen Bern und Zürich angewendet 
und getestet. Sie leiten sich aus den drei 
ökologischen Bodenfunktionen «Produk-
tion», «Lebensraum» und «Regulierung» 
ab (Abb. 9, S. 40)107.

Für die Bodenkartierung sind die Kan-
tone verantwortlich. Nur wenige Kanto-
ne waren bisher in der Lage, ihre Böden 
flächendeckend zu kartieren. Seit 2012 ist 
das nationale Bodeninformationssystem 
nabodat in Betrieb. Es dient Bund und 
Kantonen dazu, ihre Bodendaten einheit-
lich zu sammenzuführen, zu verwalten und  
für die Anwendung bereitzustellen. Ins-
gesamt wurde in der Schweiz lediglich ein 
Viertel des Kulturlands kartiert, das sich 
über knapp 36 Prozent der Landesflä-
che erstreckt29. Weitere Details zum Stand  
der Bodenkartierung sowie möglichen 
Wegen für eine landesweite Bodenkartie-
rung sind der thematischen Synthese TS4 

des nfp 68 «Bodeninformations-Plattform 
Schweiz (bip-ch)» zu entnehmen. Das von  
der Motion Müller-Altermatt geforderte na- 
tionale Kompetenzzentrum Boden könn-
te einen wichtigen Schritt bilden in Rich-
tung einer lückenlosen Aufarbeitung der  
Bodenfunktionskarten und deren Ver-
knüpfung mit der Raumplanung (Kapitel 
2.2, S. 20). Das Zentrum könnte die Ver-
antwortung für den Aufbau der notwen-
digen Datenbanken über die verschiede-
nen Bodenfunktionen übernehmen und 
die Kantone und Gemeinden bei der Um-
setzung neuer Instrumente, die die Bo-
denqualität berücksichtigen, unterstützen 
(Kapitel 4.2.1, S. 49).

4.1.1 Bodenindizes: Bewertung der  
Bodenfunktionen

Um die Bodenfunktionskarten zu den ver-
schiedenen Bodenteilfunktionen mit der 
Raumplanung zu verknüpfen, müssen 
diese in geeigneter Weise aggregiert wer-
den. Der sogenannte «Bodenindex», der 

Abbildung 13
Vergleich der landwirtschaft-
lichen Nutzungseignungsklassen 
(nek, links) gemäss fal mit dem 
squid-Index (rechts) am Beispiel 
der Gemeinde Uster. Die Ausschei- 
dung der nek fällt viel gröber aus 
als die Darstellung mit dem squid- 
Index. Kleinräumige Unterschiede 
gehen somit verloren.

nfp 68-Projekt bodenkarten,  
Fokusstudie bodenindikatoren

Qualität des unbebauten  
Kulturlands

Tief Hoch
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seit rund zehn Jahren in Stuttgart ange-
wendet wird, gewichtet und aggregiert vier 
einzelne Bodenteilfunktionen (Standort 
für Pflanzen, Ausgleichskörper im Was-
serkreislauf, Filter und Puffer für Schad-
stoffe und Archivfunktion) und kombi-
niert diese Informationen mit Altlasten 
und Versiegelungsgrad der Böden. Mit 
Hilfe einer vorgegebenen Aggregationsre-
gel wird ein Index zur Bodenqualität be-
rechnet (Abb. 10, S. 41)6,69. Die Fokusstudie  
bodenindikatoren prüft die Anwendbar-
keit von zwei unterschiedlichen Indizes 
für die Schweiz – des Wolff-Indexes, der in 
Stuttgart verwendet wird, und des eigens 
entwickelten Bodenindexes squid (Soil 
Quality Index). 

Beim Bodenindex squid erfolgt die Ge-
wichtung der einzelnen Bodenfunktionen –  
im Gegensatz zum Wolff-Index – durch 
Experten. Es wird beurteilt, welche ösl 
aufgrund der vorhandenen Bodenfunktio-
nen wie gut erbracht werden können (Ex-
kurs in Kapitel 1, S. 12). Die Zuteilung der 

Bodenfunktionen zu den jeweiligen ösl 
stützt sich auf die Meinungen dazu be-
fragter Experten. Abbildung 11 zeigt eine 
Bodenfunktionskarte und eine Karte ei-
ner ösl, für die die dargestellte Boden-
funktion indirekt relevant ist.

Sowohl der Wolff- als auch der squid-In-
dex aggregieren die verschiedenen Boden- 
funktionen oder ösl in einer Bodenquali-
tätskarte. Ein erster Vergleich zeigt, dass 
sich der Wolff-Index eher für das Aufde-
cken grossräumiger Hotspots eignet (Abb. 
12, S. 42). Er verfügt über weniger Abstu- 
fungen für die Bewertung, wo- durch klein- 
räumige Unterschiede auf der Karte verlo-
ren gehen. Er eignet sich damit besser für  
strategische Planungen auf der Stufe Richt- 
planung. Dank der ösl als Basis erlaubt der  
squid-Index hingegen, die Nachfrage nach  
bodenbasierten ösl durch verschiedene  
Nutzergruppen einzubeziehen. Dadurch 
ermöglicht er differenzierte und räumlich  
hochaufgelöste Aussagen bei Abwägun- 
gen und Standortentscheiden. Der squid- 

Abbildung 14
Simulation des Verbrauchs an 
Kulturland im Kanton Aargau:  
Die rot markierten Flächen werden 
gemäss Simulation bis 2035 mit 
hoher Wahrscheinlichkeit durch 
bauliche Nutzungen in Anspruch 
genommen. 

nfp 68-Projekt zersiedelung

 Bis 2035 überbaute Fläche
 Bestehende überbaute Fläche
 Kulturland
 Wald
 Gewässer und weitere Flächen
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Index ist somit insbesondere für Entschei- 
dungsprozesse auf lokaler und regionaler 
Ebene geeignet (Kapitel 4.3, S. 60).

Die Indizes können bei der Anwendung 
verschiedener bestehender und neuer  
Steuerungsinstrumente der Bodennutzung  
zum Einsatz kommen, beispielsweise im 
Zusammenhang mit der Kompensation, 
dem Sachplan fff, der landwirtschaftli-
chen Planung oder den Bodenindexpunk-
ten (Kapitel 4.2.1, S. 49). Karten von Bo-
denfunktionen und in aggregierter Form 
als Bodenindizes kommen in Deutsch-
land und Österreich bereits zum Einsatz,  
jedoch nicht flächendeckend. Der Schweiz 
böte sich die Chance, im europäischen 
Raum mit einer Pionierleistung voraus-
zugehen, indem sie die Böden landesweit 
kartieren und aus den Bodendaten Bo-
denfunktionskarten erstellen würden. Die 
im nfp 68-Projekt bodenkarten geprüften 
Methoden für zehn Bodenteilfunktionen 
stellen eine erste Auswahl für einen natio-
nalen Bewertungskatalog dar.

Die derzeitige Kartieranleitung für Böden 
von der Eidgenössischen Forschungsan-
stalt für Agrarökologie und Landbau (fal – 
heute Agroscope) aus den 1990er-Jahren  
ist stark auf die landwirtschaftliche Pro-
duktion ausgerichtet66. Weitere Boden-
funktionen und ösl des Bodens werden 
nicht oder nur am Rand berücksichtigt, 
wodurch sich ein unvollständiges Bild der 
Bodenqualität ergibt. Gemäss der Anlei-
tung wird die landwirtschaftliche Eignung 
auf Basis von Bodendaten aus der Kartie-
rung anhand von Nutzungseignungsklas-
sen (nek) bewertet (zehn Klassen, von nek 
1 bis nek 10). Der Kanton Zürich erstellte 
Anfang der 1990er-Jahre eine Bodenkarte  
und wies die nek flächendeckend aus. Die 
Klassen nek 1 bis nek 5 und die Hälfte der 
Flächen der Klasse nek 6 wurden als die 
besten ackerfähigen Böden und damit als 

fff festgelegt70. Ein Vergleich mit dem neu 
entwickelten squid-Index zeigt, dass die 
Ausscheidung der nek viel gröber ausfällt 
und kleinräumige Unterschiede verloren  
gehen (Abb. 13, S. 4). Durch die Berück-
sichtigung der räumlich differenzierten 
Nachfrage verschiedener Nutzer nach  
Leistungen des Bodens deckt der squid- 
Index diese räumlichen Unterschiede auf 
und eignet sich somit für kleinräumige 
Standortabwägungen bei neuen baulichen 
Nutzungen.

4.1.2 Simulationsmodelle als Grundlage  
für Prognosen und Visualisierungen

Prognosen auf Grundlage von Bodendaten 
könnten künftig einen wertvollen Beitrag 
für den nachhaltigen Umgang mit der Res-
source Boden leisten. Raumplanerische 
Massnahmen lassen sich mittels Simula - 
tionsmodellen testen und ihre Auswirkun- 
gen auf die Bodenqualität visualisieren.  
Indem die Modelle die Bodenqualität sicht- 
bar machen, erleichtern sie deren Ein-
bezug in Entscheidungsprozesse (Kapitel 
4.3, S. 60). Die im Rahmen von nfp 68-Pro-
jekten entwickelten Modelle richten das 
Augenmerk auf unterschiedliche Themen 
wie künftige bauliche Entwicklungen und 
deren Auswirkungen auf die Bodenquali-
tät oder die Abwehr von Naturgefahren.

Das Modell des nfp 68-Projekts zersie-
delung stellt in verschiedenen Szenarien  
dar, dass die überbaute Fläche der Schweiz  
bis 2035 bis zu 56 Prozent wachsen und das 
Kulturland bis zu 15 Prozent abnehmen 
kann. Die künftige Zunahme der überbau- 
ten Fläche wird gemäss Projekt überwie-
gend auf wertvollstem Kulturland statt-
finden, falls dieses nicht geschützt wird 
(Abb. 14). Auch das Modell des Projekts 
lastenausgleich zeigt den Trend zu ei-
ner weiteren Zunahme der überbauten 
Fläche (Exkurs «Das Simulationsmodell  
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des Projekts lastenausgleich», S. 46). In 
der Untersuchungsregion Greifensee im 
Kanton Zürich geht demnach bis 2050 bis 
zu einem Fünftel der Böden mit hoher 
landwirtschaftlicher Bodeneignung durch 
bauliche Nutzungen verloren (Kapitel 4.4, 
S. 66). Die Modelle stellen Extremwerte dar,  
und ihre Resultate weisen hohe Spann-
weiten auf. Zudem berücksichtigen sie die 
Regelungen von rpg 1 nicht, wonach Neu-
einzonungen in Zukunft die Ausnahme 
sein werden. Im Modell des Projekts las-
tenausgleich wurden die nek aus der Bo-
denkarte des Kantons Zürich als Indikator 
für die Produktionsfunktion verwendet. 
Weitere Bodenfunktionen wurden nicht 
berücksichtigt, weshalb die Bodenqualität  
nur unvollständig abgebildet wird (Kapitel  
4.1.1, S. 41). Trotz dieser Vorbehalte sind die  
Prognosen sehr ernst zu nehmen. Beide  
Modelle verdeutlichen, dass künftige bau-
liche Entwicklungen überwiegend auf 
Kosten der besten Landwirtschaftsböden 
gehen werden, sofern die Bodenqualität 
nicht in die Entscheidungsprozesse der 
Raumplanung einfliesst. 

Auch für weitere Aufgabenfelder der Raum-
entwicklung sind Simulationsmodelle auf  

Grundlage von Bodendaten von zuneh- 
mender Bedeutung. Das nfp 68-Projekt  
bodenstabilität empfiehlt, im Bereich  
gravitativer Naturgefahren Modelle zu  
entwickeln, um Erosion und flachgründige  
Rutschungen zu prognostizieren. In Ab-
hängigkeit von einer gegebenen Bodenbe- 
schaffenheit hat die Struktur der Durch- 
wurzelung und somit jene der Vegetation  
einen massgeblichen Einfluss auf die Hang- 
stabilität. Die standortgerechte Bewirt-
schaftung und Pflege der Vegetation, ins-
besondere von Wald, erhöht die Hangsta-
bilität und kann den Schutz vor Erosion 
und flachgründigen Rutschungen erheb-
lich verbessern. Entscheidend für die Sta-
bilität ist eine möglichst hohe ober- und 
unterirdische Arten- und Strukturvielfalt. 
Prognosen auf Grundlage eines Simula- 
tionsmodells könnten künftige Risiko- und 
Konfliktgebiete aufzeigen und Hinweise 
für die richtige Bewirtschaftung liefern.

Die Kalibrierung der Modelle und die An-
passung an die Bedürfnisse der jewei-
ligen Planungssituation erfordern hohe 
fachliche Kompetenzen. Diese Leistun-
gen könnten künftig in Zusammenarbeit 
zwischen Wissenschaft und der jeweiligen  

Exkurs
Das Simulationsmodell 
des nfp 68-Projekts  
lastenausgleich71

Das Modell des Projekts lastenausgleich stützt sich auf zwei Säulen. Zum einen wird ein multikriterieller 

Optimierungsalgorithmus verwendet, zum anderen ein Landnutzungsmodell. Der Optimierungsalgorithmus 

erlaubt es, eine «Planungsbehörde» nachzuahmen, die die Informationen und Rahmenbedingungen, die ihr 

zur Verfügung gestellt werden, in bester Weise berücksichtigt. Diese virtuelle «Planungsbehörde» testet alle 

möglichen Standorte für eine neue bauliche Nutzung und berücksichtigt dabei verschiedene Zielvorgaben wie 

die Erhaltung von Bodenqualität oder ein kompaktes Wachstum der bestehenden Siedlungen. Die Ergebnisse 

des Optimierungsmodells stellen die bestmöglichen Lösungen für die berücksichtigten Ziele dar, die Ergeb-

nisse der Landnutzungsmodellierung eine Prognose betreffend Standortwahl für zukünftige bauliche Nutzun-

gen. Grundlage für die Prognose bilden die Treiber des Flächenverbrauchs wie die Erschliessung durch den 

öffentlichen Verkehr, die Nähe zu bestehenden Siedlungen und bestehender Infrastruktur (Strassen) sowie 

das Angebot an Dienstleistungen (z.B. Einkaufsmöglichkeiten, Krankenhäuser, Schulen). Es lassen sich jedoch 

auch gesetzliche Änderungen oder neue Planungsinstrumente und deren Auswirkungen auf die Bodennutzung 

in vereinfachter Form abbilden.
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Planungsbehörde erbracht werden. Pla-
nungsämter und -büros könnten die Mo-
delle je nach Kapazität selber oder mit 
Unterstützung durch die Wissenschaft 
unterhalten und weiterentwickeln.

Simulationsmodelle verarbeiten und ver-
anschaulichen eine hohe Informations-
dichte und können damit eine wertvol-
le Grundlage für Entscheidungsprozesse 
liefern. Die Modelle alleine reichen aller-
dings nicht aus, die Bodenqualität zu ei-
ner relevanten Entscheidungsgrösse im 
Planungsalltag zu machen. Eine Schlüs-
selrolle kommt der Interessenabwägung 
zu. Interaktive Visualisierungs- und Ent-
scheidungsplattformen auf Grundlage der  
vorgestellten Modelle könnten dabei zu-
nehmenden Einfluss auf raumplaneri-
sche Entscheidungen ausüben (Kapitel  
4.3.3, S. 63). Um die künftige bauliche Ent-
wicklung nach innen und auf die weniger  

wertvollen Böden zu lenken, sollte die  
Bodenqualität zudem mittels geeigneter 
Indizes mit den Steuerungsinstrumenten  
der Bodennutzung verknüpft werden. Dies  
wird im zweiten Themenbereich im nächs- 
ten Abschnitt erläutert.

4.2 Instrumente zur Steuerung  
der Bodennutzung

Abbildung 15 gibt einen nicht abschlies-
senden Überblick über bestehende und 
neue, in der Forschung und Praxis rege 
diskutierte Instrumente zur Steuerung der  
Bodennutzung. Grundlage dazu bilden die 
Projekte des nfp 68, ergänzt um weitere 
wissenschaftliche Publikationen. 

In der Schweiz gibt es keine Gesetzge-
bung, die die Bodennutzung gesamtheit-
lich regelt (Kapitel 3.2, S. 28). Die Instru-
mente sind daher nicht ausschliesslich 
der Raumplanung zuzuordnen, sondern 
verschiedenen Sektoralpolitiken. Das Zu-
sammenspiel der Instrumente ist aus-
schlaggebend für deren Gesamtwirkung 
auf die Bodennutzung. Die Übersicht soll 
die Diskussion über dieses Zusammen-
spiel bereichern und die Wahl adäquater 
Massnahmen auf den verschiedenen Ver-
waltungsebenen (Bund, Kantone, Regio-
nen und Gemeinden) erleichtern. 

In Bezug auf eine haushälterische Boden-
nutzung haben die Instrumente unter-
schiedliche Wirkungen. In der Übersicht 
wird farblich zwischen Förderung der In-
nenentwicklung, Begrenzung der Aussen- 
entwicklung und Begrenzung des BaB  
unterschieden. Die Steuerungsinstrumente  
wurden dort angeordnet, wo sie ihre 
Hauptwirkung entfalten. Oft werden Ins-
trumente von verschiedenen Verwaltungs- 
ebenen gemeinsam entwickelt und um- 
gesetzt. Sie wurden in der Übersicht jener  
politischen Ebene zugeordnet, die haupt-

Zwischenfazit: Bodendaten, Prognosen und Monitoring

– Der parlamentarische Vorstoss für ein nationales Kompetenzzentrum Boden (Kapitel 2.2,  

S. 20) verdeutlicht die Dringlichkeit des Themas «Bodenqualität» in Zusammenhang mit der 

Raumentwicklung.

– Die Erhebung von Bodendaten ist die Grundvoraussetzung dafür, die Bodenqualität in der 

Raumplanung zu berücksichtigen.

– Geeignete Bodenindizes sollen an der Schnittstelle zwischen Bodenfunktionskarten und 

den Steuerungsinstrumenten der Bodennutzung eingesetzt werden.

– Die neu entwickelten Bodenindizes (Wolff und squid) haben gegenüber den bestehenden 

Nutzungseignungsklassen den Vorteil, dass sie den Boden mit allen seinen Funktionen und 

ÖSL abbilden. squid kann die Unterschiede in der Bodenqualität viel kleinräumiger aufzeigen.

– Die Bodenindizes beantworten die in der Praxis häufig aufkommende Frage nach der unter-

schiedlichen Qualität verschiedener Böden.

– Simulationsmodelle für Prognosen auf Grundlage der Bodendaten können die Akteurinnen 

und Akteure im Planungsalltag unterstützen. Sie bilden zudem die Basis für Entscheidungs- 

und Visualisierungsplattformen (Kapitel 4.3.1, S. 60).
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Abbildung 15
Übersicht über die Steuerungs- 
 instrumente der Bodennutzung 
(nicht abschliessend).  
Die Instrumente wurden den  
drei Dimensionen «Wirkung»,  
«Verwaltungsebene» und 
«Mecha nismus» zugeordnet. 

Berücksichtigte Quellen für Steuerungs-

instrumente: 52,74–79.

A  In der Schweiz noch nicht  
 vorhandene Instrumente
A  Bereits vorhandene Instru- 
 mente

 Marktwirtschaftliche Instru-
 mente 
   

 Regulatorische Instrumente
   

 Bestehende und neue Instru- 
 mente, die Bodenqualität  
 einbeziehen könnten
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sächlich für ihre operative Umsetzung 
verantwortlich ist. Zudem enthalten die 
Steuerungsinstrumente verschiedene Me- 
chanismen, um das Verhalten der betrof-
fenen Akteurinnen und Akteure zu be-
einflussen. Die Übersicht unterscheidet 
regulatorische und marktwirtschaftliche 
Instrumente. Regulatorische Instrumente 
sind hoheitliche planerische Instrumen-
te wie Raumplanungs- und Baugesetze, die 
Richtplanung oder die Nutzungsplanung. 
Der Staat greift über Verbote und Gebo-
te direkt ein und schreibt ein gewünschtes 
Verhalten vor. Bei marktwirtschaftlichen 
Instrumenten wie Steuerabzügen oder 
Flächenabgaben greift der Staat hingegen 
indirekt ein. Er nutzt Marktmechanismen, 
um ein gewünschtes Verhalten attraktiver 
oder ein unerwünschtes Verhalten weni-
ger attraktiv zu machen72,73.

4.2.1 Steuerungsinstrumente zur  
Integration von Bodenqualität

Da für eine nachhaltige Nutzung der Res-
source Boden der Einbezug der Bodenqua- 

lität in raumplanerische Interessenabwä-
gungen zentral ist und dies aus Sicht des 
nfp 68 ein zentrales Anliegen darstellt, 
wird im Folgenden der Fokus besonders 
auf jene Steuerungsinstrumente gelegt, die  
die Bodenqualität auch wirklich einbe-
ziehen. Dabei ist es wichtig, zwischen den 
Instrumenten – wie jenem der Bodenin-
dexpunkte oder der landwirtschaftlichen 
Planung – und der damit verknüpften Da-
tengrundlage – den Bodenindizes zur Be-
wertung der Bodenqualität – zu unter-
scheiden (Kapitel 4.1.1, S. 43).

Bodenindexpunkte
Das Instrument der Bodenindexpunkte 
reduziert und steuert die Inanspruchnah-
me von qualitativ hochwertigen Böden 
durch bauliche Nutzungen im Rahmen 
der Aussenentwicklung oder des BaB und 
erhöht den Druck zur Innenentwicklung. 
Dahinter steht der Grundgedanke, dass 
die Aussenentwicklung und das BaB im 
Vergleich zur Innenentwicklung überpro-
portional höhere Verluste an Bodenquali-
tät zur Folge haben6,69.

Abbildung 16
Wirkungsweise von Bodenindex-
punkten. Berechnung des BX-
Werts eines Grundstücks nach 
Bodenqualität und Fläche  
in Bodenindexpunkten (BX).  
Bodenqualitätsstufen zwischen  
0 und 5, wobei 0 die niedrigste 
Stufe darstellt. 

Angepasst nach69

Wert Fläche A: 500 m2 × 3 = 1500 BX

Wert Fläche B: 500 m2 × 5 = 2500 BX

Fläche A
500 m2

Fläche B
500 m2

Wert Fläche A = 3 

Wert Fläche B = 5 

Karte «Bodenqualität» = Bodenindex
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Das Instrument der Bodenindexpunkte  
stellt für die Schweiz eine Neuheit dar 
und wird derzeit in Fachkreisen disku-
tiert6,80. In Deutschland wird das Instru-
ment in Stuttgart seit mehreren Jahren 
erfolgreich eingesetzt. Grundlage für die 
Bodenindexpunkte bilden Bodendaten 
und die Zusammenfassung von Boden-
funktionskarten zu einem Bodenindex, 
wie dies vom nfp 68-Projekt bodenkar-
ten aufgezeigt wird (Kapitel 4.1, S. 41). 
Der Bodenindex bewertet die Bodenquali-
tät des unversiegelten Kulturlands. Im Fall  
von Stuttgart verknüpft das Instrument die  
Bodenqualität mit dem quantitativen As-
pekt des Bodens, der Fläche (Abb. 16, S. 49). 
Jede Fläche wird jeweils mit ihrer zuge-
hörigen Bodenqualitätsstufe multipliziert, 
woraus die Bodenindexpunkte der jewei-
ligen Fläche resultieren.

Ein solches System kann entweder einge-
setzt werden, um die Bodenqualität lang-
fristig zu erhalten oder die Bodenquali-
tät zu verbessern. Im ersten Fall stellt die 
Summe der Bodenindexpunkte des gesam- 
ten unversiegelten Kulturlands das heu-
tige Gesamtkapital an Bodenindexpunk-
ten dar (Abb. 17, S. 51). Auf Kantons ebene  
wird ein Grenzwert – der maximal tole-
rierbare Verbrauch an Bodenindexpunk-
ten – festgelegt und auf die Gemeinden 
verteilt. Die Festlegung dieses Grenzwerts 
muss sich auf Schwellenwerte der Über-
nutzung der Funktionen und ösl des  
Bodens abstützen (Kapitel 1.1, S. 11). Dies 
ist ein aufwendiger und komplexer Pro-
zess, der aber angesichts der bisher nicht 
nachhaltigen Nutzung der Ressource Bo-
den dringend notwendig ist. Die Gemein-
den bewirtschaften anschliessend ihre 
Kontingente an maximal verbrauchba-
ren Bodenindexpunkten, wobei die Ver-
brauchsrate jährlich sinken soll. Dadurch 
wird der Verlust an qualitativ hochwer-
tigen Böden durch bauliche Nutzungen 

Jahr um Jahr gesenkt, bis er gegen null 
tendiert. Gleichzeitig steigt der Druck zur 
Innenentwicklung kontinuierlich. Länger-
fristig können damit die Ressource Boden  
und deren Funktionen und ösl vor Übernut-
zung geschützt werden, was einen nach-
haltigen Umgang mit der Ressource Boden  
gewährleistet. Die Bodenindexpunkte ha-
ben sich in Simulationen der Projekte las-
tenausgleich und politikinstrumente als 
effektivstes Instrument zum Erhalt einer 
möglichst hohen Bodenqualität über ei-
nen möglichst langen Zeitraum erwiesen.

Andererseits könnte auch ein ambitiö-
ser Zielwert über dem heutigen Gesamt-
kapital an Bodenindexpunkten gesetzt 
werden. Die Bodenqualität müsste dann 
durch technische Massnahmen wie die 
Rekultivierung degradierter Böden ver-
bessert werden. Gleichzeitig würde der 
Druck steigen, die Innenentwicklung zu 
intensivieren und kein zusätzliches Kul-
turland zu überbauen. 

Das Instrument «Bodenindexpunkte» be-
wahrt die Autonomie der Gemeinden und 
der Kantone in der Richt- beziehungs-
weise der Nutzungsplanung. Der maximal  
tolerierbare Verbrauch und die jährli-
chen Verbrauchsraten bilden jedoch die 
Obergrenze für den Ermessensspielraum.  
Beanspruchen bauliche Nutzungen wert-
vollere Flächen, ist dieser Spielraum 
schneller ausgeschöpft als bei weniger 
wertvollen Flächen oder bei der Nutzung 
von Innenentwicklungspotenzialen. Bei der  
Festlegung der Obergrenze des jeweiligen  
Kantons oder der Gemeinde haben die 
politischen Entscheidungsträger auf die  
unterschiedlichen Rahmenbedingungen,  
beispielsweise die geografische Lage, Rück- 
sicht zu nehmen. Die Böden der Berg-
kantone sind für die landwirtschaftliche 
Produktion weniger gut geeignet als jene 
des Mittellands; Ackerland ist deshalb  
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seltener. Dafür weisen sie verhältnismäs-
sig viele Wiesen und Weiden auf, die als 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere sehr 
wertvoll sind. Die Kantone sollen ihre bes-
ten Böden auch entsprechend nutzen. 

Neben den Bodenindexpunkten haben die  
Projekte lastenausgleich und politikin-

strumente zwei weitere Instrumente mit 
einem Simulationsmodell getestet: eine 
Flächenabgabe auf Bodenqualität und ei-
nen Bestandsschutz wertvoller Böden. 
Die Flächenabgabe wird als Geldzahlung 
beim Überbauen wertvoller Böden fällig. 
Die Abgabenhöhe hängt von der Fläche 
und der Qualität des überbauten Bodens 
ab. Je höher die Qualität und je grösser die 
Fläche, desto höher fällt die Abgabe aus. 
Der Gesamtverlust an Bodenqualität und 
der durchschnittliche Verlust je überbaute 
Fläche liegen gemäss Simulation der Pro-
jekte bei der Flächenabgabe höher als bei 
Bodenindexpunkten. Dies wird durch eine 
weitere Studie ausserhalb des nfp 68 be-
stätigt. Ihr zufolge reichen Steuern und 
Abgaben – beispielsweise auf versiegelte  
Flächen oder Wohnflächen – nicht aus, um  
der Dynamik des Bodenverbrauchs in aus- 
reichendem Umfang entgegenzuwirken75.  
Grenzwerte, die ein Maximum an Boden-
verbrauch festlegen, haben gemäss dieser 
Studie eine grössere Wirkung. Wie Bo- 
denindexpunkte sieht auch der erwähnte  

Instrument «Bodenindexpunkte»

 Regulatorisches Instrument mit einer starken Wirkung für den langfristigen Erhalt einer 

möglichst hohen Bodenqualität oder für die Verbesserung des heutigen Zustandes unter 

Beibehaltung eines relativ hohen raumplanerischen Handlungsspielraums

 Erzeugt Druck zur Innenentwicklung

 Stösst vermutlich auf hohe politische Akzeptanz, da Entwicklungsmöglichkeiten nicht ver-

hindert, sondern auf weniger wertvolle Flächen und vor allem nach innen gelenkt werden74

 Ergänzt die kantonale Richt- und die kommunale Nutzungsplanung und ist behördenver-

bindlich

 Erfordert eine politische Diskussion zur Festlegung eines adäquaten Grenzwerts

Abbildung 17
Obergrenze und abnehmende 
Verbrauchsraten an Bodenindex-
punkten (blau) oder Zielwert und 
Rekultivierungsmassnahmen 
(orange)

Angepasst nach69
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Bestandsschutz wertvoller Böden einen 
Grenzwert vor. Dieses Instrument, hier 
bezeichnet als «Fruchtfolgeflächen plus» 
(«fff plus»), wird im folgenden Abschnitt 
vertieft beschrieben.

«fff plus»
Eine weitere Chance, Bodenqualität ver-
stärkt in die Raumplanung einzubezie-
hen, bietet sich mit der Überarbeitung des 
Sachplans fff (Kapitel 3.3.3, S. 34). Dazu 
werden derzeit verschiedene Ideen in der 
Expertengruppe zur Überarbeitung und 
Stärkung des Sachplans fff diskutiert. 
Das geltende Hauptziel des Sachplans ist 
die Ernährungssicherheit in Zeiten ge-
störter Zufuhr und damit der Erhalt der 
landwirtschaftlichen Produktionseignung 
des Bodens. Eine Möglichkeit, alle Boden-
funktionen einzubeziehen, stellt das In-
strument «fff plus» dar, das dem Instru-
ment «Bestandsschutz für fruchtbare und 
ökologisch wertvolle Böden» im Projekt 
lastenausgleich entspricht beziehungs-
weise dem Instrument «Kontingentierung 
der Böden mit guter Qualität» im Projekt 
politikinstrumente.

Das Instrument «fff plus» stellt eine Wei- 
terentwicklung des bestehenden Sachplans  
fff dar. Die landwirtschaftlich wertvollsten  

Böden können je nach Nutzungsart gleich-
zeitig eine wichtige Grundlage für die an-
deren ökologischen Bodenfunktionen bil- 
den, wie die Regulierung und den Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen. Aus diesem 
Grund sind im Instrument «fff plus» wei-
terhin die fruchtbarsten und tiefgründigs-
ten Böden der landwirtschaftlichen Pro-
duktion vorbehalten. Dieser Schutz wurde 
mit der Revision des rpg bereits gestärkt 
(Art. 30 rpv; Kapitel 3.3.3, S. 34). Die fff wer-
den aber mit dem Instrument «fff plus»  
schweizweit nach einheitlicher Methode  
und bezüglich aller Bodenfunktionen neu  
bewertet. Ein Bodenindex bietet dafür eine 
geeignete Grundlage (Kapitel 4.1.1, S. 43).  
Zusätzlich wird in Vorranggebieten, wo der  
Druck auf die Bodenqualität besonders 
gross ist, der bisher nicht geschützte Boden  
ausserhalb der fff nach derselben Metho-
de bewertet. Dadurch kann er im Zuge der 
Interessenabwägung besser einbezogen 
und erhalten werden, indem die baulichen 
Nutzungen auf die weniger wertvollen 
Flächen und nach innen gelenkt werden. 
Kollaborative Plattformen, wie sie von den  
nfp 68-Projekten entscheidungsplattform  
und multikriterielle kompensation ent-
wickelt wurden, können dazu eine Diskus-
sionsgrundlage bilden (Kapitel 4.3.1, S. 60).  
Die Bodenqualität würde damit verstärkt 
in die Interessenabwägung einbezogen.

Auch bei dem Instrument «fff plus» muss 
über einen angemessenen Grenzwert und 
Verbrauchsraten diskutiert werden. Dies ist  
nicht neu. Im bestehenden Sachplan fff 
wurde bereits jedem Kanton ein Mindest-
kontingent zugeteilt. Im Vergleich zu Bo-
denindexpunkten wäre beim Instrument 
«fff plus» der Schutz der Bodenqualität 
jedoch schwächer, was durch Simulatio-
nen der Projekte lastenausgleich und po-
litikinstrumente bestätigt wird. Mit dem 
Instrument wird nur ein Teil des Bodens 
geschützt. Für den Boden ausserhalb der 

Instrument «fff plus»

 Durch den Einbezug verschiedenster Bodenfunktionen und ösl werden die insgesamt bes-

ten Böden besser erhalten

 Stützt sich auf ein bereits bekanntes Konzept (Sachplan fff)

 Schafft Handlungsspielräume, indem Ausnahmen gemäss rpg weiterhin möglich sind,  

sofern diese kompensiert werden

 Ist weniger wirksam als die Bodenindexpunkte, um die Ressource Boden längerfristig zu 

erhalten, und kann nicht genutzt werden, um die Bodenqualität zu verbessern.
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fff fehlt ein Grenzwert und damit auch 
ein Mechanismus, um die Funktionen und  
ösl effektiv zu erhalten. Auch wenn mit 
dem rpg 1 der Schutz der fff verbessert und 
der künftige Verbrauch gebremst wurde,  
wird irgendwann in Zukunft das festge-
legte Kontingent erreicht oder gar unter-
schritten werden (Abb. oben). Bereits heute  
können einige Kantone ihr Kontingent nur  
noch knapp halten (Kapitel 2.2, S. 20). Im 
Gegensatz zu den Bodenindexpunkten fehlt 
beim Sachplan fff oder beim Instrument  

«fff plus» ein Mechanismus, der die Ver-
brauchsraten sinken lässt und einen steti-
gen Übergang in Richtung Innenentwick-
lung gewährleistet.

Realkompensationen der Bodenqualität
Prioritär sollen künftig Bauprojekte, die 
hochwertigen Boden beanspruchen, ver-
mieden werden. Gewisse Nutzungen las-
sen sich jedoch nicht an alternativen Stand- 
orten realisieren. In diesen Fällen soll eine  
Kompensation erfolgen, die auch die Bo-
denqualität berücksichtigt. Kompensatio-
nen sind ein bekanntes Instrument. Sie 
kommen im Planungsalltag bereits in ver-
schiedenen Situationen zum Tragen. In der  
laufenden Übergangsphase des rpg 1 gilt 
ein Moratorium zur Ausscheidung neu-
er Bauzonen. Neues Bauland kann nur 
ausgeschieden werden, wenn eine gleich-
wertige Fläche ausgezont wird. Ähnliches  
gilt im Umgang mit fff. Einige Kantone  
können die vom Bund zugeteilten Kon- 
tingente bereits heute kaum mehr erfüllen  
(Kapitel 2.2, S. 20). Wird ein Boden, der 
als fff klassifiziert ist, einer Bauzone zu-
gewiesen, muss eine gleichwertige, zur 

Instrument «Realkompensation der Bodenqualität»

 Kompensationen von Projekten der Aussenentwicklung oder das BaB sind nur in Erwägung 

zu ziehen, wenn die Nutzung von Innenentwicklungspotenzialen ausgeschlossen ist.

 Die Bodenqualität soll künftig eine feste Entscheidungsgrösse in Kompensationsverhand-

lungen darstellen, indem sie mit einem geeigneten Bodenindex verknüpft wird. Dies erfor-

dert eine Gesetzesanpassung.

 Zur Unterstützung von Kompensationsprozessen sind Entscheidungsplattformen einzusetzen.

Abbildung 18
Verbrauch an fff

Angepasst nach6
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landwirtschaftlichen Nutzung bestens ge- 
eignete Fläche ausgezont und als fff klas-
sifiziert werden.

In der heutigen Kompensationspraxis spielt  
gemäss dem nfp 68-Projekt multikriteri-
elle kompensation die Bodenqualität kei-
ne Rolle oder wird, im Falle von fff, auf 
die landwirtschaftliche Produktionsfunk-
tion beschränkt81. Häufig wird jedoch nur 
die Fläche berücksichtigt. Dies hat mehre-
re Gründe: Es fehlt die gesetzliche Grund-
lage, Bodenqualität in Kompensationspro-
zesse einzubeziehen. Zudem weisen die 
beteiligten Akteurinnen und Akteure ge-
mäss Projekt multikriterielle kompen-
sation darauf hin, dass die Kompensati-
onsprozesse bereits heute sehr komplex 
sind und oft zu Verzögerungen führen. Sie 
befürchten durch den Einbezug der Bo-
denqualität eine weitere Zunahme der 
Komplexität. Hinzu kommt, dass bisher 
Bodendaten nur lückenhaft vorhanden 
sind und einfach anwendbare Bodenindi-

zes fehlen (Kapitel 4.1, S. 41). Schliesslich 
sind geeignete Flächen, die zur Kompen-
sation einer baulichen Nutzung aufge-
wertet oder ausgezont werden könnten, 
oft schwierig zu finden. Administrative 
Grenzen und vielfältige Nutzungsansprü-
che schränken die Verfügbarkeit von ent-
sprechendem Boden stark ein. Um diesen 
Schwierigkeiten entgegenzuwirken und 
der Bodenqualität in der Kompensations-
praxis ein Gewicht zu geben, hat das Pro-
jekt eine Entscheidungsplattform entwi-
ckelt (Kapitel 4.3.1, S. 60).

Auch in den europäischen Nachbarlän-
dern ist der Ansatz der Kompensation mit 
Berücksichtigung der Bodenqualität ein 
aktuelles Thema. Eine Forschungsarbeit 
im Auftrag der Europäischen Kommis-
sion untersucht Möglichkeiten, die Sied-
lungsentwicklung in Europa so zu steuern, 
dass die Nettoversiegelung von Böden bis 
2050 stagnieren wird82. Die Rekultivierung  
degradierter Böden soll demnach gefördert  

Abbildung 19
Kompensationsmassnahmen  
unter Berücksichtigung der  
Bodenqualität und der jeweili- 
gen Fläche. Bodenqualitätsstufen 
zwischen 0 und 5, wobei 0 die 
niedrigste Stufe darstellt.

  Bodenqualität vorher: 4
  Bodenqualität nachher: 0
  Verlust Bodenqualität: 4

  Bodenqualität vorher: 0
  Bodenqualität nachher: 4
  Kompensation: 1 × 4 = 4  
  (Grösse × Differenz Boden- 
    qualität)

  Bodenqualität vorher: 2
  Bodenqualität nachher : 4
  Kompensation: 2 × 2 = 4  
    (Grösse × Differenz Boden-
    qualität)

Rekultivierung

Bauliche Nutzung

Bodenverbesserung

Fläche B
Grösse: 1

Fläche A
Grösse: 1
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werden, um Funktionen und ösl des Bo-
dens zu kompensieren, die aufgrund neu-
er Bauprojekte verloren gehen. 

Um die betroffenen Böden bezüglich der 
Qualität zu bewerten, könnte künftig ein 
Bodenindex verwendet werden (Kapitel  
4.1.1, S. 43). Um den Verlust an Bodenqua-
lität durch ein Bauprojekt zu kompen-
sieren, sind verschiedene Massnahmen 
denkbar, die bereits heute zum Einsatz ge-
langen (Abb. 19, S. 54). Beansprucht eine 
bauliche Nutzung wertvolles Kulturland,  
kann eine versiegelte Fläche gleicher 
Grösse rekultiviert werden, um die Boden- 
qualität zu kompensieren, die durch die 
bauliche Nutzung vernichtet wird. Rekul-
tivierungen erfolgten bisher vorwiegend bei  
ehemaligen Materialentnahmestellen, De-
ponien, Grossbaustellen und in der Land-
wirtschaft. Eine andere Möglichkeit bietet 
sich mit der Aufwertung von Böden minde- 
rer Qualität. Hierfür haben verschiedene  
Kantone detaillierte Wegleitungen erstellt.  
Nach dem Prinzip der Realkompensation  
soll die gewonnene Qualität jener ent-
sprechen, die durch das Bauprojekt ver-
loren geht. Um dies zu erreichen, muss 
je nach Ausgangslage eine grössere Flä-
che verbessert werden als jene, die durch 
das Bauprojekt versiegelt wird (Abb.19, 
S. 54). Beide Vorgehensweisen sind tech- 
nisch, logistisch und finanziell sehr auf-
wendig und müssen von einer Bodenfach- 
person begleitet werden. Der Erfolg bishe- 
riger Massnahmen wird kontrovers disku- 
tiert, und es gibt viele kritische Stimmen.  

Die Massnahmen können aber in gewis-
sen Situationen die Handlungsspielräume 
in Bezug auf Stand ort entscheide erwei-
tern. Zur Skalierung der Kompensation 
würden sich die Bodenindexpunkte, vor 
allem der squid, äusserst gut eignen.

Kompensationen der Bodenqualität sollen  
künftig gerade auch beim BaB und nicht  
nur im Falle von fff vermehrt gefordert 
werden. Dies wird derzeit auch in Zusam-
menhang mit dem Planungsansatz zum 
BaB (rpg 2) diskutiert (Kapitel 3.3.2, S. 32). 
Realkompensationen dieser Art stärken 
den Erhalt der Funktionen und ösl der 
Ressource Boden und fördern die Hand-
lungsspielräume bei Standortentscheiden 
für bauliche Nutzungen.

Landwirtschaftliche Planung unter Einbezug 
der Bodenqualität
Das bestehende Instrument «landwirt-
schaftliche Planung» ist eine ergebnisof-
fene, systematische Analyse der Situation  
im ländlichen Raum mit dem Ziel, alle 
raumwirksamen Tätigkeiten aufeinander 
abzustimmen und den Boden nachhaltig 
zu nutzen83,84. Der Raum ausserhalb der 
bestehenden Siedlungen wird dabei als 
Ganzes betrachtet. Alle raumrelevanten 
Bedürfnisse werden gesammelt und in ei-
nem Gesamtüberblick − auf kommunaler, 
regionaler oder überregionaler Ebene −  
dargestellt. In einem partizipativen Pro-
zess mit den betroffenen Stakeholdern 
werden Entwicklungsziele formuliert und 
Massnahmen ausgearbeitet, deren Um-
setzung anschliessend begleitet wird. Aus-
löser für landwirtschaftliche Planungen 
sind beispielsweise grosse Infrastruktur-
projekte, Revitalisierungen oder Projekte 
zur regionalen Entwicklung.

Die Erhebung von Bodendaten im betrof-
fenen Perimeter könnte künftig Teil der 
umfassenden Bestandsaufnahme sein, so-

Das Instrument «landwirtschaftliche Planung unter Einbezug  
der Bodenqualität»

 bietet in Verbindung mit einem neu entwickelten Bodenindex eine Chance, der Bodenqua-

lität bei Planungen im ländlichen Raum künftig grösseres Gewicht zu geben.
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fern die Bodendaten nicht ohnehin gross-
flächig erhoben werden, wie in dieser  
thematischen Synthese empfohlen wird 
(Kapitel 5, S. 68 ff.). In Kombination mit ei-
nem neu entwickelten Bodenindex erhiel-
te die Bodenqualität im Verhandlungspro-
zess mehr Gewicht (Kapitel 4.1.1, S. 43). 

4.2.2 Steuerungsinstrumente zur Begren-
zung des Flächenverbrauchs

In diesem Abschnitt werden weitere An-
sätze dargelegt, deren Wirkung vermehrt 
in der Begrenzung des Bodenverbrauchs 
liegt. Eine Studie ausserhalb des nfp 68 
hat gezeigt, dass in der Vergangenheit re-
gulatorische Instrumente und Massnah-
men in einigen Gemeinden den Boden-
verbrauch durch bauliche Nutzungen 
sehr erfolgreich bremsen konnten. Vor al-
lem Sondernutzungspläne, das Heraufset-
zen der Ausnützungsziffer, Rückzonungen 
und Siedlungsbegrenzungen haben dazu 
einen wichtigen Beitrag geleistet85. Aber 

auch marktwirtschaftliche Instrumente  
geniessen zunehmendes Interesse. Wie das  
nfp 68-Projekt zersiedelung gezeigt hat, 
beeinflussen ökonomische Rahmenbedin- 
gungen die Zersiedelung stark (Kapi tel 2.3, 
S. 23). Es liegt somit auf der Hand, vermehrt  
marktwirtschaftliche Instrumente einzuset- 
zen, um die Anreize zum Flächenverbrauch  
zu korrigieren. Kostenwahrheit im Verkehr,  
eine verursachergerechte Kostenvertei- 
lung von Grundstückserschliessungskos- 
ten, die Abschaffung von Steuervergünsti- 
gungen für selbstgenutztes Wohneigentum  
oder der in der Umsetzung begriffene Mehr- 
wertausgleich können gemäss Forschung 
wirkungsvolle Massnahmen darstellen, 
um die Zersiedelung zu bremsen71,75,79.

Durch die Mobilisierung von Bauland und  
die Umverteilung von Baulandüberschüs-
sen kann die Baulandumlegung zum nach- 
haltigen Umgang mit der Ressource Bo-
den beitragen. Mit den Erträgen aus dem 
Mehrwertausgleich bietet sich ausserdem 

Abbildung 20
Interkommunale Baulandum-
legung. Überschüssige, für die 
Bebauung ungünstige Bauzonen 
in peripheren Gemeinden werden 
reduziert, dafür wird Ausgleich  
an einem zentralen Standort ge-
schaffen. Alternativ zur abgebil-
deten Einzonung könnte auch  
die Nutzungsziffer einer beste-
henden Bauzone in Gemeinde D 
erhöht werden. 

nfp 68-Projekt lastenausgleich

  Baugebiet Gemeinde A
  Baugebiet Gemeinde B
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die Möglichkeit, eine qualitätsorientier-
te Innenentwicklung zu fördern und neue 
Grün- und Freiräume innerhalb der über-
bauten Fläche zu realisieren. Auf diese 
zwei Instrumente wird im Folgenden kurz 
eingegangen.

Baulandumlegung
Die Baulandumlegung ermöglicht in erster  
Linie, unbebaute Grundstücke zur Bau-
reife zu bringen. Das Instrument kommt 
beispielsweise zum Einsatz, wenn Par-
zellengrössen und deren Grenzverlauf 
eine sinnvolle Erschliessung verhindern 
oder aufgrund von Parzellenformen und 
Dienstbarkeiten eine sinnvolle Bebauung 
verunmöglicht wird56. Im Zusammenhang 
mit der Innenentwicklung gewinnt die 
Baulandumlegung an Bedeutung (Art. 15a 
rpg, Kapitel 3.3.1, S. 31). Die Kantone ha-
ben in der Vergangenheit unterschiedli-
che Instrumente entwickelt. Häufig erfolgt 
die Umlegung über die Sondernutzungs-
planung56, im Kanton Zürich beispielswei-
se über das Quartierplanverfahren.

Gemäss dem Projekt lastenausgleich bie- 
tet das Instrument der Baulandumlegung 
in Zukunft vermehrt auch Potenzial auf re- 
gionaler Ebene: Überdimensionierte Bau-
zonen peripherer Gemeinden mit wenig  
Entwicklungsdruck könnten reduziert wer- 
den, und als Ausgleich dazu liesse sich in  
zentralen Gemeinden mit guter Erschlies- 
sung und einem höheren Dienstleistungs-
angebot die Bauzone erweitern (Abb. 20, 
S. 56)86. Damit kann das Instrument «Bau-
landumlegung» zur Umverteilung der über-
dimensionierten Bauzonen und zur nach-
haltigeren Nutzung der Ressource Boden 
beitragen. Voraussetzung für eine gemein-
deübergreifende oder regionale Bauland-
umlegung ist, dass alle von der Rückzo-
nung betroffenen Grundeigentümerinnen 
und -eigentümer zum Ausgleich Boden- 
oder Nutzungsrechte erhalten56. 

Im Rahmen eines «Modellvorhabens Nach- 
haltige Raumentwicklung» wurden Erfah-
rungen mit Nutzen-Lasten-Ausgleichssy-
stemen und der interkommunalen Um-
verteilung von Flächen gesammelt. Für 
zehn Waadtländer Gemeinden im Vallon  
du Nozon wurde ein Nutzen-Lasten-Aus-
gleich erarbeitet. Als Ersatz für die überdi-
mensionierten Baulandreserven sollte ein  
zentraler Standort für ein neues Zentrum  
gefunden werden, um den Flächenver-
brauch gemäss Modellvorhaben um die  
Hälfte zu reduzieren. Als Kompensation  
sollten Grundeigentümerinnen und -eigen-
tümer, deren Bauland ausgezont wird, ei-
nen gleichwertigen Miteigentumsanteil an  
der neu geplanten Quartierüberbauung  
erhalten. Attraktiv wäre dies für die Grun- 
deigentümerinnen und -eigentümer auch 
deshalb, weil die Wertanteile im zentraleren 
Neubaugebiet höher liegen als in den peri-
pheren Lagen zuvor. Zusätzlich sollte zwi-
schen den Gemeinden ein geeigneter Fi-
nanzausgleich geschaffen werden. Anstoss 
für das Projekt war die Forderung im kan-
tonalen Richtplan nach Rückzonung überdi-
mensionierter Bauzonen. Die Umlagerung  
anstelle einer Rückzonung hat den Ver-
handlungsprozess erleichtert. Viele Grund- 
eigentümerinnen und -eigentümer stan-
den dem Vorhaben schliesslich dennoch 
skeptisch gegenüber und schätzten das Ri-
siko, dass die Umsetzung scheitert, als zu  
hoch ein87,88. Das Modellvorhaben hat ge-
zeigt, dass Gemeinden nur dann zur ge-
meindeübergreifenden Zusammenarbeit 
bereit sind, wenn sichergestellt ist, dass all-
fällige Benachteiligungen entschädigt wer-
den. Gemeindeübergreifende Nutzungs- 
planungen stellen eine sehr anspruchs-
volle Form der raumplanerischen Zusam-
menarbeit dar, auf die künftige Modellvor-
haben vermehrt abzielen sollte.

Die sich stellende Herausforderung be-
zeugt auch das Projekt lastenausgleich. 
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Demnach sind verschiedene Faktoren für 
einen erfolgreichen Nutzen-Lasten-Aus-
gleich entscheidend. Um die Komplexität 
des Verfahrens so gering wie möglich zu 
halten, ist die Anzahl involvierter Grund-
eigentümer klein zu halten. Die Schaffung  
eines attraktiven Mehrwerts für alle Betei-
ligten ist zudem Voraussetzung für das In- 
teresse der beteiligten Grundeigentüme- 
rinnen, Grundeigentümer und Gemeinden.  
Entscheidungsplattformen könnten diesen  
Mehrwert visualisieren. Im Rahmen des 
nfp 68 wurden erste Versuche mit Visuali-
sierungswerkzeugen auf interkommunaler  
Ebene unternommen (Kapitel 4.3.3, S. 63).

Mehrwertausgleich
Der Mehrwertausgleich gemäss Artikel 5  
rpg kann als marktwirtschaftliches Instru- 
ment verstanden werden73. Er kann dazu  
beitragen, Beziehungsasymmetrien zwi-
schen Grundeigentümerinnen oder -ei-
gentümern und dem öffentlichen Interesse  
zu reduzieren, indem durch Planungs-
massnahmen erzeugte Vor- und Nachtei-
le zu einem gewissen Anteil ausgeglichen 
werden (Kapitel 3.1, S. 25)89.

Mit dem rpg 1 wurde der Verwendungs-
zweck der gewonnenen Mittel aus dem  
Mehrwertausgleich präzisiert (Kapitel 3.1.3,  
S. 26). Der Ausgleich für Planungsvor- 
teile wird für Flächen vorgeschrieben, die 

einer Bauzone neu zugewiesen werden, 
und es wird eine Abgabe von mindestens 20 
Prozent des entstandenen Mehrwerts ver-
langt. Die daraus gewonnenen Mittel sind 
künftig für Rückzonungen, zur Einhaltung 
der fff-Kontingente und für Massnahmen 
der Innenentwicklung einzusetzen. 

Ein erheblicher Anteil der Rückzonungen 
der deutlich überdimensionierten Bauzo-
nen ist nicht entschädigungspflichtig (Ka-
pitel 3.1.3, S. 26). Mit dem Fokus auf die 
Innenentwicklung werden hingegen Inves- 
titionen in Infrastrukturen, den öffentli-
chen Raum und Ausstattungen zuneh-
mend wichtig. Aus diesem Grund ist es 
entscheidend, dass die Kantone den Ge-
meinden genug Spielraum zur Festlegung 
der Abgabehöhe gewähren, damit sie die 
aufkommenden Kosten tragen können90. 
Der Abgabesatz von maximal 15 Prozent, 
der im Kanton Zürich vorgesehen ist, ist 
für städtische Gemeinden daher eher tief. 
Der Kanton Basel-Stadt gewährt mit ei-
nem vorgesehenen Abgabesatz von 50 
Prozent eine wesentlich höhere Abgabe57. 
Gemäss dem Projekt lastenausgleich 
wurde der von den Kantonen gewähr-
te Spielraum beim Abgabesatz in der Ver-
gangenheit von Gemeinden oft in Rich-
tung einer tiefen Besteuerung genutzt91.

Würde der Ausgleich ausserdem auf einer 
Bauzone neu zugewiesene Flächen − also 
auf Einzonungen − beschränkt, würde er 
faktisch ausser Kraft gesetzt, da Einzo-
nungen in Zukunft die Ausnahme sein 
werden (Kapitel 3.3.1, S. 31). Viele Kanto-
ne sehen deshalb in ihren Umsetzungs-
entwürfen eine Abgabe auch für Auf- und 
Umzonungen vor57. 

Im Kanton Basel-Stadt kommt der Mehr-
wertausgleich seit knapp 40 Jahren zur An- 
wendung92. Ein grosser Teil der frei ge-
wordenen Mittel wird in die Aufwertung 

Instrument «interkommunale Baulandumlegung»

 Baulandumlegungen auf interkommunaler Ebene sollen in Zukunft vermehrt in Betracht 

gezogen werden, um überschüssige Bauzonen in peripheren Gemeinden abzubauen und da-

mit die Zersiedelung in der Peripherie zu drosseln. 

 Voraussetzungen für eine erfolgreiche Anwendung sind ein interkommunaler Finanzaus- 

gleich für die Gemeinden und ein attraktiver Mehrwert für die beteiligten Grundeigen-

tümerinnen und -eigentümer.
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von öffentlichen Grün- und Freiraum-
anlagen im direkten Umfeld investiert, 
was die Öffentlichkeit an den realisierten 
Mehrwerten teilhaben lässt. Die tenden-
ziell unversiegelten Grün- und Freiraum-
anlagen tragen dazu bei, dass die entspre-
chenden Böden ihre Funktionen und ösl 
weiterhin erfüllen können.

4.2.3 Akzeptanz für neue Massnahmen

In der Schweizer Demokratie hat die Be-
völkerung über die Volksinitiative oder 
das Referendum die Möglichkeit zur po-
litischen Einflussnahme. Die Einführung 
neuer Steuerungsinstrumente ist damit 
abhängig von der Akzeptanz der Bevölke-
rung für diese Massnahmen. Diese Akzep-
tanz hängt von verschiedenen individuel-
len und kontextuellen Faktoren ab, wie das  
Projekt politikinstrumente zeigt. Das Pro- 

jekt analysierte insgesamt 18 Abstim-
mungsresultate im Bereich der Raumpla-
nung zwischen 1984 und 200893. Auf kon- 
textueller Ebene haben marktwirtschaftli-
che Instrumente generell eine etwas hö-
here Chance, an der Urne auf Zustimmung 
zu stossen, als regulatorische Instrumente 
(Abb. 21, unten).

Auf Seite der individuellen Faktoren ha-
ben der Umstand, ob die Wählerin oder 
der Wähler ein Eigenheim besitzt, und die 
bevorzugte politische Partei den gröss-
ten Einfluss auf deren Entscheidung. Eine 
rechts gerichtete politische Orientierung 
verringert die Chance, dass die Person ei-
ner raumplanerischen Massnahme zu-
stimmt. Dasselbe gilt für Personen, die ein  
Haus besitzen. Mieterinnen und Mieter 
stimmen eher einer neuen raumplaneri-
schen Massnahme zu. Ob die Person eher in 
einer urbanen oder ruralen Region wohnt, 
hat hingegen keinen Einfluss auf ihre  
diesbezügliche Entscheidung. Generell 
spielen sowohl die individuellen als auch 
die kontextuellen Faktoren eine wichti-
ge Rolle. Die Beachtung der spezifischen 
Zielgruppen und eine breite politische 
Unterstützung erhöhen die Akzeptanz 
durch die Wählerinnen und Wähler. 

Das Instrument «Mehrwertausgleich»

 bietet hinsichtlich der Bodenqualität ein Potenzial, im Zuge der Innenentwicklung (Auf- 

und Umzonungen) die Funktionen und ösl der Böden innerhalb der Bauzonen durch Finan-

zierung von neuen Grün- und Freiräumen zu fördern.

Abbildung 21
Wahrscheinlichkeit der Annahme 
von marktwirtschaftlichen und re-
gulatorischen Steuerungsinstru-
menten im Bereich der Raumpla-
nung durch die Stimmbevölkerung 
(95 Prozent Erwartungsbereich). 

nfp 68-Projekt politikinstrumente93
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Ebenfalls unterstützend wirkt die inhalt-
liche Kompetenz der Wählerinnen und 
Wähler94. Strukturierte und nachvollzieh-
bare Informationen zum Problem und zu 
den erwarteten Auswirkungen führen zu 
mehr Akzeptanz. Dabei soll gemäss dem 
Projekt politikinstrumente bei der Be-
schreibung des Instruments eine positive 
Formulierung gewählt werden, also bei-
spielsweise «Das Instrument schützt ...» 
anstelle von «Das Instrument verhin-
dert ...»95. Bei der Darstellung des Pro-
blems hingegen soll eher eine negative 
Formulierung gewählt werden. Die the-
matische Synthese TS5 des nfp 68 «Wege 
zu einer nachhaltigen Bodenpolitik» geht 
vertieft auf das Thema «Akzeptanz» ein. 

4.3 Bodenqualität in der Interessen­
abwägung

Die Berücksichtigung der Bodenqualität in 
der Interessenabwägung kann über neue 
oder weiterentwickelte Steuerungsinst-
rumente verbessert werden (Kapitel 4.2,  
S. 47). Gleichzeitig soll der Einsatz neuer 
Visualisierungswerkzeuge die Bodenqua-
lität in den Abwägungsprozessen besser 
sichtbar machen. Verschiedene Projekte 
haben Plattformen entwickelt, auf die im 
Folgenden eingegangen wird. 

4.3.1 Kollaborative Plattformen zur Unter-
stützung von Entscheidungsprozessen

Das nfp 68-Projekt entscheidungsplatt-
form hat eine kollaborative Plattform ent- 
wickelt, die Abwägungsprozesse unter-
stützt und den daran beteiligten Akteu-
rinnen und Akteuren hilft, Zielkonflikte 
aufzudecken und Auswirkungen verschie- 
dener Massnahmen auf die Bodenqua- 
lität zu verstehen (Abb. 22). Die Entschei-
dungsplattform beruht auf einem Simu-
lationsmodell, das die künftige Zunahme 
der überbauten Fläche simuliert (Kapi-
tel 4.1.2, S. 45). Über die Veränderung der 
Treiber des Flächenverbrauchs berechnet 
das Modell verschiedene Zukunftsszena-
rien und deren Auswirkungen auf die Ver-
teilung der überbauten Fläche. So lassen 
sich auf der Visualisierungsplattform die 
Auswirkungen der Szenarien auf andere 
Bereiche wie die Landwirtschaft darstel-
len und einschätzen96. Gleichzeitig lassen 
sich Anpassungen in der Gesetzgebung 
und neue Instrumente und deren Aus-
wirkungen auf den Verlust an Bodenqua-
lität testen. Die Grundlagen dazu wurden 
durch das nfp 68-Projekt bodenkarten er-
arbeitet (Kapitel 4.1, S. 41).

Durch den Einbezug der Bodendaten und 
die Zusammenfassung der Bodenfunk-
tionskarten in einen Bodenindex kön-
nen schliesslich die ösl mitberücksich- 
tigt werden (Kapitel 4.1.1, S. 43). Die Aus- 
wirkungen der verschiedenen Szena- 
rien und Massnahmen auf die ösl des Bo-
dens werden in der Benutzeroberfläche  
dargestellt (Abb. 22). Verschiedene Infor- 
îmationsebenen wie Text, 3D-Visualisie-
rungen, Karten, Grafiken und Diagram-
me unterstützen die beteiligten Akteurin- 
nen und Akteure dabei, die komplexen Zu- 
sammenhänge nachzuvollziehen. Dies er-
höht bei den Teilnehmenden die Bereit-
schaft, sich mit dem Thema «Bodenqualität»  
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auseinanderzusetzen97, und fördert die Pro- 
zesse zur Abwägung zwischen ösl, die be-
günstigt, und solchen, die geopfert werden 
sollen. Die Plattform hilft zudem, die Ver-
handlungsprozesse effektiver zu gestalten,  
und kann zur Erhöhung des Systemwis-
sens der Beteiligten beitragen98. 

Konkret können durch die Berücksichti-
gung der ösl im Entscheidungsprozess 
beispielsweise selten vorhandene, wert-
volle ösl gegenüber ausreichend vorhan- 
denen gefördert werden, indem ein Stand-
ort für eine neue bauliche Nutzung ge-
genüber einem anderen bevorzugt wird96. 
Die Plattform ist ein Visualisierungs- und 
Prognosewerkzeug, das die Berücksichti-
gung der Bodenqualität unterstützt, den 
Akteurinnen und Akteuren die Entschei-
dung aber nicht abnimmt.

Das nfp 68-Projekt multikriterielle kom-
pensation hat eine Entscheidungsplatt-  
form zur Unterstützung von Kompen - 
sa tionsprozessen entwickelt (Kapitel 4.2.1, 

S. 49), die über ein Simulationsmodell die 
Suche nach alternativen Kompensations-
flächen im regionalen Kontext optimiert. 
Die Bodenqualität der verschiedenen Kom- 
pensationsflächen wird anschliessend mit- 
tels eines Bodenindexes mit der Boden-
qualität der zu kompensierenden Fläche 
verglichen. Die beiden Schritte ermögli-
chen Verhandlungen über verschiedene  
Kompensationsszenarien und unterstützen  
Abwägungsprozesse. Auch diese Plattform 
nimmt keine Entscheidungen ab, sondern 
liefert eine Grundlage, um die Bodenqua-
lität bei der Wahl der geeigneten Kompen-
sationsfläche zu berücksichtigen.

4.3.2 Lockerung des Waldschutzes  
als Chance für das Kulturland?

Für das Kulturland bestehen weniger ge-
setzlich festgehaltene, spezifische Schutz-
ziele als für Moore, Wald und fff. Die un-
terschiedlichen Schutzumfänge haben zur 
Folge, dass bei Abwägungsentscheidun-
gen am Ende meist das landwirtschaft-

Abbildung 22
Benutzeroberfläche der kollabo-
rativen Entscheidungsplattform. 
Auswirkungen verschiedener Sze-
narien und Massnahmen auf die 
ösL des Bodens werden darge-
stellt. Text, 3D-Visualisierungen, 
Karten, Grafiken und Diagramme 
unterstützen die Beteiligten da-
bei, komplexe Zusammenhänge 
zu verstehen.

nfp 68-Projekte  

entscheidungsplattform und  

politikinstrumente
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liche Kulturland verliert und für bauli-
che Nutzungen geopfert wird. Aus diesem 
Grund wird in Praxis und Forschung ver-
mehrt diskutiert, ob die Schutzumfän-
ge der unterschiedlichen Güter unterei-
nander angeglichen werden müssten, um 
eine gleichberechtigte Abwägung zu er-
möglichen. Würde alles Kulturland gleich 
stark geschützt wie der Wald, blieben  
faktisch kaum noch Handlungsspielräume 
für die Raumentwicklung und Entwick-
lungsmöglichkeiten für bauliche Nutzun-
gen übrig. Eine andere Möglichkeit, die 
Schutz umfänge anzugleichen, bietet sich 
damit, denjenigen des Waldes auf den des  

Kulturlands herabzusetzen, was eine Lo-
ckerung des Waldschutzes erfordern wür-
de. Indem auch Waldflächen für bauliche 
Nutzungen zur Verfügung stünden, würde 
tendenziell weniger Kulturland verbaut – 
so die Idee.

Das nfp 68-Projekt lastenausgleich hat 
im Auftrag des blw und des are mit seinem 
Modell (Exkurs «Das Simulationsmodell 
des Projekts lastenausgleich» in Kapi-
tel 4.1.2, S. 49) simuliert, welche Auswir-
kungen eine solche Lockerung des Wald- 
schutzes auf die Bodenqualität hätte71. 
Gemäss dieser Simulation würden künf-
tig rund drei Viertel des Siedlungswachs-
tums im Kanton Zürich auf landwirt- 
schaftlichem Kulturland stattfinden und  
25 Prozent auf Waldflächen (Abb. 23, oben). 
Wald wäre hauptsächlich rund um die gro-
ssen Städte Zürich und Winterthur von bau-
lichen Entwicklungen betroffen. Dies ist  
sinnvoll, denn diese Städte verfügen nur 
noch über geringe Mengen an Kulturland.  
Die meisten übrigen Ortschaften grenzen 
an Kulturland. Ein Wachstum der über-
bauten Fläche würde deshalb überwie-
gend auf Kosten des Kulturlands stattfin- 
den. Zunächst einmal bleibt also festzu- 
halten, dass rund ein Viertel weniger  
Kulturland überbaut würde. Dabei wird  
die Bodenqualität noch ausgeblendet. Be-
zieht man die Bodenqualität mit ein, wird 
der Unterschied zwischen den Szenari-
en «Rodungen für bauliche Nutzungen 
nicht erlaubt» und «Rodungen für bauli-
che Nutzungen erlaubt» (Lockerung des 
Waldschutzes) sehr klein. Im Modell wur-
de dazu die Bodenqualität auf die land-
wirtschaftliche Produktionsfunktion be-
grenzt, erfasst durch die zehn Klassen  
der landwirtschaftlichen Nutzungseignung  
des Kantons Zürich. Diese Klassen sind 
für Waldflächen nicht ausgewiesen, sodass 
für sie die Bodeneignungskarte Schweiz 
verwendet wurde. Darauf wird die Kultur-

Unter Berücksichtigung der  
Bodenqualität ist der Unter- 
schied sehr gering.  

 Rodung nicht erlaubt: 8,7%
 Rodung erlaubt: 8,4% 

Abbildung 23
Simulierte Auswirkungen einer  
Lockerung des Waldschutzes  
im Kanton Zürich bis 2050  

Bei einer Lockerung des Wald-
gesetzes würden auf Kosten  
des Waldes knapp 27 Prozent  
weniger Kulturland überbaut. 

nfp 68-Projekt lastenausgleich71 
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landeignung der gesamten Schweiz in fünf  
Klassen im Massstab 1:200 000 darge-
stellt. Aufgrund des grossen Massstabs 
und weil im Wald kaum Bodenprofile er-
hoben wurden, handelt es sich um grobe 
interpolierte Werte, die mit entsprechen-
der Vorsicht zu beurteilen sind. Gemäss 
Simulation verringert sich der Verlust an 
landwirtschaftlicher Bodenqualität kaum, 
wenn Waldflächen anstelle von Kultur-
land bebaut werden (Abb. 23, S. 62, unten).  
Unter Einbezug weiterer ösl, die in be-
sonderem Masse von Waldböden bereit- 
gestellt werden, wie der Erholungsleistung, 
der Speicherung von Kohlenstoffdioxid,  
der Biodiversität und des Schutzes vor Na-

turgefahren, würde sich der Verlust an  
Bodenqualität noch weniger verändern. 
Hinsichtlich der Bodenqualität scheint eine  
Lockerung des Waldschutzes keine prio-
ritäre Massnahme zu sein.

4.3.3 Robuste Standorte für neue  
bauliche Nutzungen

Mit Hilfe der Modelle lassen sich auch Ent-
wicklungsspielräume visualisieren, wie das  
Projekt lastenausgleich zeigt. Verschie-
dene Zielvorgaben beeinflussen Standort-
entscheide für bauliche Nutzungen, sei es  
beim BaB, bei Infrastrukturvorhaben oder  
bei der Ausscheidung neuer Bauzonen. Oft  

Abbildung 24
Ausgewählte Muster für neue 
bauliche Nutzungen mit optima-
ler Kompaktheit und minimalem 
Verlust an qualitativ hochwerti-
gen Böden in Uster ZH. 
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ergeben sich Zielkonflikte und es müssen  
Abwägungsentscheidungen getroffen wer- 
den (Kapitel 2.2.2, S. 22). Dies ist gemäss 
Projekt jedoch nicht immer der Fall. In der 
Untersuchungsregion Greifensee ZH hat 
der Optimierungsalgorithmus des Modells 
optimale Flächen für bauliche Nutzun-
gen aus Sicht zweier teilweise entgegen-
gesetzter Ziele ermittelt. Künftige Flächen 
für bauliche Nutzungen sollten in diesem 
Beispiel eine möglichst geringe Zunah-
me der Zersiedelung und eine möglichst 
geringe Abnahme der Bodenqualität ver-
ursachen. Abbildung 24 zeigt beispielhaft 
sechs von insgesamt gut 300 Lösungen des 
Modells für die Gemeinde Uster. 

Jedes dieser Muster ist sehr unterschied-
lich. Dennoch gibt es einige neu überbau-
te Flächen, die in jedem Muster vorkom-
men. Diese regelmässig neu überbauten 
Flächen werden in Abbildung 25 darge-
stellt. Sie sind aus Sicht der Bodenqua-
lität von geringem Wert, und durch ihre 
Überbauung nimmt die Zersiedelung nur 

sehr geringfügig zu. Wenn Standorte für 
neue bauliche Nutzungen gesucht wer-
den, könnten aus Sicht dieser zwei Ziele 
die ermittelten Flächen bevorzugt werden. 

Für die verschiedenen Gemeinden der 
Untersuchungsregion Greifensee zeigt das  
Modell unterschiedliche Flächenanteile, 
die bei den verschiedenen Lösungen stets 
für die Überbauung vorgeschlagen wer-
den und damit als Handlungsspielräume  
zu betrachten sind (Tab. 1, S. 65). In der 
Realität sind natürlich teilweise andere 
und vor allem viele weitere Ziele und Kri-
terien bei Standortentscheiden für neue 
bauliche Nutzungen zu berücksichtigen.  
Zudem hat das rpg 1 die Spielräume beim 
Ausscheiden neuer Bauzonen stark ver-
kleinert. Auch beim BaB, das entscheidend 
zur Zersiedelung beiträgt, müssen Stand-
ortentscheide getroffen werden. Das Mo-
dell hilft in diesen Fällen, die hohe Kom-
plexität bei teilweise entgegengesetzten 
Zielvorgaben zu verringern, indem es Flä-
chen für künftige bauliche Entwicklungen 

Abbildung 25
Handlungsspielräume für bauli-
che Nutzungen in der Gemeinde 
Uster ZH. Die roten Flächen sind 
gemäss vielen Lösungen diejeni-
gen Flächen, auf denen eine neue 
bauliche Nutzung die Bodenqua-
lität minimal beeinträchtigt und 
die Zersiedelung minimal erhöht. 
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aufzeigen kann, bei denen sich aufwendige  
Abwägungsprozesse erübrigen.

4.3.4 Überkommunale Planung zum Erhalt 
der Bodenqualität

Gemeindeübergreifende Kooperationen  
haben seit der Jahrtausendwende spürbar 
zugenommen99. Das rpg 1 verlangt expli-
zit eine gemeindeübergreifende Abstim-
mung der Bauzonen (Art. 15 Abs. 3 rpg), 
sodass die Relevanz zunehmen dürfte. Die 
Zusammenarbeit betrifft bisher überwie-
gend die direkte Nachbargemeinde, eher 
selten die gesamte Region100. Die regiona-
le Betrachtungsweise ist hinsichtlich ei-
ner nachhaltigen Bodennutzung jedoch 
von steigender Bedeutung. Die Erhaltung 
der Bodenqualität kann durch gemein-
deübergreifende Planung erheblich ver-
bessert werden96. Es kann beispielsweise 
vorkommen, dass der Schutz der besten 
Böden in der einen Gemeinde nur un-
ter erheblichen Mehrkosten möglich ist, 
während in einer Nachbargemeinde der 

Schutz des Bodens keine grossen Zielkon-
flikte hervorruft. Oder: In einer Gemeinde 
sind nur wenige sehr gute Böden vorhan-
den, während in einer anderen Gemeinde 
der Re gion das Gegenteil der Fall ist71. Mit 
dem Modell des Projekts lastenausgleich  
wurde für die vier Gemeinden Uster, Pfäf- 
fikon, Volketswil und Fehraltorf simuliert,  
wie sich die gemeindeübergreifende Ver-
teilung neuer baulicher Nutzungen auf die  
Bodenqualität auswirkt (Abb. 26). Die Si-
mulation zeigt, dass durch die Zusammen-
arbeit die künftigen baulichen Entwick-
lungen auf die weniger wertvollen Flächen 
gelenkt und gemeinde übergreifend die 
besten Böden geschützt werden können. 
Insgesamt ermöglicht die gemeindeüber-
greifende Planung, den Verlust an Boden-
qualität zu verringern.

Fusionen und gemeindeübergreifende  
Kooperationen können sinnvolle Lösungs-
ansätze darstellen. Von hoher Bedeutung  
sind dabei Ausgleichsmechanismen für die  
Abgeltung von Standortvor- und -nachtei- 

Abbildung 26
Auswirkungen der gemeinde über- 
greifenden Kooperation auf die Bo- 
denqualität durch neue bauliche Nut- 
zungen in der Region Greifensee ZH: 
Durch gemeindeübergreifende  
Optimierung lässt sich der Verlust  
an Bodenqualität vermindern. 
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Tabelle 1
Anteil der Flächen, die sich  für  
neue bauliche Nutzungen (Flächen, 
die in vielen Lösungen immer 
wieder vorgeschlagen werden) 
eignen, an der Gesamtfläche,  
die im Szenario überbaut wer- 
den soll; Gemeinden der Unter - 
suchungs region Greifensee.
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len oder für den Verzicht auf die Realisie-
rung von neuen baulichen Entwicklungen. 
Dabei sind Instrumente zum Abtausch von  
Bauzonen und zum Nutzen- Lasten-Aus-
gleich von hoher Bedeutung, wie erste Er-
fahrungen mit überkommunalen Baland-
umlegungen zeigen (Kapitel 4.2.2, S. 56).

Gemäss der Fokusstudie «Landschaftsqua- 
lität in Agglomerationen» des nfp «Nach-
haltige Siedlungs- und Infrastrukturent-
wicklung» (nfp 54) eignen sich die Agglo- 
merationsprogramme des Bundes als In-
strumente, um übergeordnete Grün- und 
Freiräume innerhalb funktionaler städti- 
scher Räume festzulegen101. Diese können  
den Rahmen bilden, innerhalb dessen sich  
künftige bauliche Nutzungen entwickeln. 
Das Modell des Projekts lastenausgleich 
könnte künftig die Festlegung dieser prio-
ritär freizuhaltenden Räume mit Rücksicht  
auf die Bodenqualität unterstützen. Da Ge- 
meinden aber oftmals erst reagieren, wenn  
der Problemdruck hoch ist, dürfte dies im 
Falle der Bodenqualität zu spät sein. Wei-

tere Steuerungsimpulse von höherer Ebe-
ne könnten daher erforderlich sein102.

4.4 Fazit: Die Zeit drängt

Massnahmen zum Schutz der wertvolls-
ten Böden müssen möglichst bald ergrif-
fen werden, um den Verlust an qualitativ  
hochwertigen Böden zu begrenzen. Mit 
dem Modell des Projekts lastenausgleich 
wurden am Beispiel der Gemeinde Uster  
die Folgen untersucht, falls die Boden-
qualität bei Standortentscheiden für neue  
bauliche Nutzungen nicht frühzeitig be-
rücksichtigt wird. Die nek aus der Boden- 
karte des Kantons Zürich wurden dabei 
als Indikator für die Produktionsfunktion 
verwendet. Weitere Bodenfunktionen wur- 
den nicht berücksichtigt. Dennoch lässt 
sich mit ihrer Hilfe die zukünftige Ent-
wicklung skizzieren (Abb. 27). Verläuft das 
Wachstum der überbauten Fläche bis 2050 
ohne zusätzlichen Schutz der Bodenquali-
tät, gehen knapp 18 Prozent der heute vor-
handenen Bodenqualität verloren71. Wür-
den bis 2018 die besten Böden vor der 
Überbauung geschützt, könnte der Ver-
lust auf 13 bis 14 Prozent begrenzt wer-
den. Soll der Gesamtverlust 14 Prozent 
nicht überschreiten, muss eine Interventi-
on zum Schutz der Bodenqualität bis spä-
testens 2026 erfolgen.

Es wird deutlich: Um einen zusätzlichen er- 
heblichen Verlust an Bodenqualität zu ver- 
meiden, muss sie möglichst bald geschützt 
werden103. Vorkehrungen zum Schutz der  
Bodenqualität sind möglichst innerhalb  
der nächsten zehn Jahre zu treffen. Die Bo-
denagenda im folgenden Kapitel schlägt 
konkrete Massnahmen zum Schutz der 
qualitativ besten Böden vor.

Interessenabwägung

 Entscheidungsplattformen können Abwägungsprozesse unterstützen und helfen, die Boden-

qualität in die Interessenabwägung einzubeziehen. Die Plattformen eignen sich für den Ein-

satz auf lokaler und regionaler Ebene.

 Die Lockerung des Waldschutzes ist hinsichtlich des Schutzes der Bodenqualität keine prio-

ritäre Massnahme.

 Durch überkommunale Planung ist eine Verringerung des Verlusts an Bodenqualität möglich.
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Abbildung 27
Verlust an Bodenqualität in der 
Gemeinde Uster in Abhängigkeit 
des Jahrs, in welchem der Schutz 
der besten Böden einsetzt.  
Die Zeit drängt: Soll der Gesamt-
verlust 14 Prozent nicht über-
schreiten, muss eine Schutzin-
tervention bis spätestens 2026 
erfolgen.
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Der Druck auf qualitativ hochwertige Böden wird in Zukunft kaum nachlassen, wie diese 
Synthese zeigt. Um zu verhindern, dass weiterhin wertvolle Böden durch bauliche Nut-
zungen zerstört werden, soll die Bodenqualität zu einer zentralen Entscheidungsgrösse 
der Raumplanung werden. Wir schlagen deshalb eine Agenda für die Raumplanung mit 
folgenden Punkten vor, um eine nachhaltige Bodennutzung zu erzielen.

Es gehört zu den zentralen Aufgaben der Planungsbehörden, Nutzungsinteressen abzu-
wägen und zu beurteilen. Das Kriterium der Bodenqualität fliesst bisher nur spärlich in 
die Interessenabwägung ein. Die qualitativ hochwertigsten Böden müssen im Zuge der In-
teressenabwägung besser geschützt werden. Das rpg verlangt in seinen Zielen, den Bo-
den zu schützen (Art. 1 Abs. 2 Bst. a). Das Anliegen ist auch in den Planungsgrundsätzen 
enthalten, insbesondere In Form der Erhaltung des landwirtschaftlichen Kulturlands be-
ziehungsweise der Fruchtfolgeflächen (Art. 3 Abs. 2 Bst. a). Das Gesetz soll an diesen Stel-
len explizit um das Kriterium der Bodenqualität ergänzt werden.

Um der grossen Bedeutung der Interessenabwägung gerecht zu werden, ist jedoch – ganz 
generell – ein eigener Abstimmungs- und Abwägungsartikel (nach dem Muster von Art. 3 
rpv) ins rpg aufzunehmen, wie er in der Vernehmlassungsvorlage zur zweiten Etappe der 
rpg-Revision (Art. 2 Abs. 2bis rpg) vorgeschlagen wurde. Damit würde die Interessenabwä-
gung in der Praxis gestärkt und deren Qualität erhöht. Eine solche Änderung fordert auch 
die Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz (bpuk) im Bericht zur raumplaneri-
schen Interessenabwägung108. 

Die Interessenabwägungen müssen möglichst frühzeitig erfolgen, das heisst bereits im 
Rahmen von Sach- und Richtplanungen. Denn hier – und nicht erst im Baubewilligungs-
verfahren – werden die Standorte für räumliche Nutzungen festgelegt und Linienführun-
gen von Infrastrukturanlagen definiert. Damit werden wichtige Weichenstellungen vorge-
nommen, insbesondere auch für die Sicherung der Bodenqualität. Zu dieser frühzeitigen 
und stufengerechten Interessenabwägung sieht die Vernehmlassungsvorlage zur zwei-
ten Etappe der rpg-Revision (rpg 2) einen Bericht vor, in dem die Interessenabwägung 
auszuweisen ist. Auf der Ebene der Nutzungsplanung kennt man dies bereits mit dem 
Planungsbericht, den die Raumplanungsverordnung verlangt (Art. 47 rpv). Eine Rechen-
schaftspflicht würde mit der fraglichen Bestimmung auch in der Sach- und Richtplanung 
zum Standard. Auf eine solche Regelung ist im rpg 2 hinzuwirken, umso mehr, als sie in 
der Vernehmlassung auf keinen nennenswerten Widerstand gestossen ist.

Um das Kriterium der Bodenqualität besser in den Planungsprozess zu integrieren, ist 
das Instrumentarium der Raumplanung um Bodenindexpunkte zu ergänzen. Dazu bieten 
sich zwei Möglichkeiten. 

Die Bodenqualität wird im Rahmen der raumplanerischen Interessenabwägung berück-
sichtigt (siehe oben). Die Bodenindexpunkte helfen bei Standortwahl und Kompensa-
tionen, die Bodenqualität besser zu berücksichtigen. Denkbar wäre es, die Berücksichti- 
gung der Bodenindexpunkte in der Raumplanungsverordnung explizit vorzuschreiben –  
ergänzend zu einem Abstimmungs- und Abwägungsartikel auf Gesetzesebene, wie oben be- 
schrieben. Die Bodenindexpunkte würden dadurch in die Interessenabwägung einfliessen,  
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womit die Bodenqualität stärker berücksichtigt würde. Ein Kontingent an maximalen Bo-
denindexpunkten gäbe es bei dieser Lösungsvariante jedoch nicht. Der Ermessensspiel-
raum würde nicht weiter eingeschränkt.

Alternativ und anstelle des heutigen Sachplans fff kann das Instrument der Bodenindex-
punkte in einem eigenständigen Gesetzesartikel verankert werden. Dazu würde im rpg 
ein neuer Artikel mit dem Titel «Erhalt der wertvollen Böden» geschaffen in Anlehnung 
an die heutigen Verordnungsbestimmungen zum Schutz der fff (Art. 26 ff. rpv). Dieser 
Artikel sähe vor, auf Kantonsebene ein Kontingent an Bodenindexpunkten festzulegen, 
die in einem bestimmten Zeitraum verbraucht werden dürfen6. Die Kantone würden die 
maximalen jährlichen Verbrauchsraten an Bodenindexpunkten pro Gemeinde bestim-
men und die Bodenindexpunkte verteilen. Die Berücksichtigung der Bodenqualität in der 
Interessenabwägung würde damit erheblich gestärkt, der Ermessensspielraum der Pla-
nungsbehörden jedoch eingeschränkt. Eine Kontingentierung der fff, wie sie der heutige 
Sachplan fff vorsieht, würde es in diesem Fall nicht mehr brauchen. 
Statt ein Kontingent an Bodenindexpunkten zu bestimmen, das geringer ist als das heuti-
ge Kapital an Bodenqualität und so weiteren Verlust zulässt, wäre auch ein Kontingent an 
Bodenindexpunkten zu diskutieren, das grösser ist als das aktuelle Kapital. In diesem Fall 
würde im rpg eher ein Artikel mit dem Titel «Verbesserung der Bodenqualität» geschaf-
fen. Dies würde eine Rekultivierung degradierter Böden nach sich ziehen und das Bauen  
in die Höhe fördern.

Bei der Einführung von Bodenindexpunkten besteht die Gefahr, dass den Kantonen neue 
Indexpunkte zugewiesen werden, wenn sie einmal aufgebraucht sind, sodass das Potenzial  
an Bodenqualität irgendwann in Zukunft ausgeschöpft ist. Langfristig ist es daher uner- 
lässlich, allgemeingültige Grenzwerte für den Verlust an Bodenqualität festzulegen. Zur For- 
mulierung dieser Ziele ist ein politischer Prozess notwendig. Es ist auszuhandeln, ab wel-
chem Punkt keine zusätzlichen Verluste an Bodenqualität mehr zugelassen werden, ohne 
dass diese kompensiert werden, oder wie viel die Bodenqualität verbessert werden muss. 
In diese Diskussion sind auch die Möglichkeiten zur Kompensation im Ausland mitein-
zubeziehen, wenn sie zur nachhaltigen Entwicklung vor Ort beitragen (Kapitel 1.1, S. 11).

Als Voraussetzung für Bodenindexpunkte müssen die notwendigen Bodeninformationen  
durch Bodenkartierungen erhoben, Bodenfunktionen bewertet und in einem Boden index 
zusammengefasst werden. Die thematische Synthese TS4 des nfp 68 «Bodeninforma-
tions-Plattform Schweiz (bip-ch)» zeigt auf, wie dieser Prozess von den Bodendaten zum 
Bodenindex künftig landesweit umgesetzt werden kann.

Eine entscheidende Rolle für eine nachhaltige Nutzung der Ressource Boden in der Schweiz  
spielt das Bauen ausserhalb der Bauzone. Der fortschreitende Verlust qualitativ hochwer-
tiger Böden durch Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone ist zu begrenzen. Mit diesem  
wichtigen Thema haben sich die nfp 68-Projekte nur am Rande befasst. Im Hinblick auf 
die aktuelle Debatte zu diesem Thema (rpg 2) und unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse der Projekte lassen sich dennoch erste Schlussfolgerungen ziehen. Bei der bauli-
chen Beanspruchung qualitativ hochwertiger Böden ausserhalb der Bauzone ist, in Ver-
bindung mit einem Bodenindex, eine Kompensation zu verlangen. Die Bewilligung von  
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neuen Bauten ist zudem an den Bewilligungszweck zu binden und mit einer Rückbaupflicht  
zu verknüpfen, sobald der Bewilligungszweck entfällt (Rückbaurevers gemäss Art. 44 rpv; 
Beseitigungsauflage Art. 23b gemäss Entwurf rpg 2)38. Ausserdem ist für landwirtschafts-
fremde Nutzungen ausserhalb der Bauzone ein Mehrwertausgleich vorzusehen. Bei der 
Gesamtplanung ist das Instrument der landwirtschaftlichen Planung vermehrt einzu-
setzen. Dabei soll die Bodenqualität, in Verbindung mit einem Bodenindex, künftig eine 
wichtige Rolle im Abstimmungsprozess spielen. Um die Aufsicht über den Vollzug zu verstär- 
ken, ist die Datenbasis zu verbessern und ein flächendeckendes Monitoring aufzubauen40.

Der Druck zur Innenentwicklung muss aufrechterhalten werden. Ein konsequentes Flä-
chenmanagement (Rückzonungen, Abtausch von Bauzonen, Baulandumlegungen 
und Bekämpfung der Baulandhortung) als wichtiger Bestandteil einer haushälterischen  
Bodennutzung ist unumgänglich. Kantone und Gemeinden sind bei dieser schwierigen 
Aufgabe zu unterstützen: über die Forschung, das Bereitstellen der nötigen gesetzlichen 
Grundlagen und das Aufzeigen guter Beispiele. Die Innenentwicklung im Sinne des rpg 1 
muss konsequent umgesetzt werden. Dabei ist vermehrt auf die Bodenqualität inner- 
halb der Bauzonen zu achten. Die Böden sollen so wenig wie möglich versiegelt werden, 
um deren Funktionen zu erhalten und die ösl sicherzustellen. 

Um Bodendaten informativ darzustellen und das Verständnis der Akteurinnen und Ak-
teure für Auswirkungen von Planungsentscheidungen auf die Bodenqualität zu fördern, 
sind vermehrt Simulationsmodelle und Visualisierungsplattformen einzusetzen.

Die Forschung im Bereich «Bodenqualität und Raumentwicklung» ist weiter zu fördern. 
Die Gespräche mit den Interessenvertretern brachten folgende Lücken zutage, die es aus 
Sicht der Praxis zu schliessen gilt:
Wo liegen die Grenzen der Übernutzung der Funktionen und ösl des Bodens durch Pro-
zesse wie Zersiedelung oder Versiegelung? Wie müssen allfällige Grenzwerte für den Ver-
lust an Bodenqualität ausgestaltet werden, und wann muss die Nutzung spätestens ge-
stoppt werden, damit der Boden die Funktionen und ösl in ausreichendem Masse für die 
Gesellschaft sicherstellen kann?
Was bedeutet die Einführung des Instruments der Bodenindexpunkte für die Praxis? 
Welche Herausforderungen stellen sich bei der Umsetzung? Welche Kosten verursachen 
Umsetzung und Vollzug? (Die Kosten für die Erfassung der Bodenkarten werden in TS4 
aufgezeigt.)
Welchen Einfluss hat die Innenentwicklung auf die Funktionen und ösl von unversiegelten 
Böden innerhalb der Bauzonen? Wie können die Bodenfunktionen und ösl innerhalb der  
bestehenden Siedlungen trotz Innenentwicklung erhalten oder gar ausgebaut werden?
Welches sind die Erfolgsfaktoren bei Rückbau-, Rekultivierungs- und Bodenverbesse-
rungsmassnahmen im Zuge einer Kompensation? Welche Kosten-Nutzen-Verhältnisse 
ergeben sich bei diesen Massnahmen?
Welche (rechtlichen) Anforderungen braucht es für Baulandumlegungen im Zusammen-
hang mit Rückzonungen oder dem Abtausch von Bauzonen, die das rpg verlangt? Wie sähen  
Modelle für die Rückzonung überdimensionierter Bauzonen aus, bei denen es nicht nur 
Gewinner und Verlierer gibt, sondern unter dem Strich alle profitieren?
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Anhang

Anhang 1

bafu-Kate- Ökosystemleistungen
gorisierung14

G1 Erholungsleistung durch Möglichkeit zum Jagen, Sammeln und Beobachten wild lebender Arten

G2 Erholungsleistung städtischer Grün- und Freiräume sowie von Nah- und Fernerholungsräumen

G3 Erholungsleistung durch Erholungsräume im Wohnumfeld (Gärten u.a.)

G5 Lokale Mikroklimaregulationsleistung durch Ökosysteme

S1 Schutzleistung vor Lawinen, Steinschlag und Murgängen durch Vegetation an Steilhängen

S2 Schutzleistung durch Gebiete, die überflutet werden oder Wasser zurückhalten können

S3 Speicherung von CO2

V1 Existenz natürlicher Vielfalt auf der Ebene der Arten, Gene, Ökosysteme und Landschaften

W1 Natürliches Angebot an Trink- und Brauchwasser aus nutzbarem Grund- und Oberflächenwasser

W2 Natürliches Angebot an Produktionsunterstützungsleistungen:  

 Bestäubung und Schädlingsbekämpfung

W3 Fruchtbarer Boden für die landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Nutzung

W4 Futterpflanzen und organische Düngemittel für die landwirtschaftliche Nutzung

W5 Holzzuwachs für die forstwirtschaftliche Nutzung

W7 Angebot an wertvollen Natur- und Kulturlandschaften für die kommerzielle Nutzung im Tourismus

W10 Genetische Ressourcen und biochemische Wirkstoffe

W11 Produktionsunterstützungsleistung: Abbau beziehungsweise Speicherung von Reststoffen

 

Tabelle 2
Ökosystemleistungen (ösl),  
für die der Boden relevant ist 

Fokusstudie bodenindikatoren
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Anhang 1

Das Nationale Forschungsprogramm  
«Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden»  
(nfp 68)

Die Nationalen Forschungsprogramme (nfp) leisten wissenschaftlich fundierte Beiträge 
zur Lösung dringender Probleme von nationaler Bedeutung. Der Schweizerische Natio-
nalfonds (snf) führt sie im Auftrag des Bundesrats durch. 

Das Nationale Forschungsprogramm «Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden» (nfp 68)  
legt Grundlagen für eine nachhaltige Nutzung des Bodens in der Schweiz vor. Dabei werden  
sowohl die ökologischen als auch die ökonomischen Leistungen des Bodens berücksichtigt.  
Das Konzept der Ökosystemleistungen erlaubt es, die Bodenfunktionen und ihren Beitrag an  
das menschliche Wohlbefinden in Wert zu setzen. Das nfp 68 verfolgt drei Hauptziele: i) ver- 
bessertes Wissen über Bodensysteme bereitstellen; ii) Instrumente zur Bewertung der Res- 
source Boden entwickeln; iii) Strategien zur nachhaltigen Nutzung von Boden erarbeiten. 

Auswahl und Dauer der Forschungsprojekte 
Das nfp 68 verfügte über einen Finanzrahmen von 13 Millionen Franken. Die Forschung 
dauerte, unterteilt in zwei Phasen, von 2013 bis 2017. Die Projekte wurden aus einer 
Vielzahl von Vorschlägen vor dem Hintergrund des Schweizer Kontexts nach Kriterien 
der wissenschaftlichen Qualität sowie der Relevanz für das nfp 68 ausgewählt. Nach ei-
nem zweistufigen Auswahlverfahren mit internationaler Begutachtung bewilligte der snf  
für die Forschungsphase 1 (2013–2015) 19 Projekte. Zwei weitere Projekte wurden im 
Rahmen einer Zweitausschreibung gefördert. Für die Forschungsphase 2 (2016–2017) 
lancierte der snf ergänzend vier weiterführende Projekte. Insgesamt wurden im nfp 68 
also 25 Forschungsprojekte durchgeführt. Zusätzlich standen dem nfp 68 und dem nfp 69 
«Gesunde Ernährung und nachhaltige Lebensmittelproduktion» 4 Millionen Franken für 
die Förderung von Forschungsprojekten im Rahmen der Ausschreibungen der European 
Joint Programming Initiatives «Agriculture, Food Security and Climate Change» (facce–
jpi) und «A Healthy Diet for a Healthy Life» (hdhl–jpi) zur Verfügung. Dadurch konnten 
weitere zwölf Projekte mit Bezug zum nfp 68 und mit internationaler Ausstrahlung finan-
ziert werden (www.nfp68.ch ➝ Projekte). 

Mangels eingereichter Gesuche von genügend hoher Qualität umfasst das nfp 68 keine 
Forschungsprojekte zu Fragen des Bodeneigentums und der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen sowie zur ökonomischen und sozialen Valorisierung der Ökosystemleistungen, 
die der Boden erbringt. 

Stetiger Austausch 
Das nfp 68 legte grossen Wert auf einen offenen und transparenten Austausch innerhalb 
des Programms sowie mit Vertreterinnen und Vertretern der Anspruchsgruppen. Dazu tra-
fen sich die Forschenden zu drei programminternen Konferenzen. Des Weiteren beteilig-
ten sich Forschende sowie Mitglieder der Leitungsgruppe regelmässig an Veranstaltungen 
mit Praxispartnern und traten an öffentlichen Symposien auf. Im Vordergrund stand dabei 
das Finden einer gemeinsamen Sprache von Fachpersonen aus Wissenschaft und Praxis 
in den für das nfp 68 zentralen Themen «Umwelt», «Landwirtschaft» und «Raumplanung». 
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Breit abgestützter Begleitprozess für die thematischen Synthesen 
Als Auftakt zur Synthesebildung diskutierte das nfp 68 Anfang 2016 die vorläufigen  
Projektergebnisse in drei Stakeholder-Workshops mit Fachpersonen aus Bundes- und 
Kantonsverwaltungen, Wirtschafts- und Umweltverbänden sowie der Privatwirtschaft. 
Die Workshops lieferten wichtige Inputs für die Konzeption und Ausgestaltung der the-
matischen Synthesen des nfp 68, die zum Ziel haben, die wissenschaftlichen Ergebnis-
se zielgruppenorientiert in einen übergeordneten Kontext zu bringen und spezifische  
Instrumente, Konzepte und Strategien für die Praxis und die Verwaltung zu entwickeln. 
Sie sollen damit einen zentralen Beitrag zur Erreichung der Programmziele leisten. 

Abgestützt auf die Inputs dieser Workshops und im Austausch mit den Forschenden  
beschloss die Leitungsgruppe des nfp 68 im Herbst 2016 die Lancierung von fünf  thema-
tischen Synthesen. 

Die Verantwortlichen für die thematischen Synthesen legten ihre Konzepte und Entwür-
fe in jeweils zwei bis drei partizipativen Workshops den Mitgliedern der Begleitgruppen 
vor. Ziel war es, die Entwürfe kritisch zu diskutieren und Lücken zu füllen. Es lag in der 
Verantwortung der Autorinnen und Autoren der thematischen Synthesen, diese Inputs  
zu gewichten und zu entscheiden, welche Aspekte für die weiteren Arbeiten berücksich-
tigt werden können. Die thematischen Synthesen des nfp 68 wurden schliesslich von der 
Leitungsgruppe des nfp 68 genehmigt. 
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Die Forschungsprojekte des nfp 68

* Projekte mit einem Beitrag zu dieser thematischen Synthese.

Forschungsphase 1

anfälligkeitsindikatoren: Indikatoren für die Störungsanfälligkeit von Bodenkohlen-
stoff (Eglinton T.) 

antibiotikaresistenz: Die Rolle der Bodenbewirtschaftung für Antibiotikaresistenzen 
(Duffy B., Smits T.) 

bodenbakterien: Gesunde Böden dank Bodenbakterien (Maurhofer Bringolf M., Keel C.)

* bodenkarten: Kartierung von Bodeneigenschaften zur Beurteilung von Bodenfunktio-
nen auf regionaler Skala (Papritz A.J., Baltensweiler A., Keller A., Presler J., Schaepman 
M.E., Walthert L., Zimmermann S.)

* bodenstabilität: Bodenstabilität und Naturgefahren: Vom Wissen zum Handeln  
(Graf F., Bebi P., Frei M., Rickli C., Rixen C., Springman S.M.)

bodenverdichtung: Regeneration verdichteter Böden (Keller T., Or D., Schymanski S., 
Walter A., Weisskopf P.)

* entscheidungsplattform: Entscheidungsplattform für eine nachhaltige Bodennutzung 
(Grêt-Regamey A., Diggelmann H., Huber R., Keller A., Kübler D., Siegrist D.,  
Zimmermann S.)

* frühwarnsystem: Regionales Boden-Monitoring-Tool für nachhaltige Stoffkreisläufe 
auf landwirtschaftlich genutzten Böden (Keller A., Mann S., Schaepman M.E.,  
Schulin R.)

gründüngung: Mit Gründüngung und konservierenden Anbausystemen die Umwelt 
schonen (Streit B., Charles R., Walter A.)

kohlenstoffdynamik: Einfluss des Klima- und Landnutzungswandels auf den Boden-
kohlenstoff in Schweizer Böden (Abiven S., Niklaus P.A.)

kohlenstoffeintrag: Bodenkohlenstoffeintrag durch Kulturpflanzen (Mayer J.,  
Abiven S., Hund A., Leifeld J.)

lachgas: Auswirkungen der Bodennutzung auf lachgasproduzierende und -abbauende 
Bodenmikroorganismen (Gattinger A., Mäder P., Thonar C.)

land grabbing: Land Grabbing mit Schweizer Beteiligung (Rist S., Cottier T., Mann S.)
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* lastenausgleich: Nachhaltiges Bodenmanagement durch den Ausgleich wirtschaftli-
cher und ökologischer Mehr- und Minderwerte (Nahrath S., Gmünder M., Grêt-Regamey 
A., Joerin F., Pflieger G.)

moorböden: Nachhaltige Bewirtschaftung organischer Böden (Leifeld J., Engel S.,  
Müller M.)

* multikriterielle kompensation: Berücksichtigung der Bodenqualität in Kompensa-
tionsmechanismen der Raumplanung (Joerin F., Boivin P., Ruegg J.)

Mykorrhiza: Wiederherstellung von Bodenfunktionen mit Hilfe arbuskulärer Mykorrhiza 
(Van der Heijden M., Oehl F., Wagg C.)

nematoden: Einsatz von Fadenwürmern im Kampf gegen schädliche Bodeninsekten 
(Turlings T., Mascher F.)

* politikinstrumente: Politikinstrumente für ein nachhaltiges Boden- und Landnut-
zungsmanagement (Walter F., Grêt-Regamey A., Sager F., Vatter A.)

waldböden: Kohlenstoffvorräte in Schweizer Waldböden (Hagedorn F., Gimmi U.,  
Thürig E., Walthert L.)

* zersiedelung: Siedlungsentwicklung steuern – Bodenverbrauch verringern (Kienast F., 
Hersperger A.M., Schulz T., Seidl I.)

Forschungsphase 2

biologische schädlingsbekämpfung: Fadenwürmer und Bodenbakterien gegen schädli-
che Bodenorganismen (Turlings T., Keel C., Maurhofer Bringolf M.)

bodenverbessernde anbausysteme: Innovationszentren für bodenverbessernde  
Anbausysteme (Charles R., Keller T., Mayer J., Six J., Van der Heijden M.)

landnutzungsentscheide: Bessere Steuerung transnationaler Landkäufe (Rist S.,  
Mann S., Messerli P.)

landnutzungsmodell: Modell für die Landnutzung im Schweizer Mittelland (Keller A., 
Schaepman M.E., Schulin R.)
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FACCE – JPI

Projektteams im Rahmen der Joint Programming Initiative «Agriculture, Food Security  
and Climate Change» (facce – jpi) sind aus Wissenschaftern von mindestens drei Part-
nerländern zusammengestellt. Der Einfachheit halber werden nur die Projektleitenden 
aus der Schweiz aufgeführt.

afgroland: Dynamik des Ernährungssystems in Afrika (Messerli P.)

basil: Biodiversität in Landwirtschaftssystemen (Olschewski R., Frey B., Gessler A.,  
Hagedorn F., Seidl I.)

climate-cafe: Klimaanpassungsfähigkeit landwirtschaftlicher Systeme in Europa  
(Six J., Charles R.)

comet-global: Treibhausgas-Buchhaltung (Six J.)

devil: Ernährungssicherheit bei begrenzten Landressourcen (Buchmann N.)

eco-serve: Nachhaltige Bereitstellung vielfältiger Ökosystemleistungen in Agrarland-
schaften (Mäder P., Gattinger A.)

green rice: Ressourcenschonende Reisproduktion (Six J.)

maggnet: Treibhausgas-Emissionen aus der Landwirtschaft (Leifeld J.)

models4pastures: Lachgas aus der Landwirtschaft (Merbold L., Buchmann N.)

promessing: Förderung von Ökosystemleistungen in Rebbergen Zentraleuropas  
(Bacher S.)

staccato: Ökosystemleistungen in landwirtschaftlich genutzten Landschaften  
(Zimmermann N., Kienast F.)

tale: Multifunktionale Landwirtschaft in Europa (Holzkämper A., Charles R.)

Thematische Synthesen

Thematische Synthese TS1: Boden und Nahrungsmittelproduktion (Charles R.,  
Burgos S.) 

Thematische Synthese TS2: Boden und Umwelt (Krause H.-M., Studer M.,  
Schellenberger A., Gattinger A., Hagedorn F.) 
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Thematische Synthese TS3: Eine Bodenagenda für die Raumplanung (Grêt-Regamey A., 
Kool S., Bühlmann L., Kissling S.) 

Thematische Synthese TS4: Bodeninformations-Plattform Schweiz (bip-ch) (Keller A., 
Zürrer M., Knüsel P., Franzen J., Papritz J.A.) 

Thematische Synthese TS5: Wege zu einer nachhaltigen Bodenpolitik (Walter F.,  
Hänni E.)  

Fokusstudien

* bodenindikatoren: Bodenindikatoren für eine nachhaltige Raumplanung  
(Grêt-Regamey A., Bühlmann L.) 

bodeninformationssysteme: Bodeninformationssysteme und (digitale) Bodenkartierung 
(Papritz A.J., Burgos S., Carizzoni M., Keller A., Wegmann F.)

* landwirtschaftlicher bodenmarkt: Landwirtschaftlicher Bodenmarkt im Brennpunkt 
von Regionen mit Siedlungserweiterung (Giuliani G., Flury C.)

treibhausgasbilanz: Treibhausgas-Emissionen aus landwirtschaftlichen Böden in der 
Schweiz (Gattinger A., Bretschger D., Schellenberger A.)
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Glossar

Aussenentwicklung
Überbauung unüberbauter Parzellen am Rande bestehender Siedlungen, die bereits als 
Bauland zoniert sind, oder Ausscheidung neuer Bauzonen104.

Bauzonen
Zonen, die in der Nutzungsplanung der Grundnutzung «Bauzonen» zugewiesen werden. 
Dazu gehören die Hauptnutzungen Wohnzonen, Arbeitszonen, Mischzonen, Zentrums-
zonen, Zonen für öffentliche Nutzungen, eingeschränkte Bauzonen, Tourismus- und Frei-
zeitzonen, Verkehrszonen innerhalb der Bauzonen und weitere Bauzonen104.

Boden
Äusserste, belebte Schicht der Erdkruste an der Schnittstelle zwischen der Atmo-, Hydro-,  
Geo- und Biosphäre. Im Boden findet ein reger Austausch von Stoffen und Energie zwi-
schen Luft, Wasser und Gestein statt. Als Teil des Ökosystems nimmt der Boden eine 
Schlüsselstellung in lokalen und globalen Stoffkreisläufen ein. In der deutschen Sprache 
werden die Begriffe «Boden» und «Land» ( ) oft als Synonyme verwendet.
[www.soil.ch]

Bodenqualität
Leistungsvermögen der Böden, ihre Bodenfunktionen in Ökosystemen zu erfüllen. (Exkurs  
«Böden und ihr Beitrag zu Ökosystemleistungen», S. 12)15,16.

Bodenversiegelung
Versiegelte Flächen, insbesondere durch Gebäude und Strassen. Durch die Versiegelung 
verliert der Boden seine ökologischen Bodenfunktionen «Produktion», «Lebensraum» 
und «Regulierung»42.

Fruchtfolgeflächen (fff)
Bezeichnung für die wertvollsten Landwirtschaftsflächen der Schweiz, die im Sachplan 
Fruchtfolgeflächen (SP fff) auszuweisen sind, um die ausreichende Versorgungsbasis der  
Schweiz gemäss Artikel 1 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 22. Juni 1979 über die Raum-
planung (rpg) sicherzustellen. fff umfassen 444 000 Hektaren vorab Ackerland und Kunst- 
wiesen in Rotation sowie ackerfähige Naturwiesen. fff liegen grossmehrheitlich im 
Schweizer Mittelland105.

Innenentwicklung/Siedlungsentwicklung nach innen
Strategie zur ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, umfasst Aspekte wie Sied-
lungsbegrenzung, Verdichtung, Siedlungserneuerung sowie kompakte Siedlungsentwick-
lung am geeigneten Ort. Kernanliegen und Hauptvoraussetzung der Innenentwicklung 
ist die konsequente Mobilisierung der inneren Reserven. Innenentwicklung vermeidet 
grundsätzlich kostspielige neue Infrastrukturen. Sie umfasst nicht nur das Überbauen 
der Baulücken, sondern auch Verdichtungsmassnahmen, die den Bestand verändern104.
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Kulturland/Landwirtschaftsflächen nach Arealstatistik
Alle Böden und Flächen, die von der Landwirtschaft bewirtschaftet und genutzt wer-
den. Dazu zählen gemäss Kategorisierung der schweizerischen Arealstatistik Wiesland, 
Ackerland, Weiden, Obstplantagen, Rebberge, Gartenbau sowie die alpwirtschaftlichen 
Nutzflächen105. Nicht dazu zählen Strassen, Wege, landwirtschaftliche Gebäude und de-
ren Umschwung sowie Feldgehölze und Bestockungen33. Das Kulturland bedeckt gut  
einen Drittel der gesamten Fläche der Schweiz, insgesamt rund 1 500 000 Hektaren. Der 
Begriff «Kulturland» wird hier sinngleich mit «Landwirtschaftsflächen» nach der Areal-
statistik verwendet.

Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden
Der Umgang mit der Ressource Boden kann nur dann nachhaltig erfolgen, wenn zwei Bedin- 
gungen erfüllt werden: Die vielfältigen Ansprüche an die Nutzung des Bodens durch ver-
schiedene Akteurinnen und Akteure müssen optimal aufeinander abgestimmt sein, und 
das öffentliche Recht muss dafür sorgen, dass die Ressource nicht übernutzt wird18,20.  
Der hier beschriebene Ressourcenansatz betrachtet die Ressource Boden als Kapital, 
aus dem der Ertrag − die Funktionen und ösl des Bodens − hervorgehen. Eine nachhalti-
ge Raumplanung muss dafür sorgen, dass der Boden nicht über seine Regenerationsfä-
higkeit hinaus genutzt wird, damit er seine Funktionen und ösl langfristig erfüllen kann 
(Kapitel 1.1, S. 11)18,20.

Ökosystemleistungen (ösl)
Leistungen, die Menschen von Ökosystemen beziehen, beziehungsweise Aspekte des  
Ökosystems, die – aktiv oder passiv – genutzt werden, um menschliches Wohlergehen zu  
erzeugen. Das Konzept der ösl fördert die Anerkennung des Wertes des Bodens für das 
menschliche Wohlergehen und die Berücksichtigung von Boden in Entscheidungsprozes-
sen11. Im Gegensatz dazu sind Bodenfunktionen Funktionen, die ein Boden erfüllt ohne 
direkte Verknüpfung zum Wert des Bodens für das menschliche Wohlergehen.

Siedlungsgebiet
Im kantonalen Richtplan festzulegendes Gebiet, das sich an der erwarteten Entwicklung 
der nächsten 20 bis 25 Jahre orientiert und neben den bestehenden Bauzonen zusätzlich  
das für die künftige Siedlungsentwicklung vorgesehene Gebiet umfassen kann. Das Sied-
lungsgebiet bildet einen langfristigen konzeptionellen und räumlichen Rahmen für die 
Festlegung der Bauzonen. Einzonungen innerhalb des Siedlungsgebiets müssen die Kri-
terien der Bauzonendimensionierung zum jeweiligen Zeitpunkt erfüllen. Verdichtung, 
Nutzung von Brachen und Schliessen von Baulücken haben dabei Vorrang vor der Aus-
senentwicklung104.

Überbaute Fläche (Siedlungsfläche nach Arealstatistik)
Alle Flächen, die vorwiegend durch Arbeiten, Wohnen, Erholung und Verkehr geprägt sind. 
Die überbaute Fläche entspricht der Siedlungsfläche nach der Arealstatistik. Die Sied- 
lungsflächen decken sich nicht mit den Bauzonen und können sowohl innerhalb als auch 
ausserhalb dieser Zonen liegen. Bei sich überlagernden Nutzungen haben die Siedlungs-
flächen Priorität. Das hat zur Folge, dass auch bestockte Flächen (Parkwälder, Alleen), 
paralandwirtschaftliche Nutzungen (Gemüse, Obst oder Reben im Gebäudeumschwung) 
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oder unproduktive Flächen (Biotope, Teiche) in den Siedlungsflächen enthalten sind, was 
gleichzeitig bedeutet, dass die Siedlungsflächen ein weit grösseres Areal abdecken als die 
ausschliesslich versiegelten und betonierten Flächen33.

Zersiedelung
Durchdringung der Landschaft mit überbauten Flächen oder Einzelgebäuden. Je umfang-
reicher die überbaute Fläche, je disperser die Verteilung der überbauten Fläche und je 
höher die überbaute Fläche pro Kopf ist, desto höher ist auch der Zersiedelungsgrad106.
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Abkürzungsverzeichnis

are Bundesamt für Raumentwicklung

BaB Bundesamt für Umwelt

bafu Bundesamt für Umwelt

bfs Bundesamt für Statistik

bgbb Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht

blw Bundesamt für Landwirtschaft

bpuk Bau,- Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz

bv Bundesverfassung

fal Eidgenössische Forschungsanstalt für Agrarökologie und Landbau –  
 heute Agroscope

fff Fruchtfolgeflächen

GSchG Gewässerschutzgesetz

lwg Landwirtschaftsgesetz

nabo Nationale Bodenbeobachtung

nabodat Nationales Bodeninformationssystem

nek Nutzungseignungsklassen

nfp Nationales Forschungsprogramm

nhg Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz

ösl Ökosystemleistungen

rpg Raumplanungsgesetz

rpg 1 Erste Etappe Revision Raumplanungsgesetz

rpg 2 Zweite Etappe Revision Raumplanungsgesetz

rpv Raumplanungsverordnung

seco Staatssekretariat für Wirtschaft

snf Schweizerischer Nationalfonds

squid Soil Quality Index

ts Thematische Synthese

vlp-aspan Schweizer Vereinigung für Landesplanung
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Nationales Forschungsprogramm «Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden» 
(nfp 68)  
 
Das Nationale Forschungsprogramm «Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden» (nfp 68) legt 
Grundlagen für eine nachhaltige Nutzung des Bodens in der Schweiz vor. Dabei werden sowohl 
die ökologischen als auch die ökonomischen Leistungen des Bodens berücksichtigt. Das Konzept 
der Ökosystemleistungen erlaubt es, die Bodenfunktionen und ihren Beitrag an das menschliche 
Wohlbefinden in Wert zu setzen. Die Forschung dauerte von 2013 bis 2017. Die Ergebnisse wer-
den in fünf thematischen Synthesen sowie in einer Gesamtsynthese zusammengeführt.

Thematische Synthese TS3 
Eine Bodenagenda für die Raumplanung 

Besonders im Schweizer Mittelland ist der Boden starkem Nutzungsdruck ausgesetzt, wobei vor  
allem das landwirtschaftliche Kulturland leidet. Die vorliegende thematische Synthese des nfp 68  
präsentiert Konzepte und Strategien, wie die Ressource Boden und ihre Funktionen und Ökosys-
temleistungen langfristig gesichert werden können.

Thematische Synthese TS1
Boden und Nahrungsmittelproduktion 

Thematische Synthese TS2 
Boden und Umwelt

Thematische Synthese TS4 
Bodeninformations-Plattform Schweiz (bip-ch)

Thematische Synthese TS5 
Wege zu einer nachhaltigen Bodenpolitik


